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Schwerpunktheft Nr. 173 
500 Jahre Kolonialismus 


Zum zweiten Mal innerhalb eines 
Jahres widmen die blätter des iz3w 
dem Thema ’500 Jahre Kolonialis- 
mus’ einen Schwerpunkt ihrer Aus- 
gabe. Während im Heft vom August 
1990 (Nr.167) Spanien und Latein- 


amerika im Zentrum der Betrach- 
tung standen, konzentriert sich die 
AG 500 Jahre Kolonialismus in der 
Nr. 173 voraussichtlich auf die kolo- 
nialen Beziehungen zwischen Euro- 
paund Afrika. Gleichzeitig wirdüber 
Widerstandsformen und -aktionen 
gegen die Kolonisierung der außer- 
europäischen Welt berichtet. Einen 
dritten Aspekt wird die Rolle von 


Frauen im Kolonisierungsprozeßbil- 
den. Manuskripte zu weiteren The- 
men und/oder Kontinenten bitte bis 
zum 5.4.91 an die 

blätter des iz3w 

AG 500 Jahre Kolonialismus 
Postfach 5328 

7800 Freiburg 

schicken. 

Das Heft wird am 6.5.91 erscheinen, 
d.h. vordem Bundeskongreß der ent- 
wicklungspolitischen Aktionsgrup- 
pen (8/9.5.in Köln), dersichmit dem 
Thema 500 Jahre Kolonialismus/ 
EG 1992 beschäftigt. 

Wer eine der Ausgaben erwerben 
will, kann sie gegen Vorkasse (6.DM 
pro Heft per Scheck, in bar oder in 
Briefmarken) bei uns bestellen. 


Namibia — 


Vergangenheitsbewältigung 
in Namibia 


Die Wunden des Krieges sind noch nicht verheilt 


Seit dem 21. März 1990 ist die über 
hundertjährige Kolonialgeschichte 
Namibias, die 1884 offiziell mit der 
Proklamation ’Deutsch-Südwestafri- 
kas’ begann, formal beendet. Im er- 
sten Jahr nach dem Erreichen der 
völkerrechtlichen Souveränität stand 
die Regierung Namibias vor der Auf- 
gabe, eine eigene namibische Identi- 
tät herauszubilden. Dies ist ein Pro- 
zeß, der vor großen Herausforderun- 
gen, nicht nur in ökonomischer, son- 
dern auch sozialpsychologischer Hin- 
sicht steht und unter dem aktuellen 
Schlüsselbegriff der ’nationalen Ver- 
söhnungspolitik’ nach fast einem 
Vierteljahrhundert Krieg gefaßt wird. 
Dieser Beitrag soll u.a. verdeutlichen, 
daß dies kein einfacher Weg ist und 
die Vergangenheit auch im Lichte der 
Unabhängigkeit noch Schatten wirft.” 


Foto: UNHCR, L, Aström 


Heimkehrende Namibier auf dem Flughafen Lubango, Angola 


ines der augenfälligsten Integra- 

tionsprobleme der Nachkriegsära 

stellen die etwa 45.000 aus dem 
Exil zurückgekehrten NamibierInnen dar. 
Innerhalb von drei Monaten wurden sie 
ab Juni 1989 im Zuge der Übergangspha- 
sen durch den Hohen Flüchtlingskommis- 
sar der Vereinten Nationen (UNHCR) in 
Zusammenarbeit mit dem eigens hierfür 
vom namibischen Kirchenrat gegründeten 
3R-Komitee („Repatriation, Rehabilita- 
tion, Reconstruction“) repatriiert. Ein 
Jahr danach zog eine Studie von Wissen- 
schaftlern der Universität Namibia erst- 
mals eine ernüchternde Zwischenbilanz?). 
So erhielten noch Ende Mai 1990 etwa 
30.000 Menschen (ungefähr 70% der Re- 
patriierten) im Ovambo- und Kaokoland 
Nahrungsmittelrationen zugeteilt, von de- 
nen sie zu ihrer Existenzsicherung weitge- 
hend abhängig geblieben sind. Besorgnis- 
erregend ist auch die geringe Zahl der Zu- 
rückgekehrten („returnees“), die durch ei- 
ne dauerhafte Beschäftigung in Form ge- 


regelter Lohnarbeiter bis dahin integriert 
werden konnte. Eine Untersuchung der 
UNICEF ergab, daß bis Mitte 1990 erst 
weniger als 10% der ökonomisch aktiven 
„returnees“ eine fest entlohnte Arbeit fin- 
den konnten, obgleich die meisten von ih- 
nen sich intensiv darum bemüht hatten. 


Zu den besonderen Integrationsproble- 
men der Zurückgekehrten ist aber auch 
die Schwierigkeit zur Umstellung im Zuge 
des Übergangs von einer Form mili- 
tärischer Disziplin innerhalb des Befrei- 
ungskampfes zu einem individualisti- 
schen, zivilen Leben zu rechnen. Loyalität 
und Gehorsam, notwendige Überlebens- 
techniken in den Flüchtlingslagern des 
Exils? oder an der Front im Guerillakrieg, 
schafften jetzt eher hinderliche Disposi- 
tionen. Sie beeinträchtigen die individuel- 
le Initiative und konservieren ein Abhän- 
gigkeitssyndrom gegenüber der zur Regie- 
rungspartei avancierten Befreiungsbewe- 
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gung SWAPO - der politisch-kulturellen 
Heimat, an die nun auch Erwartungen ge- 
richtet werden. Häufig ist so eine passive 
Haltung anzutreffen, die der aktiven, ei- 
genständigen und - verantwortlichen Ge- 
staltung des Lebens im Wege steht. 

Die im Kriegsalltag notwendige Unter- 
ordnung unter militarisierte Kommando- 
strukturen trug zur Herausbildung einer 
Persönlichkeitsstruktur bei, die von 
Fremdbestimmung geprägt war und auto- 
ritäre Hierarchien als Orientierungsrah- 
men benötigte. Der „freie Konkurrenz- 
kampf“ um Arbeitsplätze und individuelle 
Vorteile sozialen Aufstiegs bzw. zur siche- 
ren Existenzsicherung steht im Gegensatz 
zu dem solcherart erlebten kollektiven 
Zusammenhalt unter der Obhut der 
SWAPO, in deren Verantwortung das ei- 
gene Wohlergehen lag. 

Hinzu kommt, daß die traumatische 
Kriegserfahrung von über 20 Jahren tiefe 
Spuren auch in der Psyche der Menschen 
hinterlassen hat. Seelische Krankheiten 
treten insbesondere in der nördlichen Re- 
gion des Landes immer mehr zutage. Zu 
den seelichen Gestörten gehören dabei 
sowohl Opfer wie Täter”). 

Während es für die Opfer der Kriegs- 
greuel - an Leib und Seele geschunden, 
vergewaltigt, gefoltert, verstümmelt, To- 
desängsten ausgesetzt - häufig kaum noch 
ohne therapeutische Hilfe den Weg zu- 
rück in eine wie auch immer geartete Nor- 
malität gibt, gilt ähnliches in anderer 
Form oftmals auch für jene, die als „oma- 
kakunyas“ geächtet wurden. Dies ist der 
Ovambo-Schimpfname für die namibi- 
schen Schergen im Solde des Kolonialre- 
gimes gewesen, insbesondere die Angehö- 


rigen der Sondereinheit „Koevoet“ („Kuh-' 


fuß“, d.h. Brechstange). - Sinngemäß läßt 
sich diese verächtliche Bezeichnung mit 
„Knochenabnager“ übersetzen. Solcherart 
stigmatisiert, ist die Reintegration trotz 
der proklamierten Versöhnung keinesfalls 
einfach. Schließlich auch aus guten Grün- 
den, denn die terroristischen Greueltaten 
und Willkürakte dieser Soldateska ha- 
ben sich tief in das Gedächtnis der Men- 
schen eingebrannt, versetzen sie doch 
über Jahre hinweg die Bevölkerung in 
Angst und Schrecken. 

Unter den sich häufenden Krankheits- 
symptomen finden sich vor allem Depres- 
sionen bis hin zu Suizidgefährdungen, Al- 
koholismus und andere Suchtgefahren so- 
wie z.T. auch der Rückgriff auf Gewalt 
und andere Formen antisozialen Verhal- 
tens, Insbesondere unter den „returnees“ 
treten vermehrt Fälle von paranoider Psy- 
chose und neurotischer Depression auf. 
Derzeit gibt es aber im gesamten Ovam- 
boland nur einen einzigen Arzt mit einer 
psychiatrischen Fachausbildung - und der 
beherrscht keine Lokalsprache.?), 


Integration von Befreiungs- 
und Besatzungsarmee 


Einen besonders sensiblen Bereich stellt 
die Eingliederung von Mitgliedern sowohl 
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Namibia 


der ehemaligen Guerilla-Armee PLAN 
als auch von Soldaten des namibischen 


Teils des früheren Repressionsapparates 


dar. Vor allem, wenn sie nicht in die neu 
aufgebauten Polizei- und Militäreinheiten 
aufgenommen werden - wobei die früher 
im Polizeidienst Tätigen aufgrund des Ar- 
tikels 141 der Verfassung, der eine Wei- 
terbeschäftigung im öffentlichen Dienst 
garantiert, eine relativ gesicherte Existenz 
haben. Zum Personenkreis sowohl der 
„freedom fighters“ als auch der ehemali- 
gen Soldaten des Besatzungsregimes ge- 
hört jedoch ein hoher Anteil an jüngeren 
Männern, denen es an schulischer Bildung 
sowie einschlägigen Fachkenntnissen und 
Fertigkeiten mangelt, um einen dauerhaf- 
ten Arbeitsplatz auf dem freien Arbeits- 
markt zu erlangen. So verbleiben ihnen 
nur die erworbenen Fertigkeiten des 
Kriegshandwerks. Und es wäre nicht das 
erste Mal, daß dieses mangels anderer 
Einkommensmöglichkeiten zur hauptbe- 
ruflichen Existenzsicherung weitergeführt 
würde.) 

Wenngleich sich die Horrorvision eines 
unkontrollierbaren Kriegszustandes in 
Permanenz für Namibia derzeit nicht ab- 
zeichnet - auch aus Opportunitätsgründen 
aus der Perspektive Pretorias, da der süd- 
afrikanischen Regierung de Klerk derzeit 
an einer friedlichen regionalen Neuord- 
nung bei Durchsetzung der eigenen Vor- 
machtstellung derzeit mehr gelegen ist als 
an der Fortsetzung einer militärisch be- 
stimmten Destabilisierung der Nachbar- 
staaten - wäre das Szenario prinzipiell 
noch immer denkbar und auch herzustel- 
len. Für die Regierung Namibias besteht 
so ein dringlicher Handlungsbedarf in 
puncto Loyalitätssicherung - auch und ge- 
rade in Form von Beschäftigungsmöglich- 
keiten der ehemaligen Kämpfer beider 
Staaten”. Frühere Militäranlagen und 
Kampfbasen Südafrikas sollen zu Rehabi- 
litationszentren eingerichtet werden. Wei- 
ter gibt es die Absicht, eine Entwicklungs- 
brigade aus arbeitslosen Kriegsveteranen 
aufzubauen, deren Mitglieder nach einer 
Fachausbildung in der Landwirtschaft 
und Bauindustrie Einsatz finden sollen. 
Nach wie vor prekär bleibt die Frage des 
sozialen Status und des Entlohnungssy- 
stems, gerade für die oft jahrelang an der 
Front eingesetzten „freedom fighters“ der 
Befreiungsarmee PLAN. Deren Einglie- 
derung in die Strukturen der neuen Ar- 
mee verläuft nicht ohne Schwierigkeiten. 
So artikuliert sich zunehmender Unmut 
über die Bezahlung, die am Rande des 
Existenzminimums liegt und weit hinter 
den gehegten Erwartungen zurück bleibt. 


Viele ehemalige PLAN-Kämpfer fühlen 
sich benachteiligt und um den Preis ihres 
Kampfeinsatzes betrogen. Ein neues so- 
ziales Problem zeichnet sich ab, das mit 
gravierenden sicherheitspolitischen Er- 
wägungen verbunden ist. Gwen Lister, 
Chefredakteurin der populären, regie- 
rungsfreundlichen Zeitung „The Nami- 
bian“, griff dies Anfang Oktober 1990 in 
ihrer wöchentlichen Kolumne „Poitical 


Perspective“ auf. Anlaß waren mehrere 
Leserzuschriften, in denen sich Soldaten 
über ihr niedriges Einkommen enttäuscht 
zeigten. Sie kommentierte: „Auf Soldaten 
mit kümmerlichen Gehältern, besonders 
wenn sie jahrelang in einem Krieg ge- 
kämpft haben, ohne irgendeine Abfin- 
dung dafür zu erhalten, kann sich eine Re- 
gierung, die sie braucht, nicht verlassen. 
Auch werden sich diese Soldaten nicht 
besonders um die Gewährleistung von 
Menschenrechten ihrer zivilen Gegenüber 
kümmern, wenn die ihre eigenen Rechte 
vernachlässigt sehen.“® 

So ist hier als direkte Kriegsfolge ein Kon- 
fliktpotential auszumachen, das die Regie- 
rung des unabhängigen Namibia vor be- 
sondere Aufgaben hinsichtlich der Stabili- 
tät im Innern stellt. Unabhängig von der 
drohenden Unzufriedenheit unter den 
Soldaten aus den eigenen politischen Rei- 
hen war Südafrika bereits seit Ende der 
70er Jahre mit dem Aufbau einer umfas- 
senden Struktur zur Destabilisierung ei- 
nes unabhängigen Namibia beschäftigt”). 
Dabei sollte das Ziel verwirklicht werden, 
ohne die Notwendigkeit einer größeren 
direkten Intervention in offener Form 
durch die südafrikanischen Truppen ge- 
gen ein formal unabhängiges Nachbarland 
auskommen zu können. Die Eindämmung 
dieser potentiellen Kriegsgefahr im In- 
nern wird der unabhängigen Regierung ei- 
ne Menge Aufmerksamkeit auch in Form 
von Ressourcenallokation und politischen 
Zugeständnissen abverlangen. Somit kann 
das Destabilisierungspotential, selbst 
wenn es nicht zum (Bürger-) Kriegszwek- 
ke aktiviert wird, den staatlichen Hand- 
lungsspielraum erheblich einschränken. 


Straffreiheit für 
Kriegsverbrechen 


Die juristische Grundlage für eine nach- 
koloniale nationale Versöhnungspolitik 
wurde vor allem durch zwei Erlasse des 
noch amtierenden südafrikanischen Ge- 
neraladministrators Louis Pienaar ge- 
schaffen: . 

- Proklamation A.G. 13 vom 6. Juni 1989 
schuf die Voraussetzung zur Repatriie- 
rung der SWAPO-Exilanten. Zurückkeh- 
rende NamibierInnen konnten danach 
nicht mehr für irgendwelche Straftaten 
belangt werden, die sie vor diesem Zeit- 
punkt begangen hatten. 

- Proklamation A.G. 16 vom 9. Februar 
1990 weitete diese Amnestie auf alle Mit- 
glieder der südafrikanischen Polizei und 
Armee in bezug auf Straftaten aus, die von 
diesen bei der Ausübung ihrer Pflichten 
begangen wurden. 

In Zusammenarbeit mit der Generalam- 
nestie weist Amnesty International auf- 
grund früherer Erfahrungen darauf hin, 
daß eine Straffreiheit für jene, die der 
Verletzung von Menschenrechten - wie 
z.B. der Folter, unrechtmäßiger Hinrich- 
tungen oder dem „Verschwinden“ von 
Menschen - verdächtigt gewesen seien, zu 
weiteren Menschenrechtsverletzungen 


Namibia 


Umstrittene Ernennung 


Ex-Sicherheitschef der SWAPO soll Heereskommando übernehmen 


er Staatspräsident von Nami- 

bia, Sam Nujoma, hat am 23. 

Oktober 1990 Solomon Du- 
meni Hawala zum Oberkommandie- 
renden des Heeres ernannt. Hawala 
steht damit an dritter Stelle in der Mi- 
litärhierarchie des Landes, hinter dem 
Chef der Streitkräfte, Dimo Ha- 
maambo, und dem Stabschef Ho Chi 
Minh Namholo. Die Berufung Hawa- 
las war Gegenstand einer monate- 
langen Kontroverse sowohl zwischen 
Regierung und Opposition als auch 
innerhalb der SWAPO-geführten Re- 
gierung, einer Kontroverse, die über 
den Fall Hawala hinausweist. 
Hawala, der keine militärische Aus- 
bildung besitzt, wurde 1976 im Zu- 
sammenhang der Shipanga-Affäre 
SWAPO-Sicherheitschef und später 
bei den Kampfeinheiten der SWAPO, 
PLAN, stellvertretender Operations- 
chef von Geheimdienst und Abwehr 
der SWAPO. 
Hawala, der während des Unabhän- 
gigkeitskrieges den Decknamen Jesus 
trug, werden brutale Verhöre und 
Folter an mehreren Hundert SWA- 
PO- Mitgliedern in den Gefängnisla- 


gern Angolas vorgeworfen. Viele die- 
ser ehemaligen Gefangenen, die im 


April vergangenen Jahres entlassen 
wurden, haben Hawala namentlich als 
einen der hochrangigen SWAPO- 
Führer bezeichnet, die für die un- 
menschlichen Bedingung in den Ge- 
fängnissen verantwortlich waren; sie 
gaben ihm den Beinamen „Schlächter 
von Lubango“. Von SWAPO-Führern 
wurden die Anschuldigungen zurück- 
gewiesen, ohne jedoch direkt auf den 
Foltervorwurf einzugehen: Es habe 
sich nur um die Enttarnung südafri- 
kanischer Spione während des Krie- 
ges gehandelt. Doch Zeugenaussagen 
von damals Verhörten, auch von sol- 
chen, die in der Bewegung geblieben 
sind, belegen, daß Hawalas Leute 
selbst elementare Rechtsgrundsätze 
außer acht gelassen und mit Schlägen 
und Folter Geständnisse erpreßt ha- 
ben. Eine Untersuchungskommission 
der Vereinten Nationen vom Septem- 
ber vergangenen Jahres kommt zu 
dem Ergebnis, daß über 1100 Nami- 
bier von der Befreiungsbewegung ein- 
gekerkert wurden und mindestens 
386 seither verschollen sind. 


und von den Siche 


Die Ernennung Hawalas dürfte bei je- 
nen Berfürchtungen, existentielle 
Angst sogar, ausgelöst haben, die in 
der SWAPO und mit der SWAPO für 
die Unabhängigkeit gekämpft haben 
rheitskräften der 
Befreiungsbewegung z.T. über Jahre 
hinweg in unmenschlicher Haft gehal- 
ten, geschlagen, gefoltert und entehrt 
wurden. Nach übereinstimmenden 
Aussagen wird Hawala als Schlüsselfi- 
gur bezeichnet. 
Was Angst macht, ist nicht nur die 
Tatsache der Ernennung, sondern 
mehr noch die Methode, mit der diese 
gegen Widerstände in der SWAPO 
und im Kabinett durchgesetzt wurde. 
Dieser Vorgang läßt wenig Hoffnung 
auf eine überfällige Rehabilitierung 
der ehemaligen Gefangenen. 
Während die alten Diener der Kolo- 
nialherren von der Verwaltung bis zur 
Terroreinheit Koevoet in die Versöh- 
nungspolitik einbezogen werden und 
nun als Alibi für die Ernennung Ha- 
walas herhalten müssen, bleiben diese 
ehemaligen SWAPO-Gefangenen al- 
lein, isoliert. Nicht nur durch das 
Trauma der Folter, ohne klärende 
Stellungnahme von seiten der SWA- 
PO bleiben sie im neuen Namibia oh- 
ne gesellschaftliche Existenz, bleibt 
Unsicherheit bei ihren Freunden und 
Familien. 
Es ist von Vorurteilung Hawalas die 
Rede. Das Problem liegt nicht auf der 
juristischen, sondern auf der politi- 
schen Ebene. Ein so entscheidender 
Posten im Macht- und Sicherheitsap- 
parat wie der des Oberkommandie- 
renden des Heeres kann nur mit einer 
zweifelsfreien Persönlichkeit besetzt 
werden, zumal dann, wenn nach Äu- 
ßerungen Nujomas vom August die 
Armee auch mit polizeilichen Aufga- 
ben betraut werden soll. Der Forde- 
rung des Kirchenrates nach Ausset- 
zung der Ernennung bis zur Klärung 
der Vorwürfe kann da nur zuge- 
stimmt werden. Licht in diese dunkle 
Affaire bringen kann nur die SWAPO 
selbst. Und da stimmt nachdenklich, 
daß jene Kräfte, die Hawala durchge- 
setzt haben, sich äußerst schwer tun, 
wenn es um den Komplex der ehema- 
ligen SWAPO-Gefangenen geht. 


Hein Möllers 


gekürzter Beitrag aus: Informationsdienst Südliches Afrika Nr. 6/90, 
Königswintererstr. 116, 5300 Bonn 


führen könne. Die Aufhebung der straf- 
rechtlichen Verantwoftung könnte unter 
den Schuldigen das Gefühl einer Immuni- 
tät im Rahmen der Vollstreckung von 
„Recht und Ordnung“ schaffen. Die Am- 
nestie von noch nicht rechtskräftig Verur- 
teilten entspricht nicht den internationa- 
len Standards von Menschenrechten. Ge- 
mäß dieses internationalen Kodex, wie er 
sich z.B. in einschlägigen Dokumenten der 
Vereinten Nationen niederschlägt, wird 
von den Staaten erwartet, daß sie im Falle 
solcher Beschuldigungen (Folter, außer- 
gesetzliche Exekutionen, „Verschwinden“ 
von Menschen) Untersuchungen vorneh- 
men, die Opfer oder deren Hinterbliebene 
entschädigen und die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft ziehen, indem sie vor 
Gericht gestellt werden.!® 

Amnesty International empfiehlt deshalb 
auch der Regierung Namibias, eine Unter- 
suchung der vergangenen Mißbräuche - 
wie z.B. Folter und Gefangenentötung - 
vorzunehmen. Nicht in erster Linie zur 
Verurteilung der Schuldigen, sondern um 
sicherzustellen, daß diese von Positionen 
ausgeschlossen werden können, die mit 
der Inhaftierung von Menschen zu tun ha- 
ben. Weiterhin gibt der Bericht zu beden- 
ken, daß ein erheblicher Teil der Polizi- 
sten und Soldaten des Besatzungsregimes 
auch unter der neuen Regierung ihre Stel- 
lungen behalten haben oder aus den beiden 
kriegsgegnerischen Parteien rekrutiert 
wurden. Kaum eine dieser Personen hatte 
je Unterweisung darin, Menschenrechte 
zu schützen. Statt dessen wurden sie an 
Verhältnisse gewöhnt, die ihnen auch bei 
Verletzung von Menschenrechten Immu- 
nität gewährten. Die empfohlene Untersu- 
chungskommission könne so also auch 
mit der Ausarbeitung von Empfehlungen 
beauftragt werden, wie das Personal von 
Polizei und Armee hinsichtlich der Wah- 
rung von Menschenrechten sensibilisiert 
werden könne, um dem Geist der Verfas- 
sung Namibias und dem internationalen 
Rechtsverständnis sowohl theoretisch wie 
auch praktisch zu entsprechen.” 


Mit der Ernennung von Solomon Hawala 
(Kampfname „Jesus“) zum Oberkomman- 
dierenden der namibischen Streitkräfte im 
Oktober 1990 wurde dem von Amnesty 
International vorgebrachten Anliegen ge- 
wiß keine Rechnung getragen. Hawala 
wird eine zentrale ausführende Rolle bei 
der Inhaftierung und Mißhandlung von 
mehreren hundert SWAPO-Mitgliedern 
in Gefangenenlagern im Exil zugeschrie- 
ben. Dem - nach vorliegenden Berichten 
oftmals recht willkürlichen - Vorwurf der 
Spionage ausgesetzt, mußten diese SWA- 
PO-Gefangenen z.T. jahrelang unter men- 
schenunwürdigen Verhältnissen physisch 
wie psychisch ums Überleben kämpfen. 
Viele von ihnen mußten die Haftbedin- 
gungen mit ihrem Leben bezahlen. Dieje- 
nigen, die unter der UNO-Übergangsre- 
gelung von der SWAPO freigelassen und 
nach Namibia zurückgebracht wurden, 
sind bis heute vergeblich um ihre Rehabi- 
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litierung bemüht. Als „ex-detainees“ sind 
sie zum feststehenden Begriff in der poli- 
tischen Landschaft geworden. Hawala, 
dem aufgrund seiner maßgeblichen Rolle 
bei der PLAN von Kritikern auch die Be- 
zeichnung „Schlächter von Lubango“ zuer- 
kannt wurde, hatte monatelang auf ein of- 
fizielles Amt in der neuen Regierung ge- 
wartet, Mit seiner Ernennung, die auch in- 
nerhalb der SWAPO umstritten ist, wurde 
er quasi Öffentlich rehabilitiert, wenn- 
gleich der Vorgang erhebliche Proteste 
sowohl innerhalb Namibias hervorrief als 
auch besorgte Reaktionen aus dem Aus- 
land provozierte!?), 


Sich der Geschichte stellen 


Nationale Versöhnungspolitik, ein zentra- 
les Element der Politik unter der ersten 
frei gewählten Regierung der Republik 
‚Namibia, erweist sich so als schwierige 
Gratwanderung. Die Wunden des Krie- 
ges, der eine ganze Menschengeneration 
andauerte, sind noch lange nicht verheilt. 
Als designierter Innenminister der Repu- 
blik Namibia eröffnet Hifikepunye Po- 
hamba am 12. Februar 1990 den ersten 
Lehrgang für Polizisten des künftigen 
neuen Staates am Polizei-Ausbildungs- 
zentrum in Luipardsvallei bei Windhoek. 
In seiner Rede erklärte er u.a.: 

„Wir wissen nur zu genau, daß ihr als che- 
malige SWAPO-Kämpfer, wie auch ihr als 
frühere Angehörige südafrikanischer 
Kriegseinrichtungen, sich einander be- 
kämpfende. Kräfte gewesen seid. So habt 
ihr bittere, frische Erinnerung an den 
Krieg, der dieses Land verwüstete ... Des- 
halb, Landsleute, müssen wir uns versöh- 
nen, einander vergeben, und die Ereignis- 
se der Vergangenheit in den historischen 
Amnalen festhalten - um der Geschichte 
willen, aber niemals der Rache wegen.*!? 
Daß eine Kriegsbewältigung die aktive 
Auseinandersetzung mit dieser Vergan- 
genheit und all ihrer schrecklichen 
Aspekte erfordert, anstatt Verdrängungs- 
prozesse, hat die namibische Rechtsan- 
wältin Bience Gawanas sehr eindringlich 
und nachdrücklich hervorgehoben. Sie 
selbst ging als junge SWAPO-Aktivistin 
von der Oberschule direkt ins Exil, unter- 
richtete als Lehrerin an einer der Flücht- 
lingsschulen der SWAPO in Zambia und 
studierte schließlich in England Jura. 
Dann wurde sie unter dem Verdacht der 
Spionage nach Angola beorderrt, inhaftiert 
und gefoltert. Aufgrund starker interna- 
tionaler Proteste wurde sie nach kurzer 
Zeit wieder freigelassen. Heute arbeitet 
Bience Gawanas, die noch immer aktives 
Mitglied der SWAPO ist, als Rechtsan- 
wältin für das „Legal Assistance Centre“ 
in Windhoek, das sich der Bürgerrechts- 
arbeit verschrieben hat. Von der SWAPO 
Regierung wurde sie außerdem in die 
„Public Service Commission“ berufen, die 
über die Besetzung von Stellen im öffent- 
lichen Dienst befindet. - 

In einer eindrucksvollen Rede, die sie 
während der Feiern zur Unabhänigkeit ih- 
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res Landes anläßlich der Eröffnung einer 
Photoausstellung hielt, führte sie u.a. aus: 
„Wir sind aufgerufen, im Prozeß der Aus- 
söhnung zu einer Nation zu werden. 
Wenn das bedeutet, die Vergangenheit zu 
vergessen, wird es für viele sehr schwierig 
werden. Wir können vergeben, aber nicht 
vergessen. Wir können uns nicht vor unse- 
rer Geschichte und Vergangenheit lossa- 
gen, denn wenn die Aussöhnung Wirk- 
lichkeit werden und ernsthaft sein. soll, 
müssen wir von der Vergangenheit lernen, 
dieselben Fehler zu vermeiden. Wir müs- 
sen wissen, darauf haben wir ein Recht, 
mit wem wir uns aussöhnen und warum, 
Wenn wir Fehler gemacht haben, müssen 
wir in der Lage sein, „Verzeihung“ zu sa- 
gen, selbst wenn es das Schwerste ist, was 
zu sagen ist. Jene, denen Unrecht getan 
wurde, müssen fähig sein, die Hand der 
Versöhnung anzunehmen und sagen kön- 
nen, ich vergebe dir. Wenn wir uns der 
Vergangenheit erinnern, graben wir nicht 
alte Gräber auf oder öffnen alte Wunden. 
Wir vermeiden es nur, dazu venurteilt zu 
sein, dieselben Fehler zu wiederholen. 
Wir möchten es vermeiden, unsere neue 
Zeit mit Überbleibseln der Vergangenheit 
zu füllen.“!9 
Nach fast einem Vieteljahrhundert Krieg 
ist den Menschen Namibias zu wünschen, 
daß sie die Fundamente für eine Gesell- 
schaft legen, die sich als tragfähige Grund- 
lagen für Frieden und soziale Gerechtig- 
keit erweisen. 

Henning Melber 


Anmerkungen 

1) Bei dem vorliegenden Text handelt es sich 
um den Auszug eines Buchkapitels für den von 
Rolf Hofmeier und Volker Matthies herausge- 
gebenden Sammelband „Krieg, Verheerung 
und Wiederaufbau in Afrika“ (Arbeitstitel), 
der dieses Jahr im LAMUV Verlag in Göttn- 

‚en erscheinen wird. 

) Chris Tapscott/Ben Mulongeni, An Evalua- 
tion of the Welfare and Future Prospects of 
Repatriated Namibians in Northern Namibia. 
Windhoek: Namibia Institute for Social and 
Economic Research/University of Namibia, 
August 1990 
3) Vgl. zur dortigen Lebensgestaltung Henning 
Melber, Die Lebenswelt namibischer Flücht- 
linge. In: Abraham Ashkenasi (Hg.), Das welt- 
weite Flüchtlingsproblem. Sozialwissenschaft- 
liche Versuche der Annäherung. Bremen: 
CON 1988, $. 337-351. 

4) Bezogen auf Kolonialkriege hat dieses Phä- 
nomen schon vor mehr als drei Jahrzehnten 
der Arzt und Psychiater Frantz Fanon am Bei- 
spiel des algerischen Befreiungskampfes ein- 
dringlich vor Augen geführt. Siehe Frantz Fa- 
non, Die Verdammten dieser Erde. Reinbek: 
Rowohlt 1967. Die Langzeitwirkung der 
Kriegsgewalt auch in Namibia verdeutlicht u.a. 
Tony Weaver, The South African Defence 
Force in Namibia. In: Jacklyn Cock/Laurio 
Africa. Cape Town/Johannesburg: David Phi- 
lip 1989, S. 80-102. 

Siehe auch: Tony Weaver, Soziale Folgen des 
Krieges in Namibia. In: Vezera Kandetu/Ger- 
hard Tötemeyer/Wolfgang Werner (Hg.), Per- 
spektiven für Namibia. Bonn: Informations- 
stelle Südliches Afrika 1990, $. 282-298. 

2 Chris Tapscott/Ben Mulongeni, aa.O,, S. 


6) Mit dem inzwischen feststehenden Begriff 


des "warlordism” wird dieses Phänomen um- 
schrieben. Vgl. hierzu das Schwerpunktheft 
von "Review of African Political Economy”, 
Nr. 45/46, 1989, u.a. mit Fallbeispielen zu 
Tschad und Mosambik. 
7) Innerhalb der PLAN gab es auch eine grö- 
Bere Zahl weiblicher Kombattanten. Seitdem 
die Regierung ankündigte, daß in die neue Ar- 
mee nur Männer aufgenommen würden, ist de- 
ren Zukunft erheblich unsicherer als die ihrer 
männlichen Mitkämpfer. Als direkte Bedro- 
hung des "inneren Friedens” scheinen sie nicht 
zu gelten. Zur spezifischen Situation von 
Frauen - auch und gerade als Hauptleidtragen- 
de im Krieg - im Kontext der Gesellschaft Na- 
mibias informieren speziell: Caroline Allison 
(Hg.), Schweigen, schreien: Frauen Namibias. 
Erlangen: Verlag der Ev.-Luth. Mission 1988 
und Tessa Cleaver/Marion Wallace, Namibia: 
Women in War. London: Zed Books 1990, 
8) The Namibian, Windhoek, 5. Oktober 1990; 
ers. H.M. 
9) Vgl. hierzu u.a. Reginald Herbold Green/ 
Peter ing, Namibia: Preperations for 
Dabiaorin: David Martin/Phyllis John- 
son (Hg.), Destructive Engagement: Southern 
Africa at War. Harare: Zimbabwe Publishing 
House 1986, $. 111-137; Committee on South 
African War Resistance (COSAWAR), The 
South African military occupation of Namibia. 
In: Brian Wood (Hg.), Namibia 1884-1984: 
Readings on Namibia’s history and society. 
London: Namibia Support Committee und Lu- 
saka: United Nations Institute for Namibia 
1988, .S. 518-536, Denis Herbstein/John 
Evenson, The Devils are Among Us. The War 
for Namibia. London: Zed Books 1989. 
10) Amnesty International, Namibia - The Hu- 
man Rights Situation at Independence. Lon- 
don: Amnesty Internationa//International Se- 
cretariat, August 1990, $.9. 
11) Ebenda, S. 17 £. 
12) Leider kann auf diesen besonders sensi- 
blen Aspekt von Kriegsbewältigung und gesell- 
schaftlichem Neuaufbau auch als eine Form 
politischer Kultur hier nicht näher eingegangen 
werden. Vgl. speziell zur "Affäre Hawala” Hein 
Möllers, Umstrittene Ernennung, In: Informa- 
tionsdienst Südliches Afrika, Nr. 6, Novem- 
ber/Dezember 1990, S. 36-37; zu den Men- 
schenrechtsverletzungen der SWAPO infor- 
mieren Helga und Ludwig Helbig, Menschen- 
rechtsverletzungen der SWAPO - Eine Aus- 
einandersetzung. Frankfurt: Medico Interna- 
tional 1990; als konkreter Anlaß zur allgemei- 
neren Befassung mit der Frage von Menschen- 
rechten, Befreiungskampf und Solida- 
ritätsbewegung dient dies Reinhart Kößler, Be- 
freiungsbewegungen und Menschenrechte. In: 
Informationsdienst Südliches Afrika, Nr. 5, 
Oktober 1989, S.5-6; Henning Melber, Zum 
subjektiven Faktor eines menschlichen Inter- 
nationalismus: "Der Krieg formt seine Leute”. 
In: Dritte Welt, 21. Jg., Nr. 9, September 1990, 
S. 22-25; Reinhart Kößler/Henning Melber, 
Universelle Werte und internationale Zivilge- 
sellschaft. Brüchigkeit und Begründbarkeit in- 
ternationaler Solidarität. In: Peripherie, 10.Jg., 
Nr. 39/40, Dezember 1990, S. 82-99 
13) Zit. nach Amnesty International, a.a/,, S. 
6; Übers. H.M. 
14) Bience Gawanas, "Wir können vergeben, 
aber nicht vergessen”. Plädoyer für eine Ver- 
gangenheitsbewältigung in Namibia. In: Infor- 
mationsdienst Südliches Afrika, Nr. 4, Juli/ 
August 1990, $. 34-35 (hier: S. 34), 


Bolivien 


Der lange Marsch der 
bolivianischen Tieflandvölker 


Die Tieflandvölker Sirionö, Chimän, Mo- 
jeno, Yuracar€ und Movima fordern 
„Territorium und Würde”, das heißt die 
Anerkennung und Respektierung ihres 
Lebensraumes und ihrer Lebensweise, die 
ihnen vor 500 Jahren geraubt und seither 
vorenthalten werden. Sie verlangen die 
Anerkennung ihrer territorialen Rechte in 
Form von „indianischen Gebieten” mit 
kollektivem Besitzrecht. Dabei sollen 
Kontrolle und Verfügungsgewalt über die 
Gesamtheit der Ressourcen, welche das 
Überleben und die ethnisch-kulturelle 
Entwicklung der heutigen und der zu- 
künftigen Generation garantieren, ge- 
währleistet sein, das heißt es sollen weder 
Konzessionen auf Holzeinschlag noch an- 
dere Nutzungsrechte vergeben werden 
dürfen. 

Bemerkenswert ist das Motto „Territorio 
y Dignidad” (Territorium und Würde). 
Vergleicht man es mit dem in der mexika- 
nischen Revolution von den indianischen 
Bauern geprägten Ausruf „Tierra y Liber- 
tad” (Land und Freiheit), der lange Zeit 
Schlachtruf der Bauern in ganz Latein- 
amerika war, sind die Unterschiede leicht 
zu erkennen. Land und Freiheit’ sind For- 
derungen, die individuell eingelöst wer- 
den können und aus der Auseinanderset- 
zung mit der bürgerlich-liberalen Ideolo- 
gie entsprangen. Land, um es zu bewirt- 
schaften und Freiheit von feudaler Ab- 
hängigkeit. ’Territorium und Würde’ da- 
gegen beziehen sich auf einen kollektiven 
Lebensraum und auf die Achtung als 
Mensch, nicht nur auf das Fehlen von Ab- 
hängigkeit. 

Wie die indianischen Bauern des Hoch- 
landes sind die in den Wäldern und Sav- 
annen des Tieflandes lebenden Völker 
rassistisch gefärbten Benachteiligungen 
ausgesetzt. Mitgliedern der Mittel- und 
Oberschicht des Landes gelten sie häufig 
als unzivilisiert, rückständig, kulturlos 
und faul, man schämt sich ihrer und hält 
sie für eine Ursache der Armut der Na- 
tion. Daher scheint gerechtfertigt zu sein, 
wenn man sie als Menschen zweiter Klas- 
se behandelt, sie unter sklavenartigen Be- 
dingungen arbeiten läßt!), ihre Produkte 
unter Wert bezahlt und ihre Beteiligung 
am politischen System auf den Mili- 


Etwa 350 Vertreter indianischer Völ- 
ker aus dem bolivianischen 
Amazonastiefland brachen im August 
1990 zu einem Fußmarsch ins 650 
Kilometer entfernte La Paz auf. Über 
800 Personen, darunter 200 Frauen 
und etwa 80 Kinder kamen nach ei- 
nem Monat in La Paz an. Dem 
Marsch hatten sich Vertreter der bo- 
livianischen Völker aus dem Süden 
des Landes (Chaco) und aus dem 
Hochland angeschlossen. 
Zeitungen und Radiosender im gan- 
zen Land berichteten ausführlich und 
positiv über die Aktion. Auch die na- 
tionale Kleinbauernorganisation 
(Central Sindical Unica de Trabaja- 
dores Campesinos de Bolivia, 
CSUTCB) und der Gewerkschafts- 
dachverband (COB, Central Obrera 
Boliviana), in denen traditionell die 
großen Ethnien der Anden, Ketschua 
und Aymara, das Sagen haben, unter- 
stützten den Marsch materiell und 
mit Solidaritätserklärungen. 


tärdienst und die Teilnahme an manipu- 
lierten Wahlen reduziert?). 


Kompromiß der 

Regierung abgerungen 

Der Aktion der Indianer gingen bereits 
jahrelange Gespräche zwischen Interes- 


‚senvertretern der Indianer und der Regie- 
‘rung voraus. Seit 1987 sah sich die Regie- 


rung wachsendem internationalem Druck 
ausgesetzt, Maßnahmen zum Ressourcen- 
schutz und zur Anerkennung der Rechte 
der einheimischen Völker zu ergreifen. 
Kontakte zwischen den Indianerorganisa- 
tionen und der Regierung führten 1989 
zum Erlaß eines Dekrets, welches die An- 
erkennung von Territorium der Amazo- 
nasvölker für ihre soziale, wirtschaftliche 
und kulturelle Entwicklung als nationale 
Notwendigkeit bezeichnete. Als indiani- 


sches Territorium gelten in dem Dekret. 
Gebiete, die traditionell Lebensraum ein- 
heimischer Völker sind, in denen sie Akti- 
vitäten integraler Nutzung ausüben und 
dabei das natürliche Gleichgewicht wah- 
ren und die Ökosysteme erhalten. Die 
Vergabe von neuen Land- und Waldnut- 
zungsrechten in den von den indianischen 
Völkern beanspruchten Gebieten wurde 
verboten, u.a. in dem zur Zeit umstritte- 
nen Chimane-Wald. Außerdem wurde ei- 
ne Kommission eingesetzt, die innerhalb 
von 90 Tagen entsprechende Gesetzes- 
vorlagen erarbeiten sollte. 

Wie von den Indianern befürchtet, wurde 
die Kommission mehrheitlich mit Vertre- 
tern indianerfeindlicher Interessengrup- 
pen besetzt, u.a. vom Verband der Holz- 
unternehmer. Deren Vorschlägen zufolge 
sollten den einheimischen Völkern nur 
die Randgebiete des Chimane-Waldes zu- 
gestanden werden. Diese Gebiete sind 
ressourcenarm und zum Überleben nicht 
ausreichend. Die Konzessionen der Holz- 
unternehmer im Zentrum des Waldes 
sollten nicht zurückgenommen werden. 
Gleichzeitig erschienen in fast allen Zei- 
tungen ganzseitige Anzeigen der Unter- 
nehmerverbände (Privatunternehmer, 
Landwirtschaftskammer, Bergbaukam- 
mer, Industrie- und Handelskammer, 
Forstkammer), die vor der Annullierung 
der Genehmigung zum Holzeinschlag 
warnten. Einzelne Holzunternehmer 


“ drohten indirekt, indem sie darauf hinwie- 


sen, daß der Holzeinschlag immer auch il- 
legal durchgeführt wurde. 

Die Indianer blieben aber keineswegs pas- 
siv. Sie organisierten den Marsch auf La 
Paz, trafen dort am 17.September 1990 
ein und traten in fünftägige Verhandlun- 
gen mit der Regierung. Am 22. September 
wurde ein Abkommen, das als Kompro- 
miß bezeichnet werden muß, unterzeich- 
net. Die Holzunternehmer konnten noch 
40 Tage Holz einschlagen lassen und er- 
hielten 60 Tage Zeit für den Abtransport 
der Baumstämme. Von einer Anerken- 
nung der indianischen Führer war keine 
Rede mehr.Im Gegenzug erließ die Regie- 
rung drei Dekrete, mit denen die bean- 
spruchten Gebiete zu indianischen Terri- 
torien erklärt wurden. 
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Zwar haben die Indianer nicht alles er- 
reicht, was sie forderten, und nach allen 
Erfahrungen mit Regierungsvereinbarun- 
gen ist es noch ein langer Weg bis zur Ver- 
wirklichung des Abkommens. Aber über 
das unmittelbare Verhandlungsergebnis 
hinaus wurdeeinerheblicher Bewußtseins- 
prozeß und eine Solidaritätsbewegung 
ım Land erzeugt, die auch in Zukunft von 
politischem Gewicht sein werden. Selbst 
der Chef der rechtsstehenden Regierungs- 
partei ADN gab zu, daß von nun an keine 
Regierung die Amazonasvölker mehr 
werde ignorieren können. 


Indianer organisieren sich 
Warum konnten die Tieflandvölker, trotz 


ihrer marginalen Position innerhalb der. 


bolivianischen Gesellschaft, einen großen 
Teil ihrer Forderungen durchsetzen? Ent- 
scheidend sind Neugewichtungen auf na- 
tionaler und internationaler Ebene. 

Die Bedingungen für eine starke Organi- 
sierung der kleinen indianischen Völker 
Boliviens,.die verstreut leben und zentra- 
len, autoritären Strukturen ausgesprochen 
abgeneigt sind, sind nicht günstig. In den 
letzten Jahren haben sie jedoch einen 
deutlichen Prozeß organisatorischer Stär- 
kung durchgemacht. Indianische Dorfge- 
meinschaften schlossen sich zu verschie- 
denen regionalen Organisationen zusam- 
men. Um ihre Zersplitterung zu vermin- 
dern, fanden 1990 die ersten beiden 
„Treffen der Einheit der indigenen Völker 
des bolivianischen Nordostens” statt. 
Gleichzeitig werden die Prinzipien der 
Dezentralität nicht aufgegeben. Die Orga- 
nisationen kooperieren miteinander ohne 
sich einer Zentrale zu unterwerfen, sie ha- 
ben keine Funktionärsstruktur, jede 
Gruppe hat ihre Führer, die direkt mit der 
Basis verbunden sind. 

In einigen Regionen des Landes ist ein 
Organisationsprozeß im Gang, zum Teil, 
wie bei den Paranuß- und Kautschuk- 
sammlern, völlig unabhängig von ethni- 
schen Kriterien. 

Die vorrangige Motivation der Tiefland- 
völker zum Zusammenschluß scheint ihre 
wirkungsvolle Interessenvertretung zu 
sein. Die Zielrichtung entwickelt sich je- 
doch weiter. Es werden, mit Unterstüt- 
zung von Nichtregierungsorganisationen, 
eigene Projekte in Angriff genommen, wie 
nachhaltige Waldnutzung, gemeinsame 
Vermarktung von Landwirtschaftspro- 
dukten, zweisprachige Schulen. Auf sol- 
chen konkreten Projekten aufbauend ent- 
wickelt sich eine explizite ethnische Poli- 
tik, wie beispielsweise die Kontaktaufnah- 
me des bolivianischen Volkes der Guara- 
nies mit den Guaranies in Paraguay oder 
Stellungnahmen zu ihrer „Entdeckung” 
durch die europäischen Kolonisatoren. 
Für die stärkere Beachtung indianischer 
Interessen ebenso wichtig ist die Tatsache, 
daß die einst mächtigen Bergarbeiterge- 
werkschaften ihre beherrschende Stellung 
durch den Verfall des Zinnpreises verlo- 
ren. Die Bergarbeiter und ihre Organisa- 
tionen, deren Kampfkraft sprichwörtlich 
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Bolivien 


ist, erlitten durch die Krise des Zinnwelt- 
marktpreises und die neoliberale Regie- 
rungspolitik der letzten Jahre einen 
schweren Machtverlust. Auf der Suche 
nach neuen Bündnispartnern gegen die 
Zentralregierung unterstützten die Ge- 
werkschaftsorganisationen, für die die 
kleinen Völker des Tieflands wegen ihrer 
ganz und gar unproletarischen Lebens- 
weise und ihrer dezentralen Organisation 
oft noch „indios” und „salvajes” (Wilde) 
sind, 1990 erstmals die Forderungen und 
Aktionen der Tieflandindianerorganisa- 
tionen. 

Die Erschütterung alter (sozialistischer) 
Ideale schaffte Platz für neue Werte und 
eine undogmatischere Suche nach einer 
besseren Welt. Der Wert der eigenen Kul- 
tur, der Schutz von Minderheiten und der 
Schutz der Natur vor Raubbau waren bis 
vor kurzem Ziele, die nur von wenigen als 
gültig angesehen wurden, während die all- 
gemeine Stimmung sie eher als hinterhälti- 
ge Tricks der Imperialisten oder Spinne- 
reien von Wohlstandbürgern der Indu- 
strienationen ansah, die eine Modernisie- 
rung verhindern wollten. 


Unterstützung durch 
internationale Bewegungen 


Auf internationaler Ebene versuchen So- 
lidaritätsgruppen in den Industrienatio- 
nen bereits seit Jahren die Öffentlichkeit 
gegen den Völkermord in Amazonasbek- 
ken, vor allem in Brasilien, zu mobilisie- 
ren. Einige Nichtregierungsorganisatio- 
nen unterstützen die kulturellen und wirt- 
schaftlichen Emanzipationsbestrebungen 
durch finanzielle Förderung entsprechen- 
der Projekte. Eine der wenigen multina- 
tionalen Agenturen, die in diesem Sinne 
arbeitet, ist die Internationale Arbeitsor- 
ganisation der Vereinten Nationen (ILO). 
$ie versucht durch das Abkommen 169, 
das auch von Bolivien unterschrieben — 
allerdings bisher nicht ratifiziert — wurde, 
die. Unterzeichnerstaaten zur Achtung der 
Rechte ihrer einheimischen Völker zu 
veranlassen. 

Einen weiteren Anstoß erhielt die Bewe- 
gung der Indianerorganisationen von der 
internationalen Auseinandersetzung um 
‘500 Jahre Kolonialismus‘. Die Diskussio- 
nen schufen Impulse und ein günstiges 
Klima für Öffentlichkeitsarbeit. 

Eine gewisse Unterstützung erfahren die 
indianischen Völker auch durch die Öko- 
logiebewegung, speziell durch die Panik, 
welche die mögliche Klimaveränderung 
und ihr Zusammenhang mit der Abhol- 
zung der Amazonaswälder in den Indu- 
strieländern verursacht hat, 


Bauern beim Einfüllen von Getreide. „Pflan- 
zen wie sie sie aus der andinen Landwirtschaft 
kennen.“ 


Umweltschutz wurde von den Entwick- 
lungspolitikern der Industriestaaten so ge- 
puscht — nicht bei sich zu Hause, versteht 
sich, sondern in fernen Kontinenten -, daß 
auch die Eliten in Bolivien ihn schließlich 
auf ihre Fahnen schreiben mußten. Der 
Raubbau der Holzunternehmer am Wald, 
die Zuwanderung der landsuchenden 
Siedler aus den Anden und die Ver- 
schmutzung der Flüsse durch Chemika- 
lien trat ins Öffentliche Bewußtsein. Und 
die Position der einheimischen Völker, 
deren Existenz als historische Subjekte 
lange Zeit geleugnet worden war, wurde 
aufgewertet. Es wird nun deutlich, daß sie 
diejenigen sind, die den Wald am besten 
kennen und die einzigen, die ein echtes In- 
teresse daran haben, ihn als Lebensraum 
zu erhalten. 

Die internationale Ökologiebewegung 
gibt nicht nur moralische Unterstützung. 
Zur Erhaltung des Waldes scheut sie 
selbst vor dem heißen Eisen der Schulden 
nicht zurück. 1987 wurde ein Schulden- 
tausch-Abkommen (dept-for-nature- 
swap) — das erste seiner Art — zwischen 
der bolivianischen Regierung und einer 
amerikanischen Umweltschutzorganisa- 
tion unterzeichnet. Gegen den Kauf von 
Schuldscheinen zum (stark reduzierten) 
Marktwert von 650.000 US-Dollar durch 
Conservation International (CI) verpflich- 
tete sich die bolivianische Regierung, Ak- 
tivitäten zum Erhalt und zur nachhaltigen 
Nutzung der natürlichen, erneuerbaren 
Ressourcen des Chimane-Waldes zu ent- 
wickeln. In einer technischen Kommis- 
sion, die sich aus Mitgliedern der ameri- 
kanischen und einer bolivianischen Um- 
weltschutzorganisation zusammensetzte, 
wurden Maßnahmen zur ’ökologisch ver- 
träglichen’ Nutzung des Waldes verein- 
bart. 


Interessengruppen stehen 
dem Abkommen entgegen 


Wie bereits erwähnt, bedeutet die Abma- 
chung mit der bolivianischen Regierung 
noch keine Garantie für deren praktische 
Umsetzung. Interessengruppen vor Ort, 
wie kleinbäuerliche Siedler aus dem An- 
denhochland, Holzunternehmer und 
Viehzüchter mit Großgrundbesitz ma- 
chen den Indianern ihren Lebensraum 


° streitig. 


Revolution und Landreform der 50er 
Jahre konnten die mit dem Kolonialismus 
entstandenen und durch 130 Jahre soge- 
nannter Unabhängigkeit geschleppten 
Agrarprobleme Boliviens nicht lösen, 
sondern konsolidierten den Großgrund- 
besitz im Tiefland und führten zu extre- 


mem Kleinbesitz im Hochland? In der 
neoliberalen Politik seit 1985, die eine 
Wirtschaftssanierung nach den Wünschen 
des Weltwährungsfond (TWF) betreibt, ist 
die Förderung der Kleinbauern nicht exi- 
stent. Importe aus den Nachbarstaaten, in 
denen es bis vor wenigen Monaten eine 
starke Subventionspolitik bei Lebensmit- 
teln gab, führten zum Verfall der Erzeu- 
gerpreise. Immer mehr Kleinbauern im 
Hochland blieb keine andere Wahl, als ih- 
re heimatliche Dorfgemeinschaft in den 
Bergen zu verlassen und andere Einkom- 
mensquellen zu suchen. Viele versuchten, 
sich als Siedler im tropischen Tiefland ei- 
ne neue Existenzgrundlage zu schaffen. 
Mit dem Wald zu leben ist denen, die aus 
dem trockenen Andenhochland kommen, 
fremd. Sie roden ein Stück Wald und 
bauen Reis oder Mais an, einjährige Pflan- 
zen, wie sie sie aus der andinen-Landwirt- 
schaft kennen und die schnell die zum 
Überleben notwendige Grundnahrung er- 
zeugen. Denn Kapital, das ihnen den An- 
bau mehrjähriger Kulturen ermöglichen 
könnte, besitzen die Siedler nicht. Nach 
zwei oder drei Jahren ist der so fruchtbar 
scheinende Tropenboden ausgewaschen 
und hoffnungslos verunkrautet, und ein 
weiteres Stück Wald muß gefällt werden, 
Diese Art des landwirtschaftlichen Raub- 
baus bringt kaum das Nötige zum leben. 
Viele der Siedler kehren ganz oder zeit- 
weise ins Hochland zurück oder versu- 
chen in einer anderen Gegend ihr Glück. 


In einigen Gebieten des Tieflandes sind 
die klimatischen und infrastrukturellen 
Bedingungen günstig für den Anbau von 
Koka. Koka wurde ursprünglich an den 
Andenhängen für den nationalen Konsum 
angebaut. Tieflanderfahrene Siedler kulti- 
vieren diese jahrtausendealte Kulturpflan- 
ze nun in tieferen Waldregionen für die 
Kokainproduktion. Saisonale Migranten 
aus dem Hochland pflücken die Blätter, 
transportieren sie auf versteckten Pfaden 
zu Verarbeitungsanlagen und stampfen 
sie in einer Mischung von Lösungsmitteln. 


Daraus wird Kokapaste gewonnen, die in 


Laboratorien zu Kokain weiterverarbeitet 
wird. 

Koka ist das einzige landwirtschaftliche 
Produkt Boliviens, das auf dem Welt- 
markt eine zahlungskräftige Nachfrage 
findet und dessen Preis (noch) nicht durch 
subventionierte Eigenproduktion der In- 
dustrieländer oder durch extreme Ange- 
botskonkurrenz armer Erzeugerländer 
gedrückt wird. Man schätzt den Anbau in 
Bolivien auf 70.000 Hektar. Koka ist die 
Rettung für mehr als hunderttausend 
Kleinbauernfamilien und, nach Meinung 
von Experten, für die Wirtschaft des Lan- 
des. Die Leidtragenden des Kokaanbaus 
und der Weiterverarbeitung zu Paste sind 


diejenigen, derenWälder für den Anbau 


von Koka zerstört und deren Gewässer 
von Verarbeitungschemikalien vergiftet 
werden. j 

Die Siedler dringen oft auf den Spuren der 
Holzunternehmer in den Wald ein. Be- 
reits in den 70er Jahren gab es einen 


Bolivien 


Boom auf mara, ein Mahagoniholz. Der 
Baum wächst einzeln oder in kleinen 
Gruppen dünn verstreut. Um ihn finden, 
schlagen und abtransportieren zu können, 
werden mit Bulldozern autobahnähnliche 
Schneisen in den normalerweise unzu- 
gänglichen Wald vorgetrieben. Auf jeder 
Seite dieses Weges wird ein etwa 50 Me- 
ter breiter Streifen Wald abgeholzt, damit 
kein Schatten auf den Weg fällt, der sonst 
feucht bleiben und für die Holztranspor- 
ter unpassierbar sein würde. Etwa alle 
drei bis fünf Kilometer werden Quer- 
schneisen in den Wald getrieben und von 
diesen aus Wege zu den einzelnen Bäu- 
men. Bis zu jedem Baum muß ein Bulldo- 
zer den Weg bahnen, damit der Stamm 
von einem Kran auf LKWs verladen wer- 
den kann. Das gesamte Waldgebiet wird 
also von einem dichten Wegenetz durch- 
zogen. 


"Wegebauer und Holzfäller leben in 


Camps jeweils an der Spitze des Schnei- 


sensystems. Sie bessern ihre nicht eben 
üppige Versorgungslage durch Jagd auf. 
Die heulenden Motoren, kreischenden 
Sägen, die Jagd, die vielen Schneisen und 
Lichtungen zerstören das ursprüngliche 
Waldsystem. Arme Siedler aus dem 
Hochland und Jäger exotischer Tiere kön- 
nen nun ohne Schwierigkeiten eindringen. 
Um etwas Geld zu verdienen, verdingen 
sich immer wieder einheimische Indianer 
als Führer bei Holzfällern und Tierhänd- 
lern. Denn auch die Indianer sind in die 
Weltwirtschaft integriert und haben Be- 
dürfnisse nach Gütern, die sie selbst nicht 
herstellen. 

Der Raubbau am Wald ist nicht neu. Die 
Wälder des Chaco, im Süden des Landes, 
sind reich an Hartholz (quebracho), das 
für Eisenbahnschwellen verwendet wird. 
In den feuchten Wäldern ist mara (Maha- 
goni) das begehrteste Holz. Während in 
den 50er und 60er Jahren die Ausbeu- 
tung eher in kleinem Maßstab erfolgte, hat 
sie mit dem verstärkten Straßenbau seit 
den 70er Jahren systematische Formen 
angenommen. Je mehr die Reserven 
schrumpfen, umso mehr entsteht ein 
Wettrennen der Unternehmer gegenein- 
ander, gegen die Gesetze und gegen die 
einheimischen Völker. 


Druck auf Regierung 


.darf nicht nachlassen 


Vieles deutet darauf hin, daß selbst da, wo 
es Dekrete zum Schutz des Waldes gibt, 
zur schonenden Nutzung natürlicher Res- 
sourcen und zur Anerkennung territoria- 
ler und rechtlicher Forderungen der in- 
dianischen Völker, die Zerstörung be- 
schleunigt weitergeht. Bevor wirksame 
Maßnahmen getroffen werden können 
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und die von der Regierung verkündete 
„Ökologische Pause” mehr als ein Werbe- 
spruch auf der internationalen Bühne 
wird, wollen die Holzunternehmen beisei- 
te schaffen, was sie können. 

Faktisch werden keine Schutzgebiete ein- 
gehalten, keine alternative landwirtschaft- 
liche Entwicklung im Hochland in Angriff 
genommen, die den Menschen dort eine 
bessere Zukunft bieten könnte, keine Pro- 
gramme entwickelt, die eine rationelle Be- 
siedlung des Tieflandes ermöglichen wür- 
den, kein indianischer Lebensraum wirk- 
sam geschützt, keine staatliche Hilfe zur 
Weiterentwicklung der indianischen Wirt- 
schaft und Kultur gewährleistet. 

Wie umstritten die Umsetzung der Regie- 
rungsdekrete ist, belegt ein Beitrag in der 
Zeitschrift Presencia vom 16.12.90. 
Zwischen dem Tieflandvolk der Sirionös, 
Viehzüchtern und Regierungsvertretern 
kam es im November und Dezember 
1990 zu Auseinandersetzungen um die 
Interpretation der Regierungsdekrete. 
Nach Darstellung der Sirionö hielt die Re- 
gierung die Frist zur Vermessung des Ter- 
ritoriums nicht ein und teilte auch keine 
Gründe dafür mit. Daraufhin begannen 
die Sirionös selbst, das Land entspre- 
chend der Vereinbarung abzugrenzen. 
Als die Regierungs- und Vermessungs- 
kommission einige Tage später eintraf, 
versuchte sie, einen Grenzverlauf im Ein- 
vernehmen mit den Viehzüchtern festzu- 
legen, so daß deren Besitzungen nicht be- 
rührt wurden. Die Sirionös beschuldigten 
diese Kommission, die Vereinbarungen 
des Dekrets zu brechen. Der Wille des 
Präsidenten, der Wunsch, sein Wort und 
seine Unterschrift zu halten, „geht nicht 
weiter als bis zu den Schreibtischen, denn 
die Untergebenen gehorchen anderen In- 
teressen als denen, die der Präsident ver- 
tritt oder die das Gesetz bestimmt”. 

Es geht jetzt darum, daß der Druck auf 
Regierung und Interessengruppen nicht 
nachläßt. Die Solidarität, welche die in- 
dianischen Völker im ganzen Land er- 


zeugten, muß sich auch in Zukunft äu- 
Bern, bei der Kontrolle, daß die Vereinba- 
rungen tatsächlich erfüllt werden. 

Eine andere Gefahr, die von einem Spre- 
cher des Gewerkschaftsdachverbandes 
(COB) in einem Kommentar zu den Ver- 
einbarungen benannt wurde, ist das Ab- 
gleiten in eine Reservatsrealität nach 
nordamerikanischem Muster. Wenn die 
Einheimischen am Ende Almosen, Sozial- 


. hilfe, Rente, oder wie auch immer man es 


nennen mag, dafür empfangen, daß ande- 
re die Reichtümer ihrer Territorien aus- 
plündern dürfen, oder dafür, sich in Re- 
servaten wie im Zoo von Touristen be- 
staunen zu lassen, dann ist die „Würde” 
ganz sicher verloren. 

Michael Schulte 


Anmerkungen: 

1. Es gibt immer noch Schuldknechtschaft. Vgl. 
Kevin HEALY, Caciques y Patrones, Cochab- 
amba, 1983; und FUPAGEMA, Resoluciones 
del primer Congreso Campesino de Ayopaya 
2. Ganze Dorfgemeinschaften werden von po- 
litischen Parteien zu den Wahllokalen gekarrt 
und mit Essen, Trinken — in der Regel reich- 
lich Alkohol — und mit T-Shirts, die das ent- 
sprechende Parteiemblem tragen, versorgt, da- 
mit sie für diese Partei stimmen. Regierungs- 
parteien stellen, wenn es zu ihrem Vorteil ist, 
kurzfristig Ausweise aus, welche die Teilnah- 
me an der Wahl ermöglichen. Dagegen besit- 
zen viele indianische Kleinbauern keine regu- 
lären Personaldokumente, die Voraussetzung 
sind für die Teilnahme an Wahlen, den Ab- 
schluß von Verträgen, die Reklamation von Ei- 
gentumsrechten etc. 

-3. Bei der in der Folge der Revolution 1953 
durchgeführten Agrarreform wurde im Tief- 
land faktisch nur der Großgrundbesitz legali- 
siert, da die einheimischen Völker nicht als 
Machtgruppe in Erscheinung traten. Sie lebten 
verstreut in den Wäldern oder als Landarbeiter 
auf den Viehfarmen. Nur die Großgrundbesit- 
zer stellten Ansprüche an die Agrarreformbe- 
hörde auf rechtliche Anerkennung von Land- 
besitz. 

Der Beitrag wurde stark gekürzt. In seiner ur- 
sprünglichen Fassung wird auch auf die Inter- 
essengruppe der Viehzüchter, auf die Lebens- 
weise der bolivianischen Tieflandindianer, so- 
wie auf die geschichtliche Entwicklung des in- 
dianischen Widerstandes seit dem Beginn des 
Kolonialismus vor 500 Jahren eingegangen. 
Das vollständige Manuskript kann beim iz3w, 
Postfach 5328, 7800 Freiburg gegen 5.-DM 


. (Scheck, Briefmarken oder Geldschein) ange- 


fordert werden. 


Mittlerer Osten 


Vorbemerkung 


»Eine ganze Generation von Gelehr- 
ten hat sich bemüht, Hitler und die 
Folgen auf ihren historischen Son- 
derweg, ihren eigentümlichen Cha- 
rakter, ihre vermeintlich anders ge- 
artete Kultur zurückzuführen. (..) 
Heute treten Nahostkenner und Ori- 
entalisten mit ähnlichen Argumen- 
ten auf den Plan.« (H.M.Enzensber- 
ger im SPIEGEL 6/91). 


Wo Enzensberger recht hat, hat er 
recht. Mit seiner Gleichsetzung Hus- 
sein-Hitler und mehr noch mit der 
des irakischen Volkes mit dem deut- 
schen liegt er so weit daneben, daß 
man ihm einen kleinen Treffer, und 
sei es nur ein Zufallstreffer, schon 
gönnen muß. Hiesige sogenannte 
Nahostkenner, zumindest diejeni- 
gen, die sich in den vergangenen 
Wochen auf den Bildschirmen in- 
stalliert hatten, brachten tatsächlich 
den besonderen Charakter „der Ara- 
ber” in die Debatte, um zu erklären, 
wie alles so weit hatte kommen kön- 
nen. 


Allerdings, so müßte man Enzens- 
berger entgegenhalten: Es gibt auch 
die anderen, die wirklichen Kenner 
der Region. Nur hat Enzensberger 
"offensichtlich nichts von ihnen gele- 
sen. So kann er fundierte Analysen 
mit dem Halbwissen der selbster- 
nannten Orientalisten ineinssetzen 
und alles in einer überheblichen Ge- 
ste vom Tisch wischen. 


»Die sind anders gewickelt!, sagte 
Gerhard Konzelmann , und um dem 
Fernsehzuschauer sinnfällig zu ma- 
chen, wie die Gehirnwindungen ara- 
bischer Menschen gelagert sind, be- 
wegte er den Zeigefinger in Höhe der 
Schläfen kreisend entgegen dem 
Uhrzeigersinn. ”Für die (Araber) 
denkt der (Saddam Hussein) lo- 
gisch«. 


So beginnt der Tübinger Orientalist 
Heinz Halm , der die Berichterstat- 


Baustelle Mittlerer Osten 


tung der Fernsehorientalisten auf- 
merksam verfolgt und darüberhin- 
aus ihre Bücher gelesen hat, einen 
Beitrag in der Süddeutschen 
(16.2.91). Mit Leichtigkeit weist er 
Konzelmann, der gelehrte Bücher 
über Mohammed, über die Schiiten 
und über die großen Kalifen ge- 
schrieben hat, und mit diesen Wer- 
ken hohe Auflagen erzielte, etliche 
sachliche Fehler nach. Und an den 
Beiträgen von Peter Scholl Latour, 
die immerhin sauber recherchiert 
sind, demonstriert er, wie Feindbild- 
konstruktion funktioniert. 


Leider sind nur wenige der Gelehr- 
ten, die wirklich etwas zur Region 
und deren Kultur zu sagen haben, 
aus ihren Elfenbeintürmen heraus- 
getreten und haben sich wie Halm 
in die Debatte geworfen. Anders als 
in Frankreich etwa, wo es eine gute 
und lesbare Fachliteratur über den 
Orient gibt, und wo daher der allge- 
meine Kenntnisstand recht hoch ist, 
gibt es hierzulande eine strenge 
Grenzziehung zwischen universitä- 


rer Orientforschung und Journalis- 
mus. So ist es eben möglich, daß se- 
riöse Zeitungen und Sender „Laien 
über den Islam schwadronieren ... 
lassen”(Halm), während das fun- 
dierte Wissen in den orientalisti- 
schen Instituten oder in den Univer- 
sitätsbibliotheken verstaubt. 


Vor diesem Hintergrund ist zu recht- 
fertigen, daß wir uns in unserem 
Themenblock an die Wissenschaft 
halten und damit in Kauf nehmen, 
der LeserIn diesmal etwas schwe- 
rere Kost zu servieren als sonst üb- 
lich. Die Beiträge sind zum Teil sehr 
lang und in der Sprache nicht son- 
derlich leserInnenfreundlich. Wir 
haben uns gegen starke Kürzungen 
entschieden, weil wir in den Arti- 
keln nichts entdecken konnten, was 
uns überflüssig, langweilig oder ba- 
nal erschien. 
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Vor einer 


Mittlerer Osten 


mittelöstlichen 
Neuordnung? 


Konzepte und Kontroversen 


Fast scheint es, als habe es nach fünf 
arabisch-israelischen Kriegen, dem 
achtjährigen Krieg zwischen Irak und 
Iran, zahlreichen bürgerkriegsähnli- 
chen Auseinandersetzungen und Bür- 
gerkriegen und der seit über drei Jah- 
ren anhaltenden palästinensischen 
Intifada noch des Zweiten Golfkriegs 
bedurft, um in Europa und den USA 
zu Bewußtsein zu bringen, daß der 
Nahe und Mittlere Osten voller Wi- 
dersprüche und Probleme steckt. Je- 
denfalls wird in den nördlichen Zen- 
tren seither sehr intensiv über eine 
notwendige Neuordnung der Region 
gesprochen. In der arabischen politi- 
schen und akademischen Debatte ist 
seit langem betont worden, daß eine 
Neugestaltung der politischen und 
ökonomischen Verhältnisse, eine 
Überwindung der strukturellen Kri- 
sen der Region überfällig ist. 


ünf untrennbare Problemkreise be- 

stimmen diese nahöstliche Krise: 

die Folgen kolonialer Grenzzie- 
hung, der arabisch-israelische Konflikt, 
die wachsenden innerarabischen ökono- 
mischen Diskrepanzen, die fortwährende 
Abhängigkeit der gesamten arabischen 
Welt und der Mangel an Legitimität bzw. 
das Fehlen von Demokratie in, mehr oder 
weniger, allen Staaten der Region. Die 
Krise um Kuwait hat deutlich gemacht, 
daß die nahöstlichen Verhältnisse nach 
Veränderung schreien. Allerdings war 
weder der irakische Überfall auf Kuwait 
noch der „erste amerikanisch-arabische 
Krieg” (Richard Murphy) ein Beitrag zur 
Problemlösung. Saddam Huseins Aktion 
war ein untauglicher Versuch, vor dem 
Hintergrund der Widersprüche in der Re- 
gion eigene regionale Hegemonialinteres- 
sen durchzusetzen und aktuelle Wirt- 
schaftsprobleme zu lösen; die Führung 
der Vereinigten Staaten nahm die Ent- 
wicklung eines nach einer regionalen 
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den Emiraten... 


Großmachtrolle strebenden Nationalstaa- 
tes Irak zum Anlaß, diesen und mögliche 
Nachahmer zu disziplinieren und ihre ei- 
gene Vorherrschaft sowie die herrschen- 
den sozio-ökonomischen und politischen 
Strukturen in der Region zu festigen. Dies 
auch mit dem Einsatz äußerster Mittel zu 
tun wurde durch die weltpolitische Ab- 
dankung der UdSSR erleichtert. 


Koloniales Erbe und Abhängig- 
keit 

Die Grenzen im arabischen Osten — dem 
Mashriq — und auf der arabischen Halb- 
insel sind fast vollständig die Hinterlas- 
senschaft kolonialer und semi-kolonialer 
Herrschaft. Was an Staaten entstand, wa- 
ren Territorial-, keine Nationalstaaten. 
Die Loyalitäten ihrer Bewohner wiesen 
häufig entweder über die Grenzen des 
Territorialstaates hinweg und richteten 
sich auf die größere, arabische Nation 
oder bezogen sich auf kleinere aber häufig 


Das ökonomische Gefälle innerhalb der arabischen Staatenwelt ist groß: Rolls-Royce Liebhaber in 


ebenfalls grenzüberschreitende regionale, 
tribale oder konfessionelle Einheiten." 
Gleichzeitig zerrissen die neuen Grenzen 
regionale Wirtschaftsstrukturen, etwa die 
engen Verbindungen zwischen Palästina 
und dem südlichen Syrien oder zwischen 
Irak, Nordsyrien und dem, seit 1939 tür- 
kischen, Mittelmeerhafen Iskanderun. Die 
Aufgabe der neuen Regime, ihre Territo- 
rien zu Nationalstaaten zu entwickeln, 
forderte neben der politischen vor allem 
auch die ökonomische und infrastruktu- 
relle Integration der neuen politischen 
Einheiten. Auffälligerweise sind die sich 
ideologisch am gesamtarabischen Natio- 
nalismus orientierenden Regime, wie die 
Ba'th-Regime in Irak und Syrien, dabei 
am weitesten fortgeschritten. 

Das Pro- 
jekt der arabischen Einheit stellte sich, 
jenseits aller mythisch-nationalistischen 
Überhöhung, die es bei einzelnen Theore- 
tikern und in der Propaganda unter- 
schiedlicher arabischer Regime erfuhr 


und erfährt, als politisch und ökonomisch 
vernünftiger Lösungsansatz zur Überwin- 
dung der Probleme dar, die die koloniale 
Grenzziehung hinterlassen hatte, und es 
bedeutete Vervollständigung der forma- 
len Unabhängigkeit der Territorialstaaten 
in Richtung auf wirtschaftliche und politi- 
sche Unabhängigkeit von den Industrie- 
staaten des Nordens . Die arabische Welt 
im Ganzen ist nicht ressourcenarm, diese 
Ressourcen sind aber extrem ungleich 
verteilt, und die einzelnen Nationalöko- 
nomien stehen in stärkerem Austausch 
mit nicht-arabischen Ökonomien als mit 
denen der anderen arabischen Staaten. 
Die ungleiche Ressourcenverteilung 
selbst, deren Überwindung bezweckt war, 
und die Herrschaftsansprüche der Eliten 
in den einzelnen arabischen Staaten hin- 
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.. „Kinder beim Wäschewaschen in Ägypten: 


derten allerdings jeden ernsthaften Ver- 
such, das Einheitsprojekt umzusetzen. In 
der Praxis blieb es bei einer schwachen 
und durch politische Differenzen häufig 
lahmgelegten Arabischen Liga und bei 
wenigen kleineren gesamtarabischen, bi- 
oder multilateralen arabischen Koopera- 
tionsprojekten, deren tatsächlicher Ent- 
wicklungsbeitrag begrenzt blieb. Innerara- 
bische Entwicklungshilfe war im Ein- 
zelfall eindrucksvoll und hilfreich, ent- 
sprach aber, gemessen an den verfügbaren 
Ressourcen in den ölreichen und den Er- 
fordernissen in den ölarmen arabischen 
Ländern , nicht dem Anspruch, daß das 


arabische Öl der gesamten arabischen - 


Welt gehöre. Arabische Arbeitsmigranten 
in den Ölstaaten am Golf blieben dort 
Einwohner zweiter Klasse. Trotz des 
enormen Kapitalzuflusses, den die arabi- 
sche Welt seit dem Erdölsprung von 
1973/74 erlebte — oder richtger: infolge 
des spezifischen Entwicklungsweges, den 
die arabischen Staaten während des Erd- 
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ölbooms einschlugen — wuchsen nicht 
nur die sozialen Unterschiede innerhalb 
der einzelnen arabischen Staaten, sondern 
nahm auch das Wohlstandsgefälle zwi- 
schen den reichen und den armen arabi- 
schen Staaten zu. Trotz des Öls blieben 
die ökonomischen Entwicklungsziele der 
70er und 80er Jahre zum großen Teile un- 
erreicht. Die in den 70er Jahren in den 
meisten arabischen Staaten verfolgten 
überwiegend kapitalintensiven Industria- 
lisierungsprogramme haben nicht die 
Grundlagen einer fortschreitenden selbst- 
tragenden Industrieentwicklung schaffen 
können. Landwirtschaftliche Entwicklung 
wurde vernachlässigt, und die arabische 
Welt im Ganzen ist zu Beginn der neunzi- 
ger Jahre in geringerem Ausmaß in der 
Lage, ihre Bevölkerung selbst zu ernähren 


als noch zwanzig Jahre zuvor.” Nicht nur 
die kapitalarmen arabischen Staaten sind 
abhängig, sondern gerade auch die Öl- 
monarchien. Zwar sind diesen Staaten 
zum Teil aufsehenerregende Erfolge im 
Ausbau der sozialen und auch der wirt- 


schaftlichen Infrastruktur gelungen; 
gleichzeitig aber sind sie mit ihrer mode- 
renen Infrastruktur und ihrem auf westli- 
che Muster umgestellten Konsumverhal- 
ten in wachsendem Maße von westlichen 
Importen abhängig geworden*) und damit 
politisch erpressbar: Anders als noch in 
den frühen siebziger Jahren wären die 
Golfmonarchien heute nicht mehr in der 
Lage, mit dem Einsatz der „Ölwaffe” ge- 
gen westliche Verbraucherländer auch 
nur glaubhaft zu drohen. Das liegt nicht 
nur an den Sicherheitsvorkehrungen, die 
die großen Ölverbraucher gegen solche 
Eventualitäten geschaffen haben — etwa 
in Form der Internationalen Energie- 
Agentur -, sondern vor allem an der ge- 
stiegenen Abhängigkeit dieser Staaten 


von einer ständigen Versorgung mit Roh- 
stoffen, Ersatzteilen, Expertise, Daten 
und Lebensmitteln aus den westlichen In- 
dustriestaaten. Im übrigen haben die Golf- 
monarchien sich, nicht erst seit August 
1990, zum Schutz ihres Wohlstands nach 
innen und außen in die militärische und 
militär-technische Abhängigkeit insbe- 
sondere der USA gebracht. Saudi-Ara- 
bien etwa brauchte zur Unterhaltung sei- 
ner hochtechnisierten Militärmacht nicht 
nur pakistanische Söldner, sondern auch 
die ständige Anwesenheit von etwa 
10.000 amerikanischen, britischen und 
französischen Militärberatern?), und sau- 
dische Entscheidungen über Ölpolitik 
standen gelegentlich in direktem, offenen 
Zusammenhang mit saudisch-amerikani- 
schen Verhandlungen über die Lieferung 
militärischen Geräts.) 


Krise der arabischen Regime 


Gegen Ende der achtziger Jahre hatte die 
Erfahrung fortwährender und zum Teil 
zunehmender Auslandsabhängigkeit, 
wachsender sozialer Widersprüche, einer 
Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage der Bevölkerungsmehrheit in den 
meisten arabischen Staaten und der unge- 
brochenen Herrschaft konservativer Mo- 
narchen, bürokratisierter Einparteiensy- 
steme und korrupter Militärregime, die 
das Fehlen von Demokratie und ihre man- 
gelnden Entwicklungserfolge häufig ge- 
nug mit der Kontinuität des arabisch-is- 
raelischen Konflikts begründeten, den sie 
selbst weder militärisch noch politisch zu 
lösen in der Lage waren, das gesamte ara- 
bische System weitgehend delegitimiert. 
Der irakische Einmarsch in Kuwait ist von 
vielen als ein Befreiungsschlag verstanden 
worden, der es vielleicht ermöglichen 
würde, die festgefahrenen Verhältnisse im 
Nahen Osten zum Tanzen zu bringen, die 
Intransigenz der Israelis durch eine echte 
Bedrohung zu brechen, die ökonomi- 
schen Disparitäten innerhalb der arabi- 
schen Welt gerade zu rücken, den illegiti- 
men Herrschern jeglichen Typs die Mög- 
lichkeit eines raschen Endes ihrer Herr- 
schaft vorzuführen und Fremdbestim- 
mung und Abhängigkeit zu trotzen. Diese 
zum Teil euphorische Massenstimmung 
war zwar illusionär und mißinterpretierte 
die weder anti-imperialistischen noch auf 
„Gerechtigkeit” oder „Demokratie” in der 
arabischen Welt, sondern auf regionale 
Hegemonie zielenden Intentionen der ira- 
kischen Führung, konnte aber von Sad- 
dam Husein propagandistisch genutzt 
werden, zumal als der schnelle und massi- 
ve US-amerikanische Eingriff zu zeigen 
schien, wie sehr die USA und ihre Ver- 
bündeten sich von der Möglichkeit einer 
von ihnen nicht kontrollierten Neuord- 
nung der regionalen Machtstruktur be- 
droht fühlten. Während der halbjährigen 
Kriegsvorbereitung, zwischen August 
1990 und Januar 1991, wurde jedenfalls 
deutlich, daß die entscheidenden Kräfte in 
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der US-Administration zwar nicht not- 
wendig einen Krieg anstrebten, daß sie die 
Kriegsoption aber einer verhandelten Lö- 
sung vorzogen, die keinen bedingungslo- 
sen, sondern nur einen bedingten iraki- 
schen Abzug aus Kuwait hätte bedeuten 
können. Die Entscheidung zum Krieg ist 
insofern auch eine Demonstration, daß im 
Rahmen der vom US-Präsidenten be- 
schworenen neuen, einpolaren Weltord- 
nung nationalen Emanzipationsprozessen 
von Dritt-Welt-Staaten, die sich an euro- 
päischen Nationsbildungsprozessen des 
vorigen Jahrhunderts orientieren könnten 
— das Streben nach regionalen Hegemo- 
nien und die Mißachtung der Souveränität 
von Nachbarstaaten eingeschlossen — 
deutliche Grenzen gesetzt sind”? und daß 
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die Debatte sich konzentriert: die poli- 
tisch-territoriale Struktur, Ökonomie und 
Entwicklung, und die Sicherheitsstruktur 
vor allem der Golfregion. 


Grenzen und Staaten 


Es wäre allzu spekulativ, etwas über die 
innere Nachkriegsordnung des Irak zu sa- 
gen. Sicher ist nur, daß der Irak, der sich 
bis zum Zweiten Golfkrieg zur stärksten 
arabischen Militärmacht und zu einer der 
militärisch stärksten Mächte der Dritten 
Welt entwickelt hatte, aus diesem Krieg, 
anders als aus dem irakisch-iranischen, 
militärisch geschwächt herausgegangen 


ist. Es ist deshalb fraglich, ob das gegen- ' 


wärtige Regime unter Saddam Husein 


nicht erwarteter Entwicklungen schließ- 
lich als eigenen Erfolg darstellen zu kön- 
nen. Solche Scheinerfolge wären umso 
wichtiger, wenn sich für den zentralen 
Konflikt des Nahen Ostens, den Palästina- 
konflikt, eben keine erfolgreiche Lösung 
abzeichnet. 


Tatsächlich ist nicht zu er- 
warten, daß im Ergebnis des Golfkriegs 


* eine friedliche Lösung des arabisch-israe- 


lischen Konflikts bevorsteht. Es spricht 
nichts dafür, daß die israelische Regierung 
nach dem Krieg konzessionsbereiter ist, 
als sie das im Herbst 1990 war, oder Ende 
1988, als die PLO mit der Anerkennung 
des Existenzrechts Israels von. ihrer Seite 
aus den Weg zu einer friedlichen Lösung 


rn 
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--"" Algerien 


Die Staaten der arabischen Welt einschließlich Israels, aus: Nahost-Ploetz 1987 


die USA es sein werden, die die Bedin- 
gungen regionaler Neuordnungen setzen. 
Es gibt für eine solche Neuordnung keine 
fertigen Blaupausen — oder gar, wie in der 
für Verschwörungstheorien empfängli- 
chen nahöstlichen Szene gelegentlich ge- 
mußtmaßt wird, langfristiger imperiali- 
stischer oder amerikanischer Pläne, denen 
folgend nun, wieder einmal, das Schicksal 
des Nahen Ostens gestaltet werde.® Was 
es gibt, sind bestimmte deutliche Interes- 
sen regionaler und außerregionaler Mäch- 
te, seit längerem formulierte Strategien 
und eine mehr oder weniger öffentliche 
politische, strategische und akademische 
Debatte, die bestimmte Grundlinien von 
Nachkriegs-Neuordnungspolitiken im 
Nahen und Mittleren Osten erkennen las- 
sen. In dieser Debatte zeichnet sich ab, 
daß ein Neuordnungsprozeß voraussicht- 
lich eher eine Stabilisierung bestehender 
Verhältisse bedeuten wird, mit einer ge- 
wissen neuen Rollenverteilung innerhalb 
der arabischen Staatengemeinschaft, als 
eine Neugestaltung, die die strukturelle 
Krise des Nahen Ostens überwinden hel- 
fen könnte. Es sind drei Bereiche, auf die 
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oder ein mögliches Nachfolgeregime in 
der Lage sein wird, das Land unter Kon- 
trolle zu behalten, wenn die Truppen der 
Koalition den Irak wieder verlassen oder 
sich in eine Sicherheitszone an der ira- 
kisch-kuwaitischen und irakisch-saudi- 
schen Grenze zurückziehen. Allerdings ist 
eine territoriale Zergliederung, was im- 
mer es an türkischen Ambitionen in Rich- 
tung der nordirakischen Ölfelder geben 
mag, nicht zu erwarten. Veränderungen 
der äußeren Grenzen des Irak würden 
nicht nur nachträglich die irakische Infra- 
gestellung seiner Grenze mit Kuwait legi- 
timieren, sie könnten auch andere mittel- 
Östliche Grenzfragen neu aufwerfen — et- 
wa zwischen Saudi-Arabien und Jemen 
oder den Vereinigten Arabischen Emira- 
ten -, und sie würden vor allem die Forde- 
rung nach einem kurdischen Staat wieder 
auf den Tisch bringen. Die von einigen 
arabischen Politikern geäußerten Sorgen 
vor einer Realisierung vermuteter türki- 
scher Ansprüche? dürften deshalb über- 
trieben sein. Dabei ist vorstellbar, daß die- 
se Sorgen und Warnungen in erster Linie 
dazu dienen, das Ausbleiben ohnehin 


zu ebnen suchte. Im Gegenteil, die Sha- 
mir-Regierung ‚hat ihre Position weiter 
verhärtet und dies öffentlich durch Bestel- 
lung des Rechtsradikalen Ze‘evi zum Mi- 
nister deutlich gemacht. Gleichzeitig be- 
ginnt in Europa eine unterstützende De- 
batte um die Rolle der PLO in einem 
künftigen Friedensprozess, die weit hinter 
die Position zurückfällt, die die Europäi- 
sche Gemeinschaft — mit ihrer Forderung 
nach einer umfassenden Friedensregelung 
unter Beteiligung der PLO — bereits auf 
ihrem Venedig-Gipfel 1980 erreicht hat- 
te. Und sowohl die palästinensische Intifa- 
da wie die israelische Friedensbewegung 
sind durch den irakischen Überfall auf 
Kuwait und den Krieg geschwächt wor- 
den. Insofern ist es wahrscheinlich, daß 
das Außerste, was die westlichen Mächte 
der israelischen Regierung abfordern wer- 
den, eine begrenzte Autonomieregelung 
für Teile der Westbank und des Gaza- 
streifens ist, und dies für eine unbestimm- 
te Übergangszeit. Dies würde zumindest 
den Eindruck vermitteln, ein Lösungspro- 
zeß sei tatsächlich in Gang gesetzt. Um 
weitergehenden Forderungen vorzubeu- 


gen, wird die israelische Rechte, und wer- 
den pro-israelische Kräfte in Europa und 
den USA verstärkt die „jordanische Lö- 
sung” propagieren: Israelische Rechts- 
kräfte wie Sharon und Ze‘evi werden nach 
Ausweisung unliebsamer Palästinenser 
oder gar nach der Vertreibung der arabi- 
schen Bevölkerung von der West- auf die 
Eastbank des Jordan rufen, „liberale” 
Kräfte im Westen werden Vertreibungen 
ablehnen, könnten den Gedanken, daß 
Jordanien mit seinem ohnehin schon gro- 
Ben palästinensischen Bevölkerungsanteil 
die eigentliche Heimstatt der Palästinen- 
ser sei, aber zunehmend vernünftig fin- 
den. Westlichen Wünschen würde es 
zudem entsprechen, wenn Israel bereit 
wäre, den Golan zu räumen, und damit 
nach dem Muster der Camp-David- 
Abkommen eine syrisch-israelische Frie- 
densregelung zu ermöglichen, in deren 
Zusammenhang Syrien auch eine Auto- 
nomieregelung für die Palästinenser in 
den besetzten Gebieten akzeptierte. Ein 
solches Szenario kann kurzfristig an Wi- 
derständen in Israel und in Syrien schei- 
tern, würde langfristig aber den Interes- 
sen beider Regime entsprechen und den 
Weg für weitere bilaterale Abkommen Is- 
raels mit Jordanien und Libanon freiräu- 
men. Dies könnte, wenn ein gestärkter 
und syrisch gestützter libanesischer Staat 
seine Fähigkeit beweist, Guerillaaktivitä- 
ten an der libaniesisch-israelischen Gren- 
ze zu verhindern, auch einen israelischen 
Abzug aus Südlibanon ermöglichen. Sy- 
rien könnte die „Befreiung” des Golan 
und des Libanon zum eigenen Erfolg er- 
klären. Für Israel liegt der Vorteil bilate- 
raler Abkommen vor allem darin, daß sie 
die ärgerliche Forderung nach einer inter- 
nationalen Nahostkonferenz, in der arabi- 
sche Staaten und Palästinenser gemein- 
sam auftreten könnten, vom Tisch bräch- 
ten. 


Wirtschaftliche Entwicklungen 


Die Debatte um die ökonomische Nach- 

kriegsentwicklung der Region betrifft vor 

allem die Zukunft des Ölmarkts und die 

denkbaren Formen einer Finanzierung von 

Wiederaufbau und Entwicklung. Einheitli- 

che Expertenmeinung ist, daß die Ölpreise 
nach dem Krieg sich auf einem insgesamt 
niedrigen, allenfalls gegenüber dem Vor- 
kriegsniveau — 12 bis 15 $/barrel — leicht 
erhöhten Niveau einpendeln werden.'® 
Denn nichts spricht dafür, daß es der 
OPEC gelingen könnte, ihrim Juli 1990 be- 
schlossene Preisziel von 21 $/barrel nach 
Kriegsende noch durchzusetzen: Nahezu 
alle Ölländer haben den Ausfall der kuwai- 
tischen und irakischen Förderung genutzt, 
um ihre eigene Förderung erheblich zu er- 
höhen, und ihr Interesse, zumal bei fallen- 
den Ölpreisen, ihre Produktion genauso 
schnell zu drosseln, wie sie sie mit dem in- 
ternationalen Embargo gegen Kuwait und 
Irak erhöht haben, wird gering sein. Kuwait 
"und Irak selbst werden, nach Behebung der 
Schäden an Ölförder- und verladeeinrich- 
tungen, ihre Produtkion so weit wie eben 
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möglich steigern, um den Finanzbedarf ei- 
nes anstehenden Wiederaufbaus zu dek- 
ken. Und vor allem wird die OPEC, die 
durch die Kuwait-Kriseund denKriegpoli- 
tisch zerrissener ist als jemals zuvor, noch 
weniger als in den vergangenen Jahren in 
der Lage sein, eine effektive Preis- oder gar 
Kartellpolitik zu betreiben. Zunehmend 


wird, in der westlichen und in der arabi- 
schen- Neuordnungsdebatte über die Re- 
gion von einem international organisierten 
Finanzausgleich zwischen reichen und ar- 
men arabischen Staaten, einer Art Mar- 
shallplan für Wiederaufbau und Entwick- 
lung gesprochen.!!) Eine gewisse Skepsis ist 
angebracht. Denn obwohl es denkbar ist, 
daß Finanzhilfen der Ölstaaten, die in den 
Jahren der Ölrezession seit 1980 erheblich 
abgenommenhatten, aus politischen Grün- 
den wieder zunehmen und direkt, über ei- 
nen arabischen Marshallplan-Fonds oder 
ähnliche Konstruktionen in die ärmeren 
arabischen Länder fließen, bedeutet dies 
keine Überwindungder Diskrepanzen zwi- 
schen den armen, arbeitskraftexportieren- 
den und den reichen, ölexportierenden 
Staaten. Es wird weiterhin Entwicklungs- 
hilfeleistungen der reichen Ölstaaten ge- 
ben, die einen bestimmten, der Höhe nach 

olitisch verhandelbaren Prozentsatz der 

Irente dieser Staaten ausmachen werden, 
aber keine gesamtarabische Planung des 
Ressourceneinsatzes. Ein „Marshallplan” 
wird in dieser Hinsicht kaumeffektiver sein 
als existierende arabische Entwicklungs- 
fonds. Forderungen nach einer „Umvertei- 
lung” der Öleinkommen sind für die Öl- 
staaten völlig indiskutabel. Auch der 
Wunsch einer Reihe arabischer Politiker 
und Ökonomen, daß die reichen Ölexpor- 
teureihre Überschüsseeherindenärmeren 
arabischen Staaten investieren möchten als 
im Westen!? wird allenfalls ein beschränk- 
tes Echo finden. Wahrscheinlicher ist, daß 
arabisches Kapital, wie schon in den ersten 
Monaten der Kuwait-Krise, den arabi- 
schen Raum verläßt und in noch stärkerem 
Maße als zuvor politisch sichere Anlage- 
möglichkeiten in den Industriestaaten 
sucht.!?) Im übrigen ist zu erwarten, daß in 
einem Marshallplan für die arabische Welt, 
dessen Programme im wesentlich von den 
Finanziers aus den Golfstaaten und von 
US-amerikanischen Politikern und Exper- 
ten koordiniert werden dürften, politische 
Kriterien wichtiger sein werden als solche 
der Bedürftigkeit. Die US-Regierung, die 
konservativen Golfstaaten und in geringe- 
rem Maße auch europäische Staaten, ha- 
ben bereits im Vorfeld und in den ersten 
Wochen des Krieges deutlich gemacht, daß 
politisches Wohl- oder Unwohlverhalten 
der einzelnen arabischen Staaten im Kon- 
flikt mit dem Irak Auswirkungen auf deren 
zukünftige Chancen haben wird, westliche 
und Petrodollar-Hilfe zu erhalten. So ha- 
ben die USA Ägypten 7 Mrd. $ Mili- 
tärschulden erlassen und Saudi-Arabien 
hat zusätzliche Finanzhilfen angekün- 
digt,!® die EG hat eingefrorene Entwick- 
lungshilfemittel für Syrien freigemacht,'®) 
die US-Regierung hat ihre Hilfsleistungen 
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an Jemen und an Tunesien zusammenge- 
strichen!® und die Revision der Hilfen für 
Jordanien angekündigt!” Eine neue 
Agentur zur Vergabe von Entwicklungshil- 
fe bedeutet auch noch keine Korrektur von 
Entwicklungsstrategien. Ob die Verteilung 
. eines Teils der Öleinkommen in der Region 
zu nachhaltigem Wachstum und zu Ent- 
wicklung im Sinne eines Abbaus von Ab- 
hängigkeit führen kann, ob also die Fehl- 
entwicklungen des ölinduzierten Wachs- 
tums der siebziger und achtziger Jahre ver- 
mieden werden können, ist von vielen Din- 
gen abhängig; allem voran würde es eine 
Demokratisierung der politischen und 
ökonomischen Entscheidungsstrukturen 
der Empfänger- und der Geberstaaten ver- 
langen. Und schließlich bleibt eine ent- 
scheidende Frage, wieviel der im Vergleich 
zu Ölboomzeiten eher knappen Ressour- 
cen überhaupt für wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung zur Verfügung stehen. 


Sicherheitsstrukturen 


Tatsächlich stehen Entwicklungsprogram- 
me zur Zeit nicht im Vordergrund der Dis- 
kussion. Zentraler Punkt in der gegenwär- 
tigen Neuordnungsdebatte ist vielmehr die 
geplante Errichtung einer neuen regiona- 
len Sicherheitsstruktur am Persisch-Arabi- 
schen Golf. Dabei zeichnen sich zwei alter- 
native Grundkonzepte ab. Einerseits ist 
dies die iranische Linie, die derzeit auch für 
Irak die akzeptabelste Lösung wäre. Vorge- 
sehen ist darin ein regionales Sicherheitssy- 
stem oderein Pakt, der von allen Golfanrai- 
nerstaaten, also von Iran, Irak, Saudi-Ara- 
bien, Kuwait, Bahrein, Qatar, den Vereinig- 
ten Arabischen Emiraten und Oman, und 
möglicherweise unter Hinzuziehung von 
Randstaaten der Region wie Pakistan und 
der Türkei!®) gebildet würde. Kern der ira- 
nischen Konzeption ist, daß ein solches re- 
gionales System, das möglicherweise auch 
ökonomische Funktionen haben könnte, 
ausländische Truppen aus der Golfregion 
fernhielte. Damit würde, zumal nach der 
Schwächung des Irak, Iran als die eindeutig 
dominierende Macht am Golf hervorge- 
hen;!®) eine weitere Beteiligung der Türkei 
und Pakistans ließe die zentrale Stellung 
Irans in einer solchen Struktur unberührt 
und würde verhindern, daß Iran sich unter 
bestimmten Umständen einer Koalition 
der anderen, arabischen Staaten des Sy- 
stems gegenübersehen könnte. Esistin kei- 
ner Weise wahrscheinlich, daß dieiranische 
Regierung ihre Konzeption durchsetzen 
könnte, und dies dürfte ihr auch bewußt 
sein. Die gesteigerte diplomatische Aktivi- 
tät Irans seit Ausbruch des Krieges ist den- 
noch ernstzunehmen: Sie dürfte den 
Wunsch der iranischen Führung unter Raf- 
sandjani ausdrücken, weltpolitisch wieder 
als „normale” Macht, diesich an gängige di- 
plomatische Formen hält, anerkannt zu 
werden, und vor allem das Bemühen si- 
cherzustellen, daß die Islamische Republik 
überhaupt in einer Nachkriegs-Sicher- 
heitsstruktur berücksichtigt und nicht au- 
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Ben vorgelassenwird. Wahrscheinlicher 
ist, daß eine Konzeption sich durchsetzt, 
die vom Interesse der derzeitigen anti-ira- 
kischen Allianz; also insbesondere der 
USA und ihrer Verbündeten am Golf, be- 
stimmt wird. Um sie zu verstehen, ist ein 
kurzer Rückblick auf die Entwicklung der 
US-Politik und der amerikanischen Inter- 
essen am Golf sinnvoll. 


US-Strategien am Golf 


Bereits in den dreißiger Jahren dieses Jahr- 
hunderts sind US-amerikanische Ölgesell- 
schaften auf der arabischen Halbinsel aktiv 
geworden, 1933 erwarbdie ARAMCO,die 
Tochter zweier US-Gesellschaften, die er- 
ste Konzession zur Suche nach Öl in Saudi- 
Arabien. Während des Zweiten Weltkriegs 
entwickelte die politischen Führung der 
USA das Interesse, ineiner Nachkriegsord- 
nung über die Ölreserven des Mittleren 
Ostens verfügen zu können, insbesondere 
aber die Ölfelder am Golf einem direkten 
oder indirekten sowjetischen Zugriff zu 
entziehen. US-Präsident Roosevelt erklär- 
te bereits 1943, Saudi-Arabien sei von vita- 
lem Interesse für die Verteidigung der 
USA .20 Nach dem Zweiten Weltkrieg, und 
bis 1971, als die letzten Teile des britischen 
Empire am Golf, die heutigen Vereinigten 
Arabischen Emirate, in die Unabhängig- 
keit entlassen wurden, wurde dieses Inter- 
esse durch die koloniale Stellung Großbrit- 
anniens gesichert, wenngleich die USA be- 
reits in jener Zeit eine Flottenpräsenz im 
Golf unterhielten und nach und nach die 
Verantwortung für — der westlichen Defi- 
nition nach — die Sicherung der Stabilität 
im Mittleren Osten übernahmen. Die US- 
Politik nach dem britischen Abzug aus der 
Region teilte sich in zwei Phasen: Von 1971 
bis zum Sturz des Shah beruhte sie auf der 
sogenannten Nixon- oder „Twin Pillars”- 
Doktrin. Diese Politik setzte auf die mili- 
tärische Aus- und Aufrüstung Irans und 
SaudiArabiens, die als regionale Stellver- 
treter der USA für Stabilität am Golf sor- 
gen sollten. Seit Mitte der siebziger Jahre 
wurde diese Politik durch den Versuch der 
US-Administration ergänzt, die israelisch- 
arabische Konfrontation zu beenden, vor 
allem jedoch Ägypten aus dem Konfronta- 
tionslager herauszuführen und stattdessen 
militärisch und politisch für mögliche 
schnelle und hochmobile Interventionen in 
der arabischen Welt, etwa zur Verhinde- 
rung von Umsturzversuchen in den Golf- 
fürstentümern, auszurüsten.?) 1979 brach 
diese US-Strategie völligzusammen. Im Ja- 
nuar siegte die islamische Revolution im 
Iran, und im März, nach Unterzeichnung 
des ägyptisch-isrelischen Friedensvertra- 
ges, wurde Ägypten ausder Arabischen Li- 
ga ausgeschlossen. Besonders schmerzlich 
für die US-Regierung war, daß auch die 
meisten konservativen arabischen Staaten, 
Saudi-Arabien an der Spitze, den aus dem 
„Camp-David”-Prozess hervorgegange- 
nen ägyptisch-israelischen Friedensvertrag 
boykottierten. Nachdem es zudem im Ver- 
laufdes Jahres zu wachsenden Spannungen 


zwischen Iran und seinen arabischen Nach- 
barn, vor allem Irak, kam, im November 
1979 mit der Besetzung der US-Botschaft 
in Teheran auch eine direkte Konfrontation 
zwischen den USA und Iran begann, und 
im Dezember die sowjetische Truppen in 
Afghanistan einmarschierten, verkündete 
US-Präsident Carter im Januar 1980 den 
Inhalt einer neuen US-Strategie für den 
Mittleren Osten. In der seither sogenann- 
ten Carter-Doktrin hieß es, „jeder Versuch 
einer auswärtigen Macht, Kontrolle über 
die Region des Persischen Golfes zu erlan- 
gen”, werde als Angriff auf die vitalen Inter- 
essen der USA betrachtet und „mit allen 
Mitteln, einschließlich militärischer Ge- 
walt” zurückgeschlagen werden. InderPra- 
xis folgte dieser Neuorientierung US-ame- 
rikanischer Politik, sich nicht mehr auf lo- 
kale Stellvertreter am Golf, sondern auf die 
eigene Kraft zu verlassen, der Aufbaueiner 
Schnellen Einsatzgruppe (Rapid Deploy- 
ment Force, RDF, später: U.S. Central 
Command, CENTCOM)für den Mittleren 
Osten und die, weitgehend erfolglose, Su- 
che nach Militärbasen auf der arabischen 
Halbinsel. Lediglich Oman und, in geringe- 
rem Umfang, Bahrein, stellten Einrichtun- 
gen zur Verfügung. SaudiArabien lehnte 
weiterhin, auch nach Beginn des irakisch- 
iranischen Krieges, die Stationierung von 
US-Einheiten ab, akzeptierte aber eine in- 
tensivierte militär-technische Zusammen- 
arbeit mit den USA. Dazu gehörte 1980 die 
Lieferung des hochentwickelten 
AWACS-Luftaufklärungssystems. Die Rea- 
gan-Administration setzte im Prinzip die 
Politik der Carter-Doktrin fort. Sie ver- 
stärkte die USFlottenpräsenz im Golf, un- 
terstütze, spätestens seit 1983, mehr oder 
weniger offen den Irak im Krieg mit Iran 
und ließ seit 1987 amerikanische Streit- 
kräfte faktisch in den Krieg eingreifen, um 
einen iranischen Sieg zu verhindern. Wor- 
um es der amerikanischen Politik am Golf 
dabei ging, ist von der US-Administration 
immer sehr deutlich gesagt worden. 


DieRegion,erklärteetwaderdamalige US- 
Verteidigungsminister Weinberger, sei aus 
drei Gründen für die USA von vitalem In- 
teresse. Erstens habe die USA „wegen der 
westlichen Abhängigkeit vom Golf-Öl” ein 
signifikantes Interesse, den Einfluß der So- 
wjetunion in der Region zu begrenzen. 
Zweitens sei die „Sicherheit und Stabilität 
der moderaten Staaten der Region wichtig 
für die politischen und ökonomischen Zie- 
le” der USA, und drittens sei die „ungehin- 
derte Passage des Öls durch den Golf von 
entscheidender Bedeutung für die wirt- 
schaftliche Gesundheit der westlichen 
Welt”.22? Diese Interessenslage hat sich 
nicht verändert. Und wenngleich die US- 
Politik, mindestens bis zur zweiten Amts- 
zeit Reagans, davon ausging, daß diese In- 
teressen hauptsächlich von einem mögli- 
chen militärischen oder diplomatischen 
Vorstoß der UdSSR bedroht seien, so ha- 
ben zumindest die militärischen Planer 
schon frühzeitig auch potentielle andere 
Gegner im Auge gehabt. So heißt es in den 
Richtlinien für die operative und taktische 
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Heereskriegsführung „AirLand Battle 
2000” unter anderem, daß die „aufstreben- 
den Länder der Dritten Welt” sich „mit 
feindlichen Staaten zusammenschließen 
und auf Terror, Erpressung oder begrenzte 
Kriege zurückgreifen (könnten), um einen 
gleichberechtigten Anteil an den Ressour- 
cen zu erhalten”. Die „Abhängigkeit der 
NATO-Länder vom Öl aus dem Nahen 
Osten” stelle eine „indirekte Bedrohung 
Mitteleuropas” dar, die „gleichrangig” mit 
der direkten Bedrohung durch den Wars- 
chauer Pakt sei.°? Insofern hatte US-Stab- 
schef Powell Anfang Februar ganz recht, als 
er erklärte, die in den 70er Jahren entwik- 
kelte „AirLand Battle-Doktrin” sei „gera- 
dezu passend für den Kampf, der uns be- 
vorsteht”.2*) 


Eine saudisch-ägyptische Achse 


Die in den USA und bei.ihren arabischen 
Verbündeten geführte Debatte um die zu- 
künftige Sicherheitsstruktur am Golf ori- 
entiert darauf, daß die Staaten des Golf- 
kooperationsrates(GCC)in Zusammenar- 
beit mit Ägypten und möglicherweise Sy- 
rien eine militärische Ordnungsfunktion in 
der Region wahrnehmen werden.’® Der 
GCC wurde 1981 als Zusammenschlußder 
sechs Ölmonarchien am Golf — SaudiAra- 
bien, Kuwait, Bahrein, Qatar, Vereinigte 
Arabische Emirate und Oman — gegrün- 
det; Saudi-Arabien hat darin, aufgrund sei- 
ner Größe, seiner wirtschaftlichen und mi- 
litärischen Stärke eine eindeutig dominie- 
rende Stellung. Dieser „Club der Rei- 
chen” sollte die wirtschaftliche Koopera- 
tion der Mitgliedsländer fördern, vor allem 
aber ihre sicherheitspolitische Zusammen- 
arbeit gegen sowohl innere wie äußere Be- 
drohnisse.2” Der irakische Überfall auf 
Kuwait machte deutlich, daß der Rat gera- 
de diese wesentliche Funktion nicht erfül- 
len konnte. Gleichzeitig ist sicher, daß der 
größte Teil der amerikanischen, britischen 
und anderen ausländischen Truppen in 
Saudi-Arabien nach Ende des Kriegs mit 


Irak die Region wieder verlassen werden 
muß — nicht nur aus Kostengründen, son- 
dern vor allem, weil sich erwiesen hat, daß 
die Anwesenheit dieser Truppen bei der 
Bevölkerung der arabischen Welt überwie- 
gend als unzumutbar betrachtet wird, und 
weiles gerade dem saudischen Regime, das 
sich als „Hüter der heiligen Städten” in 
Mekka und Medina islamisch zu legitimie- 
ren sucht, auf die Dauer mehr schaden als 
nützen würde, sich auf die Kraft amerikani- 
schen Militärs stützen zu müssen. Eine ara- 
bische Lösung ist deshalb angesagt, in der 
die Rolle der USA sich darauf beschränken 
dürfte, einegewisse Flottenpräsenz im Golf 
und allenfalls kleinere Einrichtungen an 
Land zu unterhalten sowie Waffen und eine 
unbestimmte Zahl militärischer Berater zu 
liefern. Der GCC dürfte als militärisches 
Bündnis gestärkt werden. Da die bevölke- 
rungsarmen GCC-Staaten selbst keine gro- 
ßen Armeen aufstellen können, werden 
Ägypten und möglicherweise Syrien Trup- 
pen bereitstellen, deren Finanzierung der 
GCC übernimmt. Bereits vor Kriegsbeginn 
war in diesem Sinne von einer zukünftigen 
permanenten Stationierung von 250- 
300.000 ägyptischen Soldaten am Golf die 
Rede.?®) Mitte Februar hat ein Außenmini- 
stertreffen der sechs GCC-Staaten, Ägyp- 
tens und Syriens, ohne daß Einzelheiten 
bekannt gegeben worden wären, diese 
Konzeption im Prinzip bestätigt.?”) 


Es ist 
schwer zu sagen, ob eine solche Sicher- 
heitsstruktur langfristig leisten kann, was 
sie leisten soll, nämlich die politischen und 
ökonomischen Verhältnisse in der Region 
zu stabilisieren. Gerade inden Monarchien 
am Golf ist ein politischer und sozialer 
Wandel lange überfällig. Auch die westli- 
chen Verbündeten dieser Regime würden 
es begrüßen, wenn ihre Herrscher minde- 
stens eine gewisse Partizipation aufsteigen- 
der sozialer Gruppen zuließen, wenn etwa 
der kuwaitische Emir nach der Befreiung 
Kuwaits eine Demokratisierung seines Re- 
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gimes einleiten würdeoder wenn dieSaudis 
ihr erstmals 1964 gegebenes Versprechen, 
eine Verfassung zu erlassen,?® in die Tat 
umsetzten. Die Geschichte dieser autokra- 
tischen Regime lehrt allerdings, daß sie un- 
ter dem Druck großer Krisen zwar bereit 
sind, gewisse Konzessionen anzukündigen, 
nach Ende der Krisen aber wenig Anlaß se- 
hen, zu ihren Versprechungen zu stehen. 
Als eine ihrer ersten Amtshandlungen, un- 
mittelbar nach der Befreiung Kuwaits, ha- 
ben Kuwaits Emir und sein Thronfolger 
das Kriegsrecht verhängt und die verspro- 
chenen Wahlen auf unbestimmte Zeit ver- 
schoben. Die Herrscher am Golf wissen 
sehr wohl, daß der Beginn einer Demokra- 
tisierung auch ein Anfang vom Ende nicht 
nur ihrer absoluten, sondern letztlich ihrer 
Herrschaft überhaupt bedeuten könnte. 
Der Veränderungsdruck, ob er nun von 
Bürgern dieser Staaten, von Arbeitsimmi- 
granten, die häufig die Mehrheit ihrer Ein- 
wohner bilden, oder von außen kommt, 
kann zwar durch die militärische Stärkung 
dieser Regime mittelfristig kontrolliert 
werden, wird langfristig aber zunehmen. 
Auch ist es fraglich, ob die Bevölkerung 
Ägyptens und Syriens, und ob die ägypti- 
schen und syrischen Soldaten in den Golf- 
staaten, sich mit ihrer Rolle zufrieden ge- 
ben werden, die Regimeam Golfzustützen, 
wenn sie selbst nur begrenzt an deren Öl- 
einkommen beteiligt werden. Und Staaten, 
die nicht in an einer solchen regionalen Si- 
cherheitsstruktur beteiligt werden, wie 
Irak, Jordanien und Iran, könnten eine Ge- 
genallianz bilden, die die Region — unab- 
hängig von der Entwicklung des Palästi- 
nakonflikts — auf längere Sicht in zwei sich 
unfreundlich gegenüberstehende Lager 
spaltet. 


Die beschriebenen Neuord- 
nungskonzepte, die derzeit die Debatte be- 
herrschen, scheinen kaum geeignet, eine 
Lösung der dringenden Probleme des Na- 
hen und Mittleren Ostens näherzubringen. 
Aussichten auf eine umfassende und nach- 
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haltige soziale und ökonomische Entwick- 
lung der Region würden in weite Ferne rük- 
ken.Sicher scheint, daßein erheblicher Teil 
der zukünftigen Öleinkommen für neue, 
gigantische Aufrüstungsprogramme insbe- 
sondere der arabischen Golfstaaten ver- 
braucht werden wird. SaudiArabien allein, 
dasbereitsnachdemirakischenEinmarsch- 
in Kuwait einen 26 Mrd. $-Waffendeal mit 
den USA geschlossen hat, soll nach Vor- 
stellungen aus Washington ein weiteres Rü- 
stungspaket über 20 Mrd. $ bestellen.’ 
Aufeine „Friedensdividende” wird die Re- 


gionsonochlangewarten. j 
EinVerliererder 


Entwicklung ist bereits die arabische De- 
mokratiebewegung. Diese war seit einigen 
Jahren und bis zum Sommer 1990 spürbar 
gewachsen und hatte in verschiedenen ara- 
bischen Staaten einige Anfangserfolge im 
Kampf für Menschenrechte und gegen die 
Gängelung und Unterdrückung der Völker 
durch autoritäre und bürokratische Re- 
gime erreicht. In diesen Rahmen gehört 
auch die palästinensische Intifada als die 
demokratischste Massenbewegung, die die 
arabische Welt seit Ende der Kolonialherr- 
schaft entwikelt hat. Diese demokratische 
Bewegung in den arabischen Staaten und 
die Intifada haben durch den irakischen 
Überfall auf Kuwait und durch den Krieg 
einen großen Rückschlagerlitten, unter an- 
derem, weil ein naiver Glaube an den „star- 
ken Mann” und den Erfolg militärischer 


Lösungen wiederbelebt wurde, vor allem 


aber, weil die israelische und eine Reihe 
arabischer Regierungen den Krieg nutzten, 
um in seinem Schatten massiv gegen ihre 
demokratischen Herausforderer vorzuge- 
hen. Es wird dauern, bis diese Bewegungen 
ihre Kraft wiedergewonnen haben. 

Volker Perthes 
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Politischer Islam 
und westliche 
Mißverständnisse 


er Aufruhr, der mit dem Aus- 

bruch des zweiten Golf-Krieges 

am 17. Januar 1991 in den nah- 
östlichen Gesellschaften erwartet worden 
war, hielt sich in Grenzen. Zwar gab es in 
zahlreichen Ländern und Städten des ara- 
bischen Raumes proirakische Demonstra- 
tionen, in deren Verlauf auch deutlich ge- 
gen die westliche Allianz gerichtete Töne 
zu hören waren. Von einer Massenmobili- 
sation gegen den Westen, von einem 
Übergreifen des Kriegsfeuers und einer is- 
lamisch. begründeten Kriegsbegeisterung 
konnte aber nicht gesprochen werden. 
Vielmehr wurde deutlich, daß der Golf- 
krieg, der mit dem Beginn der Bodenof- 
fensive am 24. Februar seinen Höhepunkt 
erreichte, auch dazu genutzt wurde, inter- 
nen sozialen und kulturellen Spannungen 
eine Artikulationsmöglichkeit zu ver- 
schaffen. Ganz ähnlich wie zum Beispiel 
in Deutschland, wo aufgrund des Golf- 
krieges ältere politische Zerwürfnisse ak- 
tiviert wurden, nutzten auch Oppositions- 
gruppen vor allem im Maghreb den Krieg, 
um dem eigenen sozialen Protest Gehör 
und Massenunterstützung zu verschaffen. 


Massenunterstützung für Sad- 
dam Hussein als Ausdruck ge- 
sellschaftlicher Konflikte 


iese Funktion war weitaus wichti- 

ger als die mitschwingende Un- 

terstützung für Saddam Hussein 
und sein Regime im Irak selbst. Eine sol- 
che Unterstützung hätte auch nur sehr be- 
grenzt sein können, da sich der soziale 
und politische Protest unter anderem ge- 
rade gegen die machtvolle Präsenz staatli- 
cher, vom Militärapparat gestützter Büro- 
kratien richtete, nachgerade gegen die 
Präsenz von Regimes in den nahöstlichen 
Gesellschaften selbst. So'zum Beispiel in 
Algerien: dort konnten sich die politi- 
schen Parteien der zivilen Gesellschaft in 
den letzten zwei Jahren immer deutlicher 
von der Herrschaft des Staates emanzipie- 
ren und sich eine eigene Öffentlichkeit 
einrichten. 
Diese Bewegung in Algerien verfügte über 
zivile Institutionen und Organe und konn- 


te so allmählich die bürokratisch verfaßte 
Macht des algerischen Staates zurück- 
drängen. Der Golf-Krieg war für diese zi- 
vile Opposition ein willkommener Anlaß, 
ihren Protest mit internationalistischen 
Inhalten zu füllen und durch die Aufnah- 
me einer entsprechenden islamischen 


Die Namen Gottes und Muhammeds 


Rhetorik zu verbreitern. Die Grenze einer 
Identifizierungsmöglichkeit aber war bald 
erreicht. Sicherlich. wurde Saddam Hus- 
sein zunächst, also etwa bis zum Angriff 
auf den Schutzbunker von al-Amiriya in 
Bagdad durch alliierte Bomber am 13. Fe- 
bruar, als eine Art arabischer Ho Chi 
Minh gefeiert. Die politische Realität der 
Herrschaft des irakischen Regimes aber, 
die sich in den verheerenden Aktionen in 
Kuwait offenbarte, machte deutlich, daß 
die anfängliche Unterstützung durch die 
zivile Opposition genau einem Regime 
galt, dessen potentielles Äquivalent sie in 
Algerien bekämpften. Nicht anders die 
Reaktionen in Tunesien oder Marokko: 
auch hier geriet die Massenunterstützung 
für Saddam Hussein sehr bald zu einem 
Ausdruck innenpolitischer Konflikte. Kö- 
nig Hasans doppelbödige Haltung zu Irak 
(Unterstützung der Allianz bei gleichzeiti- 
ger Unterstützung des Massenprotestes 
gegen die Intervention) zeigt, wie sehr in- 
nenpolitische von außenpolitischen Ziel- 
setzungen abwichen. 


Die antiwestliche Rhetorik Saddam Hus- 
seins kam dem zivilen Protest in vielen 
nahöstlichen Gesellschaften gelegen. In 
ihr trat auch die Enttäuschung zutage, die 
viele arabische Intellektuelle angesichts 
der Nichtanerkennung ihres Protestes 
eben durch den Westen empfanden. Seit 
Jahren erlebten die zivilen Gesellschaften 
die - durch das stabilitäts - und sicherheits- 
politische Interesse des Westens legiti- 
mierte - politische, militärische und öko- 
nomische Hochrüstung „ihrer“ Staaten, 
die ihnen selbst jegliche Partizipation, 
Emanzipation und Piuralität verweiger- 
ten. 


Islamische Protestbewegungen 
und die gängigen Vorstellungen 
von „dem Islam“ 


ie tiefe Enttäuschung hatte sich 
D schon 1978/79 im Verlaufe der 

islamischen Revolution in Iran 
bemerkbar gemacht. Zahlreiche linke In- 
tellektuelle und politische Gruppen waren 
immer deutlicher bereit, ihren Widerstand 
gegen das vom Westen unterstützte Re- 
gime des Schah zu islamisieren. Islamisie- 
rung bedeutete so zunächst nichts anderes 
als der politischen Symbolik und Rhetorik 
eine islamische Lebenswirklichkeit zuzu- 
ordnen. Zweierlei wurde damit erreicht: 
auf der einen Seite distanzierten sich da- 
mit die Avantgarden einer zivilen Gesell- 
schaft von „westlichen“ Konzepten bzw. 
von den ihnen zugeordneten Symbolen 
und konnten so ihrer Enttäuschung eine 
positive Wendung verleihen. Zum ande- 
ren gelang hierdurch aber auch ein An- 
schluß an die Lebenswelten breiterer Be- 
völkerungsschichten, deren Legitimierung 
es bedurfte, um der zivilen Gesellschaft 
eine neue Machtbasis zu verschaffen. 
Die Deutung der islamischen Bewegun- 
gen als eine politisch breit gefächerte Arti- 
kulationsform ziviler Gesellschaften ge- 
gen nahöstliche Regime verlangt, be- 
stimmte tradierte Grundannahmen be- 
züglich des Islam infragezustellen. Die fast 
axiomatisch gesetzten Prämissen in der 
Beurteilung der islamischen Kultur be- 
rühren zunächst und zuallererst den Be- 
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reich des Politischen: Die erste Prämisse 
lautet, daß „im Islam Staat und Religion“ 
nicht zu trennen seien. Hierdurch wird je- 
dem Rückgriff auf Islamisches (sei es im 
Bereich der Kultur, der Religion, der Poli- 
tik oder der Wirtschaft) unterstellt, daß er 
diese Prämisse teile und mithin „anders“ 
sei als das, was Beobachter aus dem We- 
sten entsprechend ihrer eigenen, erlebten 
Wirklichkeit erfassen. Die zweite Prämis- 
se, die sich hieraus unmittelbar ergibt, ist 
das Konzept der „Verwestlichung“. Mo- 
derne Kultur, so die gängige These, sei in 
die islamischen Gesellschaften „impor- 
tiert“ und von den Gesellschaften „aufge- 
zwungen“ (so manche ethnophilen) oder 
von diesen nicht „bewältigt“ worden (so 
manche Apologeten der westlichen Kul- 
tur). Das Hauptproblem ergibt sich, folgt 
man den beiden Prämissen , so einerseits 
aus dem Islam selbst, andererseits aus 
dessen angeblicher Totalität bezüglich der 
Gesellschaften und den Staaten. Konse- 
quent weiter gedacht wird der Islam als 
Grund des Konflikts in nahöstlichen Ge- 
sellschaften angesehen: Eben wegen ihrer 
islamischen Traditionalität können Mit- 
glieder islamischer Gemeinschaften eine 
„Verwestlichung“ ihrer Kultur nicht „be- 
wältigen“, so daß sie, kaum daß sie diese 
politisch als Problem erfahren, wieder 
„zum Islam zurückkehren“. 

Die Begründung beider Prämissen erfolgt 
zumeist aus einer Definition des Islam an 
sich. Dabei muß zwangsläufig die Frühge- 
schichte des Islam als Definitionsrahmen 
angenommen werden, denn hier glaubt 
man, die den Islam definierenden Dogma- 
tik ausfindig machen zu können. So wird 
der Islam nach dem definiert, was er ein- 
mal war, nämlich genau zur Zeit der isla- 
mischen Offenbarung bis zu Beginn der 
religiösen und kulturellen Ausdifferenzie- 
rung (also etwa von 610 bis um 700). 
Noch einfacher machen es sich manche 
Beobachter, die „den Islam“ eben durch 
sich selbst, sprich durch den Koran und 
gegebenenfalls die Prophetentradition de- 
finieren. Diese Art normativer Definition 
des Islam trägt deutlich fundamentalisti- 
sche Züge: die dogmatische Selbstdefini- 
tion des Islam der Frühzeit wird als We- 
sen des Islam betrachtet, als Fundament 
jeglicher kultureller Entwicklungsmög- 
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lichkeiten. Islamische Gesellschaften er- 
scheinen so gefesselt durch den Islam 
selbst. Spätere Entwicklungen werden 
meist als Abweichung von der Norm an- 
gesehen. Wenn etwa unter den Umayya- 


“den (die von 661 bis 750 herrschten) 


deutlich zwischen religiös-moralischer 
Ethik und politischer Herrschaft geschie- 
den wurde, dann erscheint dies dem Be- 
trachter als Abweichen von der. islami- 
schen Norm, die nachgerade beide Berei- 
che als untrennbar definieren soll. 

Die gleiche Sicht haben viele sogenannte 
isiamische Fundamentalisten. Auch sie 
definieren „den Islam“ normativ aus einer 
Rekonstruktion der islamischen Frühzeit, 
die dann als zeitloses und ewiggültiges 
Ideal gesellschaftlicher Ordnung in islami- 
schen Ländern anzusehen sei. Da islami- 
sche politische Gruppen gerade durch die 
Zielsetzung, Modelle gesellschaftlicher 
Ordnung und Entwicklung zu entwerfen, 
bestimmt sind, werden sie natürlich auch 
den Islam so wahrnehmen, daß er diese 
Aufgabe leisten kann. 

Die Mehrwertigkeit des Begriffs Islam er- 
laubt aber genauso eine Trennung des Re- 
ligiösen vom Politischen. Sie kann entwe- 
der axiomatisch begründet (das heißt aus 
der Offenbarung selbst abgeleitet) oder 
als Entwicklung der islamischen Kultur 
angesehen werden. Die Frage, was der Is- 
lam denn sei, läßt sich so nur historisch 
beantworten; entscheidend ist, wonach 
man fragt: nach dem Islam als Religion, als 
Kultur, als politische Ordnung oder als 
gesellschaftliche Tradition. Die Bedeu- 
tung des Islam läßt sich heutzutage nur 
noch durch den Gebrauch erklären. 


Islam als Forum unterschiedli- 
cher politischer Strömungen 


In den letzten zwanzig Jahren ist in vielen 
nahöstlichen Gesellschaften das Bewußt- 
sein für die ihnen innewohnenden islami- 
schen kulturellen Traditionen deutlich ge- 
wachsen. Die Konzentration darauf ist 
keineswegs unbedingt eine religiöse. Im 
Gegenteil: die individuelle Religiosität 
wird durch die Vergesellschaftung religiö- 
ser Traditionen und entsprechender ethi- 
scher Normen in den Hintergrund ge- 
drängt. Damit wird der Islam zum Forum 
politischen Handelns auch solcher Men- 
schen, die sich selbst nicht eine religiösen 
Weltsicht zuordnen würden. Der oft 
plötzliche „Übertritt“ ehemaliger arabi- 
scher Sozialisten oder Kommunisten 
„zum Islam“ ist somit keine „Bekehrung“ 
sondern beschreibt lediglich die Öffnung 
zu unmittelbaren kulturellen Traditionen, 
die eine „Wir sind das Volk“ - Identität 
bestimmen kann. Tatsächlich beinhaltet 
der islamische Protest oft zunächst nichts 
anderes als eben diese Identität. Sie soll - 
in grober Analogie zu den Entwicklungen 
der Oppositionsbewegungen im ehemali- 
gen Ostblock - andeuten, daß die zivilen 
Gesellschaften sich nicht mehr durch „ih- 
re Staaten“ vertreten fühlen. In diesem 


Sinne beschreibt „der Islam“ eine Öffent- 
lichkeit, in der die zivilen Gesellschaften 
nach Autonomie von den sie jahrzehnte- 
lang beherrschenden Staaten (Regimen) 
verlangen. Die Nutzung religiöser Tradi- 
tionen zur Identitätsbildung ziviler Oppo- 
sitionen unter solchen Verhältnissen ist 
gerade in Ländern wie Polen oder der 
ehemaligen DDR gut bekannt. Im Gegen- 
satz zu den Bedingungen in diesen Län- 
dern aber beschränkt sich die Mobilisa- 
tion der religiösen Traditionen in islami- 
schen Gesellschaften oft auf wenige, wenn 
auch signifikante Bereiche. Ein Schlag- 
wort bildet der Begriff des Rechts (scha- 
ri’a), der in einen sehr komplexen Zusam- 
menhang zum Bereich des Politischen ge- 
setzt werden kann. Charismatische Zu- 
ordnungen wie Lech Walesas Bittgesuche 
bei der Schwarzen Maria von Tschensto- 
chau finden sich in islamischen Bewegun- 
gen recht selten, da das Sakrale aus weiten 
Bereichen des Religiösen durch die isla- 
mische Offenbarung verbannt worden ist. 
Im zivilen Protest islamischer Gruppen 
wird so in irgendeiner Art und Weise der 
Begriff schari’a eine Rolle spielen. Je nach 
politischem Standort kann nun unter die- 
sem Begriff völlig unterschiedliches ver- 
standen werden: für einige Gruppen mag 
schari’a tatsächlich die Einführung neuer, 
islamisch legitimierter Rechtsnormen be- 
deuten, abgeleitet entweder unmittelbar 
aus den sogenannten Quellen der Rechts- 
wissenschaft (usul al-figh) oder aus den 
akzeptierten Rechtstraditionen (den 
„Rechtsschulen“, madhahib). Andere 
Gruppen dagegen verstehen das Recht als 
eine völlig neuzubestimmende ethische 
Norm der Gesellschaft; wieder andere ge- 
hen von einem Theorie-Praxis- 
Verständnis aus und beschreiben die 
schari’a als Ebene der politischen Praxis, 
die die islamische Theorie (als ihre Theo- 
rie und Weltsicht) umsetzen soll. Und 
schließlich gibt es eine verbreitete Vor- 
stellung, daß es keinen Unterschied zwi- 
schen individueller Moral und gesell- 
schaftlichem Recht geben dürfe und daß 
das Recht nur im Verhalten eines jeden 
verwirklicht werden kann. Auf eine ge- 
sonderte Betrachtung des Rechts wird 
dann verzichtet, da der Mensch, hat er 
sich erst einmal die ethischen Normen des 
„vollkommenen Menschen“ angeeignet, 
kein von ihm getrenntes Recht mehr be- 
dürfe und auch keiner rechtlichen Instanz 
mehr unterstehe. Diese Pluralität politi- 
scher Vorstellungen kennzeichnet heute 
das Spektrum islamischer Bewegungen. Je 
nach Interesse und gesellschaftlichem 
Standort reicht die Bewegung von anar- 
chistischen bis zu rechtsradikalen Positio- 
nen. 

Zivile Oppositionsgruppen in nahöst- 
lichen Gesellschaften haben sich schon 
sehr früh diese strukturelle Unterschiede 
zu eigen gemacht, um unterschiedliche In- 
teressen identifizieren und artikulieren zu 
können. Die Unterschiede verschwinden 
zunächst in den Momenten, wo eine kol- 
lektive Öffentlichkeit gegen die Regime 


(etwa in Algerien) verlangt wird. Sie treten 
aber dann sofort wieder auf, wenn der un- 
mittelbare Druck der Regime nachgelas- 
sen hat und die politische Konkurrenz um 
die Macht real geworden ist. 


Die Ignoranz des Westens 


Die Heterogenität politischer Ausdrucks- 
formen der sechziger und siebziger Jahre, 
die, da „westlich“, dem westlichen Beob- 
achter so eingängig waren, ist so ab etwa 
1974 in einem islamischen Kontext fort- 
geschrieben worden. Die bewußte Nut- 
zung islamischer Symbolik und Rhetorik 
zur Ausgestaltung des politischen Diskur- 
ses in nahöstlichen Gesellschaften hängt, 
wie schon angedeutet, sicherlich auch mit 
der offensichtlichen Nichtanerkennung zi- 
viler Opposition durch „den Westen“ zu- 
sammen. Es mag als trotzige Reaktion an- 
gesehen werden: die Hinwendung zu „Is- 
lamischem“ aber kann oft in einen direk- 
ten Zusammenhang zu der Nichtanerken- 
nung gestellt werden. Der kritische Punkt 
aber ist genau indem Augenblick erreicht, 
wo sich politische Gruppen in nahöst- 
lichen Gesellschaften einer islamischen 
Rhetorik bedienen. Denn nun erscheinen 
ihre politischen Aussagen dem „Westen“ 
noch unverständlicher, da hier ja mit dem 
Islam ein bestimmtes Bild assoziiert wird, 
das sich nun zu bestätigen scheint. Da der 
Islam - bestimmt durch die genannten 
‘Prämissen - politisch anders zu werten ist 
als westliche Politik, können islamische 
Bewegungen auch niemals als gleichbe- 
rechtigter Teil ziviler Emanzipation ange- 
sehen werden. Im Gegenteil: der Westen 
empfindet das Islamische als Bedrohung 
staatlicher Ordnung und Stabilität (sicher- 
lich zurecht, nimmt man den Charakter is- 
lamischer Bewegungen als zivile Opposi- 
tion ernst) und bemüht sich nun um eine 
Stabilisierung der Regime, gegen die sich 
die zivile Opposition richtet. Stabilisie- 
rung bedeutet immer Ausbau der Macht 
der Regime, also in ökonomischer, büro- 
kratischer und militärischer Hinsicht. Als 
Argument für die Hochrüstung nahöst- 
licher Regime dient - neben dem alten 
Ost-West-Konfikt - gerade die Vorstel- 
lung von einer Gefährdung durch „den Is- 
lam“. Diese scheint sich auch zu bestäti- 
gen, wenn Saddam Hussein seinen Angriff 
auf Kuwait am 2.8.1990 mit heftigen Aus- 
fällen gegen das „unislamische“ Regime in 
Saudi-Arabien begleitete und später sei- 
nen Krieg als jihad, also als Krieg für die 
gerechte Sache des Islam, verschleierte. 
Vom Westen aus gesehen war nun jeder 
Rekurs auf Islamisches eine direkte Be- 
antwortung der islamischen Rhetorik vom 
jihad. Massendemonstrationen, in deren 
Verlauf für Saddam Hussein Stellung be- 
zogen wurden, wurden gedeutet als Be- 
weis für die latente Gefahr, die dem Islam 
innewohne. Denn, so wurde argumentiert, 
in islamischen Gesellschaften Massen zu 
mobilisieren ist gleichbedeutend mit einer 
Mobilisation des Religiösen und des Fa- 
natismus. Damit erfüllte der Islam die 
Aufgabe, die ihm in der totalen Sicht des 
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Westens von nahöstlichen Gesellschaften 
zukommt. 


Das neue Feindbild 


Es soll hier nicht der Frage nachgegangen 
werden, warum der Westen diese speziel- 
le totalitäre Sicht des Islam tradiert und 
woher diese stammt. Offensichtlich aber 
erfüllt eine solche Sicht heute nach dem 
Zusammenbruch des vierzig Jahre lang 
bestimmenden Ost-West-Konflikts die 
Funktion, die die Antithetik dieses Kon- 
flikts bestimmt hatte. Die rtragung 
von politischen wie militärischen Hand- 
lungsmustern des Ost-West-Konflikts auf 
den zweiten Golf-Krieg zeigt deutlich, wie 
nahtlos der alte Kalte Krieg in den neuen 
Krieg münden konnte. Die Niederwer- 
fung des Irak folgte fast genau den mili- 
tärischen Vorgaben, die noch aus der Zeit 
stammten, als die Militärs von einem 
Durchmarsch der Sowjetunion an den 
Golf nach der Invasion in Afghanistan 
phantasierten. Die ideologische Rechtfer- 
tigung des Konflikts folgt ebenfalls fast 
wörtlich den Strategien des alten Kalten 
Krieges: Vom Kreuzzug des Freien We- 
stens gegen den Kommunismus zum 
Kampf der Weltgemeinschaft für eine 
neue Weltordnung. Doch im Gegensatz 
zum Kalten Krieg zielte der Heiße Krieg 
auf eine Personifizierung des „Bösen“. 
War noch für Ronald Reagan die So- 
wjetunion das Reich des Bösen, so wurde 
jetzt für George Bush Saddam Hussein 
zum Vertreter des Bösen. Das Böse blieb, 
auch wenn die Sowjetunion (vorerst?) 
nicht mehr dazu gezählt wurde. Die Be- 
gründung des Bösen wurde meist der Öf- 
fentlichen Meinung überlassen, die nun in 
aller Eile den Wesenskern des Bösen aus- 
zumachen glaubten islamischer Funda- 
mentalismus, orientalischer Despotismus 
und arabischer Fanatismus. Diese drei 
Schlagwörter genügten zur Definition ei- 
nes Feindbildes, das deshalb so schnell 
und durchschlagkräftig wirken konnte, 
weil es an die Feindbildstrukturen des 
Kalten Krieges anknüpfte. 

Und so wie im Kalten Krieg es einer my- 
thischen Bestimmung des Anderen als 
„Prinzip des Bösen“ bedurft hatte, war 
nun auch eine mythische Begründung der 
Existenz eines Herrschers wie Saddam 
Hussein notwendig. Die entsprechende 
Sinngebung gründete entweder auf einer 
Wertung des Islam als „irrationale Gegen- 
bewegung“ zur Moderne und zur Aufklä- 
rung oder auf einer Identifizierung von 
Saddam Hussein mit Adolf Hitler. In bei- 
den Fällen aber wurden politische wie mi- 
litärische Handlungen durch eine Mythifi- 
zierung des Anderen legitimiert. 

Opfer des Konflikts sind in erster Linie 
die zivilen Gesellschaften in den nahöst- 
lichen Ländern. Ihr Anspruch auf Eman- 
zipation und politische Partizipation ist 
durch den Krieg vorerst zunichte gemacht 
worden. Stattdessen wird der Nahe Osten 
wieder als ein Sicherheits- und Stabiltäts- 
problem gesehen, das nur durch die treu- 
händerische Delegierung von Macht an 


die herrschenden Regime zu lösen sei. Die 
erneute Nichtanerkennung dieses Prote- 
stes und die dem diametral entgegenge- 
setzte erneute Hochrüstung von Regimes 
wie denen der Türkei oder Syriens wird 
möglicherweise zu einer noch deutliche- 
ren Islamisierung des Politischen führen, 
die so ihrerseits der tiefsitzenden Enttäu- 
schung Ausdruck verleiht. Die Dissozia- 
tion islamischer Gesellschaften und Kul- 
turen vom Westen, die für die Bestim- 
mung des Abendländischen von Bedeu- 
tung war, wird sich so beschleunigen und 
einen neuen, tiefergehenden Ost-West- 
Konflikt hervorrufen. 

Offen bleibt zunächst die Frage, inwieweit 
diese Fortschreibung des Ost-West- 
Konflikts mit neuen Mitteln mit der Nord- 
Süd-Problematik in Verbindung zu brin- 
gen ist. Eine Zuordnung des Konflikts 
zum Nord-Süd-Gefälle wurde ja auch von 
manchen Palästinensern angeführt, wenn 
diese ihre Zustimmung zur Politik Sad- 
dam Husseins begründen sollten. Ja, in 
mancherlei Hinsicht wird sogar davon ge- 
sprochen, daß der Islam die kulturelle und 
politische Vertretung des Südens gegen 
den Norden übernehmen könnte. Meines 
Erachtens fehlen aber bis heute die Hin- 
weise, die eine solche Zuordnung erlau- 
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.. „oder Opfer der Ausbeutung? 


ben würden. Der zweite Golf-Krieg kann 
ja kaum als ein Krieg zwischen Arm und 
Reich interpretiert werden. Ideologisch 
dagegen scheint der Krieg für eine solche 
Zuordnung fruchtbar gewesen zu sein. 
Die Kriegsrhetorik Saddam Hussein hatte 
sich unter anderem genau auf diesen Ef- 
fekt eingestellt und damit um internatio- 
nale Anerkennung gebuhlt. 

Reinhard Schulze 
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rektor des Zentrums für internatio- 

nale Energiestudien an der Eras- 
mus-Universität in Rotterdam, schrieb am 
3. Februar 1991 in der Financial Times: 
"Bereits alsSaudi-Arabien und die benach- 
barten Emirate durchausschließlichdefen- 
sive Hilfe vor weiterer Aggression ge- 
schützt waren, wurden Fragen der Ölreser- 
venund Ölförderungam Golffür die westli- 
chen Interessen irrelevant - und sind nicht 
der Grund für den Krieg gegen den Irak. 
Diejenigen, die dem Öl eine zentrale Be- 
deutung für die alliierten Interessen bei- 
messen, liegen hinsichtlich der Lage des 
globalen Ölsektors eine Dekade oder mehr 
hinter der Zeit zurück”. Damit begegnete 
der Energieexperte dem "no-war-over- 
oil”-Slogan der Kriegsgegner. Zur Unter- 
stützung seiner Kritik hob er im wesentli- 
chen zwei Fakten hervor: Zum einen habe 
die Golfregion für die globale Erdölversor- 
gung seit 1973 wesentlich an Bedeutung 
verloren; zum anderen seien die ausgefalle- 
nen Öllieferungen aus Irak und Kuwait 
durch zusätzliche Lieferungen aus anderen 


P rofessor Peter R. Odell, früher Di- 
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Golfstaaten, vor allem aus Saudi-Arabien, 
weitgehend ersetzt worden, so daß die in- 
ternationale Erdölversorgung auch ohne 
irakisches und kuwaitisches Ol gewährlei- 
stet sei. 

Spielen die westlichen Erdölinteressen 
wirklich keine Rolle in diesem Krieg gegen 
den Irak? Wenn man diese Frage so eng 
stellt wie Peter Odell und die Verletzung 
westlicher Erdölinteressen lediglich am 
vorübergehenden Ausfall irakisch-kuwai- 
tischer Erdölexporte festmachen will, muß 
die Antwort sicherlich lauten: nein! Denn 
zum einen ist der Ausfall dieser Öllieferun- 
gen nicht die Folge der Besetzung Kuwaits 
gewesen, sondern des darauffolgenden 
Handelsembargos unter westlicher Füh- 
rung. Zum anderen hätte auch ein um Ku- 
wait vergrößerter Irak künftig keine andere 
Option, als sein Erdöl zu exportieren. Was 
die westlichen Erdölinteressen am Persi- 
schen Golf berührt, ist daher nicht der vor- 
übergehende Ausfall irakisch-kuwaiti- 
scher Öllieferungen, sondern die Frage, 
welche Auswirkungen die Annexion Ku- 
waitsdurch den Irak aufdie künftige Erdöl- 


politik der restlichen Golf-Anrainerstaaten 
gehabt hätte. 

Acht der Anrainerstaaten des Persischen 
Golfs (Iran, Irak, Kuwait, Saudi-Arabien, 
Abu Dhabi, Dubai, Katarund Oman) besit- 
zen mit insgesamt 655 Mrd. Barrel knapp 
65 % der nachgewiesenen Welterdölreser- 
ven (Ende 1989). Während die Reserven 
von Dubai, Katar und Oman zwischen 4,3 
und 5,9 Mrd. Barrel betragen und damit re- 
lativ unbedeutend sind, bilden Saudi-Ara- 
bien (255,0Mrd. Barrel), Irak (100,0), Ku- 
wait (94,5), Iran (92,9) und Abu Dhabi 
(92,2) mit Abstand die Ölreichsten Staaten 
der Welt. Die Ölförderung der Großen 
Fünf betrug im Jahresdurchschnitt 1989 
14,5 Mio. Barrel täglich und damit 22,9 % 
der Welterdölförderung. Allein diese Zah- 
len verbieten jeden Versuch, einen Welt- 
kriegin dieser Region unabhängig von Erd- 
Öölinteressen der jeweils Beteiligten zu er- 
klären. Das gilt um so mehr, als die Erdölin- 
teressen dieser fünf Staaten oft im Wider- 
spruch zueinander, aber auch zu den Inter- 
essen der westlichen Verbraucherländer, 
der restlichen OPEC-Mitgliedstaaten so- 


wie zahlreicher arabischer ”Bruderländer” 
stehen. 

Erdölkonflikte am Persischen Golf sind 
Verteilungskonflikte und betreffen die Ver- 
teilung der Erdölreserven und Erdölein- 
nahmen. Während die Verteilung der Re- 
serven ein permanentes Konfliktpotential 
zwischen den Golf-Anrainerstaaten selbst 
bildet, ist die Verteilung des Ölreichtums 
stets mit internationalen Konflikten ver- 
bunden. 


Verteilungskonflikte um die 
Erdölreserven 


Zu den für die Golfregion charakteristi- 
schen Ursachen für Interessenkonflikte, 
die sich schon früher zu militärischen Aus- 
einandersetzungen steigerten, zählt bereits 
ein scheinbar harmloser Umstand: das 
Fehlen von Staatsgrenzen und Demarka- 
“ tionslinien, eine der Hinterlassenschaften 
derbis 1971 anhaltenden britischen Domi- 
nanz am Golf. Die Präsenzeiner regionalen 
Ordnungsmacht ließ die Festlegung von 
Grenzen zwischen neuentstehenden Staa- 
ten für lange Zeit nicht notwendig erschei- 
nen. Hinzu kommt ein kultureller Faktor: 
Traditionell gilt in dieser Region die Stam- 
mesloyalität, nämlich das jus sanguinis’), 
während das jus soli,?’ ausgedrückt in zwi- 
schenstaatlichen Demarkationslinien, sich 
erst in jüngster Vergangenheit allmählich 
durchzusetzen begann. Folglich waren die 
territorialen Grenzen besonders zwischen 
den südlichen Golfstaaten noch bis Ende 
der 70er Jahre vielfach völlig ungeklärt. 
Von den sieben Arabischen Emiraten hat- 
ten bis dahin lediglich Abu Dhabi und Du- 
bai eine Grenzvereinbarung getroffen. Die 
Grenzen Katars mit den Emiraten waren 
ebensoweniggeklärt wiedie mit Saudi-Ara- 
bien, dessen Grenzen zu Jemen wiederum 
gänzlich und zu Oman größtenteils unge- 
klärt waren. Der Ausbruchder Islamischen 
Revolution im Iran und der darauffolgende 
iranisch-irakische Krieg hatten zwar die 
restlichen Golf-Anrainerstaaten dazu ver- 
anlaßt, im Rahmen des 1981 gegründeten 
Golf-Kooperationsrates eine Reihe von 
Grenzvereinbarungen zu treffen. Bis heute 
ungelöst sind jedoch Grenzkonflikte zwi- 
schen Saudi-Arabien und Jemen, Saudi- 
Arabien und den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, Oman und den Vereinigten Ara- 
bischen Emiraten sowie Oman und demJe- 
men. In der nördlichen Golfregion ist vor 
allem das Fehlen von Demarkationslinien 
zwischen dem Irak und Iran einerseits und 
Kuwait andererseits zu nennen. 

Nicht vorhandene bzw. strittige Grenzver- 
einbarungen und Demarkationslinien bil- 
den einen gefährlichen Konfliktstoff am 
Persischen Golf, weil sie oft Besitzverhält- 
nisse auf Erdöllagerstätten einschließen. 
Über ein Viertel der Erdölförderung der 
Golf-Anrainerstaaten stammt nämlich aus 
Lagerstätten unterden Golfgewässern, wo- 
bei eine für alle Beteiligten akzeptable For- 
mel zur Abgrenzung des Meeresbodensbis 
heute nicht gefunden werden konnte. Die 
Ursachen dafür liegen vor allem in Män- 
gelndesinternationalen,denMeeresboden 
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betreffenden Rechts, zu denen die beson- 
dere geographische Komplexität des Golfs 
hinzukommt. Folge: häufige Konflikte un- 
ter den Golf-Anrainern. 

Neben ungeklärten bzw. strittigen Staats- 
grenzen und Hoheitsansprüchen auf den 
Meeresboden bilden die zahlreichen On- 
shore- und Offshore-Erdöllagerstätten, die 
sich auf Hoheitsgebiete von zweioder mehr 
Anrainerstaaten erstrecken, einen beson- 
ders komplexen und explosiven Faktor des 
Konfliktsam Golf. Das Konfliktpotentialin 
solchen Fällen besteht nicht nur darin, daß 
ein Staat das Erdöl des anderen ausbeuten 
kann; fördert die eine Seite zu viel bzw. zu 
schnell Öl, so kann dies im Extremfall dazu 
führen, daß die andere Seite überhaupt 
kein Erdöl mehr fördern kann. Nur wenn 
zwischen den Konfliktparteien bereits För- 
derabkommen bestehen, kann das vielzi- 
tierte internationale Recht in einem sol- 
chen Fall weiterhelfen. 


ie Kehrseite des Ölreichtums am 

Persischen Golf ist somit das zwi- 

schenstaatliche Konfliktpotential 
über die Besitzverhältnisse an Erdöllager- 
stätten in Grenzgebieten, wobei der Kon- 
flikt bisher der einzige Katalysator für die 
Lösung von entsprechenden Grenzproble- 
men gewesen ist. Die militärische Stärke 
der beteiligten Staaten ist ein wesentlicher 
Faktorfürden VerlaufunddasResultatssol- 
cher Konflikte. Dafür gibt es in den letzten 
20 Jahren eine Reihe von Beispielen. 
Werden Konflikte über Grenzen bzw. Ho- 
heitsansprüche zwischen Nachbarstaaten 
von vergleichbarer mitlitärischer Stärke 
ausgetragen, wurde bisher Gewalt zwar an- 
gedroht, aber nicht angewendet. In Ex- 
tremfällen blieben solche Konflikte eher 
ungelöst,alsdaß sie militärisch ausgetragen 
wurden. Ein Beispiel dafür ist der Verlauf 
eines Konfliktes zwischen dem Emirat Ras 
al-Khaimah und Oman über einen 16 km 
langen Küstenstreifen im gemeinsamen 
Grenzgebiet. Nachdem Ras al-Khaimah 
bereits Endeder 60er Jahre Offshore-Kon- 
zessionen einschließlich dieses Küsten- 
streifens erteilt hatte und Explorationen 
begannen, erhob Oman seinerseits Ho- 
heitsansprüche. 1977, nachdem Erdöl im 
Offshore-Bereich dieser Küste entdeckt 
wurde, folgten wechselseitige militärische 
Drohungen und Aufmärsche entlang den 
Grenzen, die sich wiederholten, bis der 
Konflikt 1979 beigelegt werden konnte. Zu 
gegenseitigen Kriegsandrohungen kam es 
auch in einem Grenzkonflikt zwischen den 
Emiraten Dubai und Sharjah, als im letzte- 
ren 1976 mit dem Bau einer Siedlung be- 
gonnen wurde, Dubai aber reklamierte, 
daß sich das Erschließungsgebiet 5 km tief 
in sein Territorium erstreckte. Die Kriegs- 
gefahr konnte hier erst dann abgewendet 
werden, als der Präsident der Vereinigten 
Arabischen Emirate Scheich Zayid mit sei- 
nem Rücktritt drohte und die Konfödera- 
tion kurz vor einer Zersplitterung stand. 
Die Konfliktparteien haben vereinbart, die 
Lösung der Grenzfrage einer Gruppe von 
europäischen Anwälten zu überlassen. 
Wurden die Grenzkonflikte dagegen zwi- 


schen Staaten von sehr unterschiedlicher 
militärischer Stärke ausgetragen, endeten 
sie oft mit einseitigen Konzessionen des 
schwächeren bzw. mit Gewaltanwendung 
des stärkeren. Der letztere Fall ist im Kon- 
flikt zwischen Kuwait und Saudi-Arabien 
um zwei winzige Inseln, Umm al-Maradim 
und Qaru, eingetreten. Diese für die Ab- 
grenzung von Territorialgewässern beider 
Staaten wichtigen Inseln wurden zuerst von 
Kuwait beansprucht und waren bereits in 
den 1949 an AMINOIL vergebenen Off- 
shore-Konzessionen des Scheichtums ein- 
geschlossen. Saudi-Arabien hat diese An- 
sprüche nie anerkannt und besetzte die In- 
seln im Juni 1977. 

Die Besonderheit des irakisch-kuwaiti- 
schen Konflikts besteht zumeinen in seiner 
Komplexität, weil er sämtliche Streitfragen 
der genannten Arten beinhaltet: Differen- 
zen über den Verlauf der Demarkationsli- 
nie in dem 200 km langen gemeinsamen 
Grenzgebiet, Uneinigkeit über Anteile an 
einem der größten Erdölfelder der Region 
(Rumaila), widersprüchliche Hoheitsan- 
sprüche auf Inseln (insbesondere Bubiyan 
und Warba) und sich überschneidende Ho- 
heitsansprüche auf Offshore-Ölfelder. Die 
Besonderheit diesesKonfliktsbestand zum 
anderen darin, daß das militärisch schwä- 
chere Kuwait trotz massiver Kriegsandro- 
hung des Irak in keinem dieser strittigen 
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Punkte zu Zugeständnissen bereit ist. 

Das erklärt jedoch noch nicht die Vorge- 
hensweise des Irak, die einmalig in der Ge- 
schichte der Unabhängigkeit der Golf-An- 
rainerstaaten ist: die Konfliktlösung durch 
die Annexion des Nachbarn. Eskannange- 
nommen werden, daß weder westliche 
noch andere Staaten einen Krieggegen den 
Irak auch nur in Erwägung gezogen hätten, 
falls die irakisch-kuwaitischen Grenz- bzw. 
Inselkonflikte auf regional übliche Weise, 
nämlich durch die militärische Besetzung 
allein der strittigen Gebiete seitens des Irak 
gelöst worden wären. Für diese Annahme 
spricht vor allem die Reaktion der interna- 
tionalen Staatengemeinschaft auf den Auf- 
marsch irakischer Truppen an der kuwaiti- 
schen Grenze und auf die Kriegsandrohun- 
gen des irakischen Präsidenten noch Wo- 
chen vor dem tatsächlichen Einmarsch in 
das kuwaitische Gebiet. Bekanntlich hat es 
damals eher explizite Neutralitätserklä- 
rungen, wie im Falle der US-Botschafterin 
in Bagdad, als Proteste gegenüber dem Irak 
oder gar Beistandserklärungen gegenüber 
Kuwait gegeben. Die USA und ihre Ver- 
bündeten traten erst dann auf den Plan, als 
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a “ ne ae Bere 
die irakischen Streitkräfte nicht nur die 
strittigen Grenzgebiete, sondern zugleich 
das gesamte kuwaitische Territorium be- 
setzten. 

Seit der Ablehnung des irakischen Ange- 
‘Dots, innerhalb von drei Wochen Kuwait 
vollständig und bedingungslos zu räumen, 
und dem Beginn der alliierten Bodenoffen- 
sive am 24. Februar ist klar, daß die Kriegs- 
ziele der USA und ihrer westlichen Ver- 
bündeten über die Befreiung Kuwaits weit 
hinausgehen. Schon längst ist die Rede von 
einer sicherheitspolitischen Neuordnung 
am Persischen Golf, bei deren Entwurf das 
gegenwärtige irakische Regime keine Rolle 
spielen soll. Worin besteht aber das westli- 
che Interesse an einer sicherheitspoliti- 
schen Neuordnung am Persischen Golf? 
Warum muß zuvor der Irak in einem Krieg 
vernichtend geschlagen werden? Die Ant- 
wortaufdiese Fragen kann-zumalseitdem 
24. Februar - nicht mehr lauten: zur Befrei- 
ung Kuwaits oder zur Vorbeugung künfti- 
ger irakischer Aggressionen. Denn diese 
Ziele hätte der Westen mit der Annahme 
des irakischen Rückzugsangebots und Si- 
cherheitsgarantien für die Nachbarstaaten 


Irakserreichen können. Wenndie USA und 
ihre Verbündetensichaberfür einen unein- 
geschränkten Krieg, für die vollständige 
Niederwerfung Iraks entschieden haben, 
so liegt der Grund für diese Entscheidung 
offensichtlich darin, daß sieim Fortbestand 
bzw. in der künftigen Erstarkung des bishe- 
rigen irakischen Regimes eine Gefährdung 
ihres Lebensnervs, nämlich ihrer langfristi- 
gen Versorgung mit billigem Rohöl aus die- 
ser Region befürchteten. Allerdings geht es 
dabei nicht allein um die Frage, wer künftig 
die kuwaitischen Ölreserven kontrolliert - 
insoweit hat Peter Odell Recht. Was in die- 
sem Krieg zur Entscheidung steht, ist viel- 
mehr die Frage, in wessen Interesse die per- 
manenten Verteilungskonflikte am Persi- 
schen Golf nunmehr dauerhaft gelöst wer- 
den sollen. 


Verteilungskonflikte 
um die Erdöleinnahmen 


Erdölkonflikte am Persischen Golf sind 
nicht nur Konflikte um die Kontrolle der 
größten Erdölreserven der Welt, sondern 
auch um die Verteilung des Reichtums aus 
der Ausbeutung dieser Reserven. Den 
Konfliktstoffbilden hier allerdings nicht hi- 
storische Territorialansprüche und zukünf- 
tige Demarkationslinien, sondern Förder- 
mengen und Verkaufspreise. 

Unter den fünf erdölreichsten Staaten der 
Weit - Saudi-Arabien, Irak, Kuwait, Iran 
und Abu Dhabi -, die Ende 1989 insgesamt 
63 % der Welterdölreserven besaßen, hat- 
ten der Iran und der Irak schon immer we- 
nig Spielraum, ihre eigene Fördermengen 
zu variieren, um einen aktiven Einfluß auf 
den Weltmarktpreis auszuüben. Der 
Grund lag vor allem in ihrem hohen Kapi- 
talbedarf für die Modernisierung ihrer be- 
völkerungsreichen Volkswirtschaften. 
Nach 1980 kamen noch die Kosten ihres 
achteinhalbjährigen Krieges gegeneinan- 
der hinzu. Auch in absehbarer Zukunft ist 
nicht zu erwarten, daß der Irak und Iranei- 
nen großen Spielraum an Förderkapazitä- 
ten und Kapitalüberschüssen haben wer- 
den, um sich den Luxus zu leisten, ihre För- 
dermengen zur Beeinflussung des Welt- 
marktpreises einzusetzen. 

Dieser Luxus war traditionell das Privileg 
von Saudi-Arabien, Kuwait und Abu Dha- 
bi, die aufgrund ihrer relativ geringen Be- 
völkerungszahlen und großen Förderkapa- 
zitäten fortgesetzt Kapitalüberschüsse ak- 
kumulieren konnten. Die permanente 
”Überschußproduktion” versetzte sie in 
die Lage, gegebenenfalls ihre Fördermen- 
gen zu reduzieren, um den Erdölpreis zu 
stützen bzw. anzuheben, Die Kehrseite die- 
ses Privilegs bestand aber darin, daß ihrer 
Förderpolitik stets ein Makel anhaftete: 
Welche Menge sie auch produzierten, diese 
war nicht - wie im Falle von Iran und Irak - 
mit den ”drängenden Erfordernissen” der 
eigenen Volkswirtschaft zu rechtfertigen. 
Aufgrund ihrer hohen Finanzüberschüsse 
waren sie stets dem Druck dritter Staaten 
ausgesetzt, die eigene Fördermenge nach 
fremden Preiswünschen auszurichten. 
Wasnundiefünferdölreichsten Staatender 


Welt schon seit längerem entzweite, waren 
ihre entgegengesetzten Vorstellungen über 
den angemessenen Erdölpreis. Für die ka- 
pitalhungrigen Golfstaaten Irak und Iran, 
die ihre Förderkapazitäten schon seit Jah- 
ren voll ausgelastet hatten, konnte der Erd- 
ölpreisnichthoch genug sein. Fürihre kapi- 
talreichen Nachbarn Saudi-Arabien, Ku- 
wait und Abu Dhabi bedeutete ein hoher 
Erdölpreis dagegen in erster Linie die Ent- 
wertung ihrer hohen Erdölreserven, führte 
dieser doch zur verstärkten Energieeinspa- 
rung und -substitution in den westlichen 
Verbraucherstaaten und damit - langfristig 
- zur Senkung der Nachfrage nach ihrem 
Erdöl. 

Der Verteilungskonflikt zwischen den Gro- 
Ben Fünf war übrigens zugleich bestim- 
mend für die Dauerkontlikte der 80er Jah- 
re innerhalb der OPEC, wobei die meisten 
derrestlichen OPEC-Mitglieder mit hohen 
Auslandsschulden Partei für die irakisch- 
iranische Seite ergriffen haben. Als nach 
der”zweite Erdölpreisexplosion” der Jahre 
1979/80 der Weltmarkt mit wachsendem 
Erdölangebot außerhalb der OPEC über- 
schwemmt wurde und der bis dahin gültige 
OPEC-Richtpreis nicht mehr zu halten 
war, hat die OPEC-Konferenz im März 
1983 beschlossen, erstmalig eine Quoten- 
regelung einzuführen. Danach wurde nicht 
nur - wie früher - ein für alle Mitglieder ver- 
bindlicher Preis (OPEC-Richtpreis) ver- 
einbart, sondern zugleich - und erstmalig - 
eine individuelle Höchstgrenze für die För- 
dermengeeinesjeden OPEC-Staates. Aus- 
genommen vondieser Quotenregelung war 
lediglich Saudi-Arabien: Das kapitalstarke 
Königreich sollte seine Ölförderung nach 
der Restnachfrage richten, die übrig blieb, 
wenn alle anderen OPEC-Mitglieder ihre 
Förderquoten voll ausgeschöpft hatten. 
Damit war Saudi-Arabien die Rolle eines 
sogenannten ”swing producer” zugewiesen 
worden, der seine Produktion drosseln 
mußte, um den OPEC-Preis zu stützen, 
während alle anderen Mitgliedstaaten in 
den Genuß von gesicherten Absatzmengen 
zu gesicherten Preisen kamen. Erst als die 
saudische Fördermenge infolge dieser Re- 
gelung von durchschnittlich 5,2 Millionen 
Barrel täglich im Jahres 1973 auf 2 Millio- 
nen im August 1985 zurückfiel und damit 
das niedrigste Niveau seit zwanzig Jahren 
erreichte, hat der "Supreme Petroleum 
Council” des Landes unter der Leitung des 
Königs Fahd die OPEC-Regelung vom 
März 1983 aufgekündigt. In der Folge fiel 
der Erdölpreis, der noch Ende 1985 27 
Dollar betragen hatte, im folgenden Jahr 
auf 6 Dollar. 

Im Laufe des Jahres 1986 fanden anstelle 
der üblichen zwei OPEC-Halbjahreskon- 
ferenzen insgesamt fünf Dringlichkeits- 
konferenzen statt, aufdenen schließlich ein 
neuer Richtpreis von 18 Dollar und neue 
Förderquoten für die einzelnen Mitglied- 
staaten vereinbart wurden. Im Unterschied 
zum März 1983 gab es jetzt allerdings kei- 
nen "swing producer”: Saudi-Arabien wur- 
de eine eigene Förderquote zugeteilt. Wäh- 
rend der Irak von der neuen Quotenrege- 
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lung ausgenommen wurde, d.h. theoretisch 
unbegrenzt produzieren durfte und der 
Iran eine Quote von 2,3 Millionen Barrel 
pro Tag erhielt, die etwa seinen noch 
(kriegsbedingt) vorhandenen Förderkapa- 
zitäten entsprach, waren es neben Saudi- 
Arabien vor allem Kuwait und Abu Dhabi, 
die ihre Produktion auf etwa die Hälfte ih- 
rer Förderkapazitäten beschränken muß- 
ten, um den neuen OPEC-Preis zu stützen. 
Ihre Protest gegendieseund den auffolgen- 


"den OPEC-Konferenzen politisch diktier- 


ten Förderquoten hattenbis heutelediglich 
regelmäßige Absichtserklärungen in den 
Konferenz-Resolutionen zur Folge, künftig 
angemessene Kriterien für eine gerechte 
Quotenregelung zu erarbeiten. Vor diesem 
Hintergrund ist zu verstehen, daß seit 1986 
alle drei Staaten, besonders aber Kuwait 
und Abu Dhabi, ihre Förderquoten regel- 
mäßig überschritten haben. Der OPEC- 
Richtpreis von 18 US-$ konnte so am 
Markt nicht durchgesetzt werden. 


Verteilungskonflikt zwischen den 

Großen Fünferstim Vormonat des 
irakischen Einmarsches in Kuwait erfah- 
ren. Am 17. Juli 1990 hatte der irakische 
Präsident ineineröffentlichen Rede”einige 
arabische Golfstaaten” unter Kriegsdro- 
hungen aufgefordert, ihre Überproduktion 
an Erdöl zu reduzieren: ”Sie handeln für 
Amerika, um arabische Interessen und S$i- 
cherheitsbelange zu unterminieren... Die 
Irakis werden die Maxime nicht vergessen, 
daß es schlimmer ist, einem die Lebens- 
grundlagen abzuschneiden als seinen 
Hals... Gott der Allmächtige sei Zeuge, daß 
wir sie gewarnt haben.” Auf der OPEC- 
Konferenz am 26/27. Juli 1990 war dann - 
auf Vorschlag des Iraks mit der Unterstüt- 
zung von Iran und gegen den Widerstand 
von Kuwait und Abu Dhabi - beschlossen 
worden, den OPEC-Richtpreis von 18 auf 
21 Dollar anzuheben. Das war die erste 
Preiserhöhung der Organisation seit 1986. 
Zwar stand der Preisbeschluß in völligem 
Widerspruch zu der Tatsache, daß die welt- 
weite Erdölproduktion im ersten Halbjahr 
1990 ihr höchstes Niveau seit dem Rekord- 
jahr 1979 erreicht hatteundder Marktpreis 
noch im Juni 1990 bei 14 Dollar lag. Den- 
noch wurde die Konferenz nicht nur von 
den meisten Teilnehmern, sondern auch in 
der Fachpresse als der größte Erfolg der 
Organisation seit mehreren Jahren, als ein 
"Wendepunkt für die OPEC” gefeiert. Ein 
Erdölminister sprach sogar von der OPEC 
als einem "Kanonenboot”, für dessen Füh- 
rung die irakische Gewalt notwendig und 
akzeptabel sei. 
Die irakische Annexion Kuwaits wäre nun 
sicherlich kein Kriegsgrund für den Westen 
gewesen, wenn es dabei lediglich um die 
Kontrolle der kuwaitischen Ölreserven ge- 
gangen wäre. Zudem wäre das UNO-Han- 
delsembargo vollkommen ausreichend ge- 
wesen, um zu verhindern, daß der Irak die 
Früchte seiner Aggression erntet. Was den 
Lebensnerv der westlichen Erdöl-Verbrau- 
cherstaaten bedrohte, war vielmehr die 
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Störung des sicherheitspolitischen Gleich- 
gewichts am Persischen Golf mit der Folge, 
daß die gemäßigten Ölproduzenten Saudi- 
Arabien und Abu Dhabi künftig in noch 
stärkerem Maße dem politischen Einfluß 
Iraks und anderer "Preistreiber” innerhalb 
der OPEC ausgeliefert worden wären. Pe- 
ter Odell befindet sich im Irrtum, wenn er 
meint, daß der militärische Schutz des We- 
stens für Saudi-Arabien und die Emirate 
ausgereicht hätte, um deren eerdölpolitische 
Souveränität zu gewährleisten. Er über- 
sieht dabei, daß die dauerhafte Präsenz ei- 
ner großen westlichen Streitmacht politisch 
untragbar gewesen wärefüreinenislamisch 
legitimierten König Fahd, der sich als 
"Wächter der Heiligen Stätten” tituliert. 
Die irakische Annexion Kuwaits hat nun 
den USA und ihren westlichen Verbünde- 
ten einen vorzüglichen Vorwand geliefert, 
den Verteilungskonflikt um Preise und 
Mengen innerhalb der OPEC, insbeson- 
dere aber zwischen den Großen Fünf zu ih- 
ren.eigenen Gunsten zu entscheiden. Sie 
haben den Irak so gründlich geschlagen, 
daß eine weitere Präsenz ihrer Bodentrup- 
pen in der Region nicht mehr erforderlich 
sein wird. Weiles ihnen darüber hinaus ge- 
lang, die arabischen Staaten nachhaltig zu 
entzweien, können sie der Früchte ihrer 
Siege sicher sein: der vollen erdölpoliti- 
schen Handlungstfreiheit ihrer ölreichen 
arabischen Verbündeten und eines mit bil- 
ligem Golföl überschwemmten internatio- 
nalen Erdölmarktes für die absehbare Zu- 
kunft, Esbleibt nochzu vermerken, daßder 
Erdölmarkt diese Zusammenhänge wieder 
einmal besser eingeschätzt hat als die mei- 
sten Erdölexperten und politischen Kom- 
mentatoren: Die Erdölförderung der 
OPEC-Staaten hatte im Durchschnitt des 
Monats Juli 1990 24,2 Millionen Barrel 
pro Tag betragen und fiel - infolge des 
UNO-Handelsembargos - auf 20,7 Millio- 
nen Barrel im Monat August. Dank der 
massiven Produktionserhöhungen insbe- 
sondere in Saudi-Arabien stiegsie zwar be- 
reitsim November 1990 wieder aufdas alte 
Niveau (24,1 Millionen Barrel), der Erdöl- 
preis bewegte sich jedoch immer noch um 
40 Dollar. Der Ölmarkt war jetzt ausgegli- 
chen, aber es bestand Unsicherheit dar- 
über, ob Saudi-Arabien und einige andere 
OPEC-Staaten ihr erhöhtes Produktions- 
niveau auch künftig halten könnten. Für 
den Falleines Goifkrieges hatten Experten 
einen Ölpreis von über 60 Dollar prophe- 
zeit. Als der Krieg begann, fiel der Markt- 
preisdagegen unter 20 Dollar.Dennbereits 
am 17. Januar war der Ausgang des Erdöl- 
krieges abzusehen und damit die Unsicher- 
heit des Marktes über das künftige Erdöl- 
angebot schon beseitigt. 


Sefik Alp Bahadir 


Anmerkung: 

1) Die Loyalität besteht gegenüber Blutsverwandten, 
das heißt gegenüber der Großfamilie, dem Clan. 

2) Das Recht des Bodens. Der Einzelne verhält sich 
nicht gegenüber seinem Clan loyal, sondern bezieht 
sich auf die abstrakte juristische Person "Staat". 
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Frauen und Islam 


Frauenrecht - Menschenrecht 


Zur arabischen Frauenfrage 


Die arabische „Frauenfrage” wird bei 
uns schon beinahe automatisch mit 
Fundamentalismus in Verbindung ge- 
bracht. Selbst Männer diskutieren 
den Islam als Feind Nummer eins in 
den Kämpfen arabischer Frauen um 
mehr individuelle und gesellschaftli- 
che Selbstbestimmung. Die Benach- 
teiligung von Frauen liegt jedoch we- 
niger im Islam als vielmehr in den 
ökonomischen und politischen Ver- 
hältnissen einer an sich patriarchalen 


Gesellschaftsstruktur begründet. . 


itten in der Golfkrise sorgten 
M rund 50 saudiarabische Frauen 

im vergangenen November für 
internationale Schlagzeilen: mit fünfzehn 
Autos fuhren sie über den sechsspurigen 
Abdel-Aziz-Highway in der saudischen 
Hauptstadt Riad. Es war die erste Frauen- 
demonstration in der Geschichte Saudi- 
Arabiens. Obwohl sie ihre Aktion selbst 
eher praktisch als politisch motiviert be- 
trachteten, forderten die Frauen mit ihrer 
Demonstration offen die Autoritäten her- 
aus. Frauen dürfen in Saudi-Arabien nicht 
selbst Auto fahren, sondern müssen sich 
von einem männlichen Fahrer kutschieren 
lassen. Die Öffentlichkeit war geschockt. 
Eine Woche später kam die harsche Ant- 
wort aus dem saudischen Innenministe- 
rium: Frauen hinter dem Steuer seien ein 
Verstoß gegen das „islamische Verhalten, 
dessen Einhaltung Aufgabe des stolzen 
saudischen Bürgers sei.” Dennoch sollen 
die saudischen Frauen sich jetzt freiwillig 
zum Krieg melden. 
Den kuwaitischen Frauen, die seit Jahren 
ohne Erfolg um ihr Wahlrecht kämpfen, 
schmeichelte der kuwaitische Kronprinz 
Scheich al-Sabah im Oktober, er sei „zu- 
versichtlich, daß sie in einem befreiten 
Kuwait eine bedeutende Rolle spielen 
würden”. Im Kampf gegen den Irak hätten 
die kuwaitischen Frauen bewiesen, daß 
sie ihren Brüdern ebenbürtig seien. Eine 
späte Einsicht. Immerhin haben die hoch- 
qualifizierten kuwaitischen Frauen seit 
Jahren Schlüsselpositionen in verschiede- 
nen Bereichen der Wirtschaft und an den 
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Universitäten inne. Seit Ausbruch des 

Gelfkrieges ist jedoch von politischen und 

sozialen Reformen, die auch eine Verbes- 

serung der gesellschaftlichen Lage von 

en bedeuten würden, nicht mehr die 
e. 


Verschärfte soziale 
Ausgrenzung von Frauen 
durch den Krieg 


Erdrückende wirtschaftliche Probleme 
kennzeichnen die Situation vieler arabi- 
scher Staaten. Gepaart mit dem wieder- 
aufflammenden Haß gegen den Westen 
haben sie den fundamentalistischen Kräf- 
ten neue Popularität verschafft. Diese 
Tendenz wendet sich gegen die Interessen 
von Frauen und hat sich seit Beginn der 
Golfkrise noch verschärft. Frauen im Irak 
und in Kuwait sind ganz unmittelbar vom 
Krieg und damit verbunden einer Gewalt 
betroffen, deren Ausmaß frau zur Zeit nur 
schwach erahnen kann. Doch indirekte 
Folgen des Krieges sind bereits für alle 


Frauen im arabischen Raum sichtbar. Sie 
korrespondieren mit einer Tendenz der 
zunehmenden Gewalt gegen Frauen. 


Frauenalltag in Ägypten. Schon vor dem 
Golfkrieg mit über 50 Milliarden US-Dol- 
lar verschuldet, mußte das Land am Nil 
nun zum zweiten Mal seit 1989 eine halbe 
Million Rückkehrer aus den Golfstaaten 
verkraften. Viele Frauen, die als Haus- 
haltsvorständinnen relativ frei und selbst- 
bestimmt gelebt haben, müssen sich 
zwangsweise wieder in ihre traditionellen 
Rollen einfügen und ihre Ehemänner als 
Familienoberhäupter akzeptieren. Dazu 
kommen 100prozentige Einbußen im 
Tourismusgeschäft und milliardenhohe 
Ausfälle bei den Überweisungen der 
ägyptischen Arbeiter aus dem Ausland. 
Diese sich verschlechternden ökonomi- 
schen Bedingungen bürden den Frauen 
Mehrarbeit auf in den Bereichen Ernäh- 
rungssicherung, Gesundheitsversorgung 
etc. 

In der ägyptischen Öffentlichkeit, vor al- 
lem von den Fernsehscheichs der staats- 
treuen islamischen Azhar-Universität, 
werden die Frauen zunehmend angehal- 
ten, islamischen Regeln zu folgen und sich . 


statt dem Beruf der Familie zu widmen. 
Das letzte Buch des TV-Predigers Scheich 
Mutwalli Schaarawi, in dem er gegen die 
Berufstätigkeit der Frau hetzt, ist an den 
Kiosken ein Renner. Doch für viele 
Frauen und ihre Familien, vor allem in 
den Armenviertein der 15-Millionen- 
Stadt Kairo, steht infolge der Golfkrise 
nicht nur der Arbeitsplatz, sondern die 
nackte Existenz auf dem Spiel. 

Auch für die politisch engagierten Frauen 
hat sich einiges verändert. Auf zahlrei- 
chen Treffen arabischer Feministinnen 
beherrschen seit dem letzten August die 
Ereignisse am Golf die Tagesordnung — 
wenn die seit langem anberaumten Konfe- 
renzen überhaupt noch stattfinden. Der 
Golfkrieg und die damit verbundene Pola- 
risierung der arabischen Welt in Kräfte 
für und gegen den Irak oder die USA 
könnte die engagierten Frauengruppen in 
den einzelnen arabischen Ländern auf 
sich selbst zurückwerfen bzw. überstaatli- 
che Frauenorganisationen wie die AWSA 
(Arab Women Solidarity Association) in 
ihrer Arbeit empfindlich stören. Auf der 
internationalen Frauen-Friedenskonfe- 
renz Ende Januar in Genf wurde deutlich, 
daß zumindest zwischen den arabischen 
und den internationalen Frauengruppen 
die Fronten jetzt schon verhärtet sind. In 
einer Resolution gegen den Krieg am Golf 
wurden Israel und Kurdistan ausgeklam- 


Frauen und Islam 


mert, obwohl Vertreterinnen aus diesen 


Ländern an dem turbulenten Treffen teil- 
genommen hatten. Die Forderung nach 
einem Rückzug des Irak aus Kuwait wur- 
de von den arabischen Frauen abgelehnt 
mit dem Argument, damit würde von der 
Aggression des Westens abgelenkt. Die 
„Frauen in Schwarz”, Israelinnen und Pa- 
lästinenserinnen, die seit Beginn der Inti- 
fada allwöchentlich gegen die Besetzung 
von West Bank und Gazastreifen auf die 
Straße gingen, blieben Ende Januar wegen 
„der komplizierten Situation” zum ersten 
Mal zuhause. Erste Ansätze eines Zerbre- 
chens von Frauensolidarität. 


Innerhalb der arabischen Länder läuft die 
Diskussion über die Frauenbefreiung Ge- 
fahr, seitens konservativer politischer 
Kräfte erneut in den Rahmen von Natio- 
nalismus bzw. Fundamentalismus zurück- 
verwiesen zu werden, aus dem sie sich 
während der achtziger Jahre emanzipiert 
hatte. Die unabhängige arabische Frauen- 
bewegung, repräsentiert u.a. von Fatima 
Mernissi und Nawal El-Saadawi, ist durch 
Krise und Krieg am Golf ebenso betroffen 
wie jene zarten Ansätze einer Demokrati- 
sierung in der arabischen Welt, die sich in 
den vergangenen Jahren abzeichnete: wo 
die Abwehr des äußeren Angreifers, in 
diesem Fall des Irak oder der USA, zum 
wichtigsten politischen Ziel wird, können 


Islamisch geprägtes Frauenbewußtsein 
Viele europäische und arabische Frauen können nur schwer nachvollziehen, warum 
* Frauen in islamischen Ländern heute von sich aus zum Schleier (hijab) greifen. „Ich 
will meine Identität als Muslimin nicht nur bewahren, sondern weiterentwickeln”, 
sagt meine Freundin Hala,diekorrektislamischgekleidetmirgegenüberaufdemSofa 
sitzt: Langer Rock, lange Ärmel und der hijab bis zur Hüfte. Sie hat an der Kairoer 
Universität Politologie studiert und als Beste ihres Jahrgangs abgeschlossen. Jetzt 
sitzt sieüber religiösen Texten ausdem 4. muslimischen Jahrhundert, um nachzuwei- 
sen, daß der Koran von Anfang an mit Absicht frauenfeindlich interpretiert worden 
sei und dabei zu versuchen, die Grundzüge einer islamischen Sozialwissenschaft zu 
skizzieren. Hala hat sich intensiv mit. der Geschichte der westlichen Frauenbewegung 
beschäftigt, „damit wirvonden Erfahrungen der anderen profitierenundnichtdiesel- 
ben Fehler wiederholen.” Daß Frauen wegen der Doppelbelastung durch Beruf und 
. Hausarbeit:ihre Arbeitsplätze aufgeben, frustriert sie. „Das ist doch nureine Lösung. 
Man könnte ja auch Kindergärten bauen”. Eine eigenständige islamische Frauenbe- 
wegungmußesfürsienichtgeben, dadieMusliminnensichinden Moscheen engagie- 
‚ren sollen. „Ich bin nicht gegen die Männer, sondern ich kämpfe mitihrien zusammen 
um den:besten Islam. Unsere „Umma“ befindet sich in einer sehr schwierigen Phase, 
damit haben wir genug Probleme.” Die „Umma”, das ist nach den Vorstellungen des 
Islam die Nation der Gläubigen, in.der es keine Unterschiede und keine Interessens- 
‚konflikte gibt. Für Fatima Mernissi symbolisiert der hijab die Kontrolle des Mannes 
über die Frau, er institutionalisiert ihre Ausgrenzung. Andererseits sagen Frauen. aus 
. islamischen Ländern immer wieder, daß ihnen der Schleier überhaupt erst die Mög- 
. lichkeit: eröffnet hat, unbehelligt von den Belästigungen durch die Männer öffentli- 
chen Raum zu erobern. Junge muslimische Aktivistinnen wenden ein, sie kleideten 
sich schließlich nicht traditionell sondern „isamisch” und geben damit zu verstehen, 
‚daßihre Kleidungauch eine Kampfformist.Sieschätzendenegalitären Charakter des 
"hijab, der oft billiger ist als die teure Kleidung nach europäischem Zuschnitt. Andere 
finden es einfach:schick und authentisch: In Kairo tragen junge rinnen beim 
. Wochenendspaziergang selbstbewußt islamisches Outfit zur Schau, oft mit hauten- 
gen langen Röcken, hochhackigen Schuhen und knalligen Accessoires; Modeschöp- 
fer, die islamische Kleider schneidern, haben Hochkonjunktur. Bei Bellioumi, einem 
bekannten islamischen Bekleidungshaus in Alexandria, bekommen Frauen mit dem 
Namen Fatima 15 Prozent Rabatt. Manche vermuten, daßdie wachsende Popularität 
des hijabauch denjenigen Ägyptern zu verdanken ist, diein Saudi-Arabien gearbeitet 
haben und den Kleidungsstil der islamischen Petrobourgeosie nachahmen. 


Menschenrechte, Demokratie und nicht 
zuletzt eine eigenständige Debatte über 
die Stellung der Frau leicht aufs gesell- 
schaftliche Abstellgleis geschoben wer- 
den. Daß dies bereits geschieht, zeigen die 
jüngsten Massenverhaftungen in Ägypten, 
von denen auch zahlreiche Menschen- 
rechtsaktivistInnen und JournalistInnen 
betroffen waren. Darüber hören wir wenig 
in den Medien. Statt dessen wird vieler- 
orts wieder einmal das Schreckgespenst 
des Fundamentalismus an die Wand ge- 
malt, ohne daß man diesen vielbenutzten 
Begriff ernsthaft hinterfragt. 


Schreckgespenst Islam 


Die Sympathiekundgebungen für Saddam 
Hussein stoßen auf Unverständnis, wek- 
ken den Mythos vom „Heiligen Krieg”, in 
den Köpfen setzt sich die simple Glei- 
chung fest: Araber gleich Muslim gleich 
Fanatiker. Es entsteht der Eindruck, als . 
sei der Fundamentalismus ein Charakteri- 
stikum der islamischen Länder, obwohl 
die weltweite Ausbreitung fundamentali- 
stischer Denkweisen eher auf ein christ- 
lich-jüdisch-islamisches Phänomen schlie- 
Ben läßt. 


Arabische Sozialwissenschaftler wehren 
sich schon seit langem gegen den Begriff 
„Fundamentalismus” und suchen nach 
adäquateren Formeln: die sozialen Bewe- 
gungen, die sich über den Islam definie- 
ren, werden beispielsweise als „politischer 
Islam” oder „Islamistische Bewegungen” 
beschrieben. Damit versucht man der Tat- 
sache Rechnung zu tragen, daß im Namen 
des Islam heutzutage die unterschiedlichs- 
ten Gesellschaftsentwürfe und Ideen pro- 
pagiert werden, vom Gottesstaat bis zur 
sozialen Marktwirktschaft. 


Westliche und teilweise auch arabische 
Feministinnen sehen oftmals im Islam die 
Hauptursache für die Unterdrückung der 
arabischen Frau. Eine große Anzahl enga- 
gierter arabischer Frauen wehrt sich vehe- 
ment dagegen, religiösen und kulturellen 
Faktoren soviel Bedeutung zuzuschrei- 
ben. Die palästinensische Journalistin Na- 
dia Hijab weist in ihrem Buch über 
Frauenarbeit in der arabischen Welt am 
Beispiel Jordaniens nach, daß islamische 
Moralvorstellungen durchaus interpre- 
tierbar sind, wenn sich etwa die Notwen- 
digkeit ergibt, mehr Frauen für den Ar- 
beitsmarkt zu gewinnen. 

In meinen Augen ist es oftmals nicht so 
sehr der Islam, sondern die westliche 
Sichtweise, die den Frauen in islamischen 
Ländern eine Opferrolle zuschreibt. Die 
arabischen Frauen, die ich kennengelernt 
habe, empfand ich meist als außerordent- 
lich stark und selbstbewußt. Nirgendwo 
ist mir soviel Respekt für Frauen in Füh- 
rungspositionen begegnet wie in den ara- 
bischen Ländern. Fatima Mernissi, eine 
marokkanische Soziologin und Frauen- 
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forscherin meint dazu: „Auf einer tieferen 
Ebene als der der Gesetze und der offi- 
ziellen Politik, begreift die muslimische 
Sozialordnung die Frau als ein machtvol- 
les aggressives Individuum, das, wenn es 
nicht in seine Schranken gewiesen wird, 
mit seiner Kraft die soziale Ordnung un- 
terwandern kann. Möglicherweise erleich- 
tert diese Sichtweise langfristig den Zu- 
gang von Frauen zu Entscheidungsstruk- 
turen und Macht. Eines der Haupthinder- 
nisse für westliche Frauen ist, daß in ihrer 
Gesellschaft Frauen als passive unterge- 
ordnete Wesen betrachtet werden.” 


Der größte Fundamentalist 
ist der Staat 


Für Fatima Mernissi ist der religiöse Fun- 
damentalismus der Gegenwart außerdem 
eher ein Randphänomen. In ihren Augen 
ist der größte Fundamentalist „der Staat, 
weil er die Frauen offiziell durch Gesetze 
diskriminiert”. Sie wirft den arabischen 
Staaten vor, sich ein weibliches Proletariat 
zu schaffen, beliebig manipulierbar auf 
dem nationalen und dem internationalen 
Markt, das im Notfall unter dem Vorwand 


der Bewahrung islamischer Wertvorstel-. 


lungen an den heimischen Herd zurückge- 
schickt werden kann. 

Nicht der Islam, sondern das Fehlen jegli- 
cher Demokratie und Meinungsfreiheit in 
sämtlichen arabischen Ländern stellen für 
die ägyptische Frauenrechtlerin Nawal 
Saadawi und viele andere arabische 
Frauen der neuen Generation das wahre 
Hindernis auf dem Weg zur Befreiung der 
arabischen Frau dar. Ihre Kritik ist radi- 
kal: für sie ist die Situation der Frau nicht 


Palästinensische Händlerinnen in Ostjerusalem 
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zu trennen von einer Analyse der gesamt- 
gesellschaftlichen Verhältnisse. Fatima 
Mernissi vertritt dabei einen ganz eigenen 
Denkansatz. „Wenn die Frau aufbegehrt, 
so ist dies ein Aufstand gegen die Funda- 
mente des ganzen Systems: gegen die Ra- 
tionalität, gegen die Ausgrenzung und ge- 
gen die Institutionen des Staates... Hier 
liegt auch der Grund, warum die arabi- 
sche Gesellschaft so gewalttätig auf prote- 
stierende Frauen reagiert. Es ist das Indi- 
viduum, das sich gegen die Gruppe auf- 
lehnt, und das ist gleichbedeutend mit 
Bürgerkrieg. Es gibt ein Wort im Arabi- 
schen, das gleichzeitig Bürgerkrieg, Chaos 
und eine aufreizende Frau bedeutet.” 
Fatima Mernissis Bücher sind in Marokko 
unterm Ladentisch Bestseller und doch 
offiziell verboten. Sie ist der Meinung, daß 
in keinem arabischen Land eine wirkliche 
Frauenbewegung existiert, da es den 
Frauen unmöglich sei, sich ohne die Kon- 
trolle von Innenministerium, Geheim- 
dienst oder herrschender Partei zu organi- 
sieren. Den arabischen Staaten wirft sie 
vor, mit Hilfe des religiösen Familien- 
rechts Frauen immer wieder politisch, 
ökonomisch und sozial auszugrenzen. 
Noch vor wenigen Jahren hatte Mernissi 
mit ihrem Buch „Der politische Harem” 
gefordert, den Islam von innen heraus zu 
reformieren. Heute glaubt sie nicht mehr 
an diese Möglichkeit. Den Weg zur Be- 
freiung der Frau sieht sie jetzt allein in der 
Trennung von Staat und Religion. 


Staat und Religion 


Tatsächlich ist diese Trennung bis heute 
in keinem arabischen Land vollzogen 
worden. Als die arabischen Länder in den 


fünfziger Jahren unabhängig wurden, ga- 
ben sich die meisten von ihnen zwar welt- 
liche Verfassungen und Gesetzeswerke 
nach europäischem Vorbild, doch das für 
die Stellung der Frau zentrale Familien- 
recht blieb mit regionalen Unterschieden 
religiöses Recht, also im wesentlichen die 
islamische Scharia. Einzig Tunesien und 
die ehemalige Volksrepublik Südjemen 
schufen ein ziviles Familienrecht, Tune- 
sien ging 1956 sogar so weit, die religiö- 
sen Gerichte aufzulösen und Frauen als 
Richterinnen einzusetzen. 

In vielen arabischen Ländern kollidieren 
die Vorschriften der Scharia mit den Ver- 
fassungen, sofern diese die Gleichheit von 
Mann und Frau vorschreiben. Obwohl 
das islamische Recht vor allem in Bezug 
auf die Scheidung, das Sorgerecht für die 
Kinder und den Zeugenstand vor Gericht 
die Frau extrem benachteiligt, lassen die 
unterschiedlichen islamischen Rechts- 
schulen und das Fehlen einer zentralen re- 
ligiösen Autorität im Islam den jeweiligen 
Gesetzgebern beträchtlichen Spielraum. 
So hat Tunesien als einziges arabisches 
Land die Abtreibung bei Indikation er- 
laubt — aufgrund einer ’fatwa’, dem Gut- 
achten eines islamischen Rechtsgelehrten. 
Ägyptische Musliminnen beziehen sich 
auf genau diese Quelle, wenn sie trotz des 
staatlichen Verbots einen Schwanger- 
schaftsabbruch machen. 


Das ägyptische Gesetz verbietet unverhei- 
rateten Paaren auch, miteinander zu 
schlafen. Es gibt jedoch eine Zwischenlö- 
sung: Die „urfi”-Heirat, eine lose, aber 
dennoch legale eheliche Verbindung, die 
die Partner vor einem Scheich (etwa unse- 
rem Priester entsprechend) mit ihrer Un- 
terschrift auf dem Ehevertrag besiegeln. 
Das Papier ist wichtig für die Nachbarn 
und die Polizei. Um die Ehe aufzulösen 
reicht es, den Vertrag zu zerreißen. 


Warum halten die arabischen Länder ge- 
rade beim Familienrecht an der Scharia 
fest? Ganz sicher läßt sich dahinter ein 
Machtinteresse des Staates vermuten, wie 
Fatima Mernissi es interpretiert. Aber da- 
mit kann man nicht alles erklären. Im 
Kampf der Araber gegen den europäi- 
schen Kolonialismus wurde das Bekennt- 
nis zum Islam vielfach zu einem Zeichen 
des Widerstandes, Diese Loyalität zur is- 
lamischen Tradition ist nach wie vor le- 
bendig. In einer Zeit extremen Wandels 
und wachsender wirtschaftlicher Abhän- 
gigkeit wächst bei den Menschen das Be- 
dürfnis, sich abzugrenzen, dem über- 
mächtigen Westen wenigstens kulturell et- 
was entgegenzusetzen. Nur die Familie 
scheint dem Individuum die notwendige 
gefühlsmäßige Sicherheit angesichts einer 
unklaren Zukunft zu geben. In Anbe- 
tracht der schwachen sozialen Institutio- 
nen in fast allen arabischen Staaten funk- 
tioniert die Großfamilie auch als Sozial- 
versicherung. Die Frauen sind der Schlüs- 
sel zum Erhalt der traditionellen Fami- 
lieneinheit, als Trägerinnen der Familien- 
ehre und Mütter künftiger Generationen. 


Die „Ehre” bildet den Mittelpunkt tradi- 
tionellen Denkens. Die Familie eines 
Mädchens ist verantwortlich für seine 
Jungfräulichkeit, bis es bei der Heirat ih- 
rem Ehemann übergeben wird. 


Strategien der 
arabischen Frauenbewegung 


Die Zusammenschlüsse von Frauen rei- 
chen bis in die Anfänge dieses Jahrhun- 
derts zurück. Ausgehend von einem En- 
gagement im sozialen Bereich politisierten 
sie sich zusehends im Kampf gegen den 
Kolonialismus. Charakteristisch für diese 
Bewegungen blieb jedoch, daß es sich vor- 
wiegend um gebildete Frauen aus der 
städtischen Oberschicht handelte und daß 
tendenziös frauenfeindliche Gesell- 
schaftsstrukturen langfristig nicht über- 
wunden wurden. 

Diese Probleme traten auch noch in jün- 
gerer Zeit deutlich hervor, als die algeri- 
schen Frauen nach ihrer aktiven Teilnah- 
me am Befreiungskampf ins Haus und an 
den Herd zurückgeschickt wurden. Eine 
große Zahl an Frauen über das Bildungs- 
bürgertum hinaus war vorübergehend 
mobilisiert worden und aus der traditio- 
nellen Rolle ausgebrochen, doch die Ver- 
änderung hatte keine wirkliche Basis. 
Palästinenserinnen in den besetzten Ge- 
bieten zogen 1978 die Konsequenz und 
gingen aufs Land und in die Flüchtlingsla- 
ger, um den Alltag der Frauen dort ken- 
nenzulernen. Sie waren geschockt ange- 
sichts der miserablen Lebenssituation der 
Frauen, die Arbeitsüberlastung, den Man- 
gel an Bildung, die schlechte medizinische 
Versorgung. Mit Wohlfahrtsprogrammen 
war diesen Frauen jedoch nicht geholfen, 
vielmehr mußten sie lernen, sich selbst zu 
organisieren und ihre Interessen zu ver- 
treten. Die 1978 gegründeten palästinen- 
sischen Frauenkomitees (Women's Work 
Committee) begannen die Frauen von 
Haustür zu Haustür zu mobilisieren. 


Heutzutage, während der Intifada, wird 
die „algerische Erfahrung” unter den palä- 
stinensischen Frauen leidenschaftlich dis- 
kutiert. Viele von ihnen sind im Verlauf 
der Intifada zam ersten Mal aus dem Haus 
und auf die Straße gegangen, haben den 
ersten Schritt zu mehr Selbstbestimmung 
getan. Sie sorgen allein für ihre Familien, 
wenn die Männer in Haft genommen wer- 
den, sie verhandeln mit den Mili- 
tärverwaltern, um Töchter, Söhne und 
Ehemänner aus dem Gefängnis zu holen. 
Hunderte schwangerer Frauen haben bei 
Angriffen mit Tränengas Fehlgeburten er- 
litten. In Produktionskooperativen legen 
die palästinensischen Frauen den Grund- 
stein für eine unabhängige wirtschaftliche 
Entwicklung der besetzten Gebiete. Aber 
sie wollen sich nicht ausschließlich für 
übergeordnete nationale Ziele vereinnah- 
men lassen: „Die palästinensischen 
Frauen haben nichts zu verschenken... 


Frauen und Islam 


Diese Bewegung wird nicht mit der Besat- 
zung enden. Sie wird solange andauern, 
bis die Gleichung stimmt: eine befreite 
Frau in einem befreiten Land”. Das 
schrieb die palästinensische Schriftstelle- 
rin Sahhar Khalifa. Sie und viele andere 
plädieren für ein palästinensisches 
Frauenstatut und fraueneigene politische 
Strukturen schon jetzt, damit Frauen sich 
in einem zukünftigen palästinensischen 
Staat behaupten können. 


Überall in den arabischen Ländern 
scheint die Zeit der großen nationalen 
Frauenorganisationen jedoch vorbei zu 
sein. Viele arabische Frauen setzen ver- 
stärkt auf die Arbeit der sogenannten 
„Nichtregierungsorganisationen”, deren 
Effektivität auf der direkten Teilnahme 
der einzelnen Mitglieder beruht. In Ägyp- 
ten tun sich Frauen in informellem Rah- 
men zu Interessengruppen zusammen, die 
aufgrund ihrer Größe und Struktur von 
außen weniger angreifbar sind. Durch 
Kleinprojekte dieser Art setzen Frauen 
neue Akzente im gesellschaftlichen Spiel 
der Kräfte. Wie die Konservativen damit 
umgehen, bleibt abzuwarten. 


Einigkeit besteht darüber, daß die Familie 
und die Rolle, die der Frau in ihr zuge- 
schrieben wird, nach wie vor das tragende 
Element im Sozialgefüge der arabischen 
Länder bilden. Einige wollen sich nicht 
damit abfinden, daß technischer Wandel 
und Modernisierung notwendigerweise 
auch eine Veränderung der Familien- 
struktur und des Frauenbildes mit sich 
bringen werden. Vielen ist jedoch klar, 
daß die politische und soziale Entwick- 
lung von der Befreiung der Frau nicht zu 
trennen sind. So oder so: die Frauenfrage 
wird in der gesellschaftspolitischen arabi- 
schen Debatte der 90er Jahre im’ Mittel- 
punktstehen. 


Martina Sabra 
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Mittlerer Osten 


Zwischen den Fronten 


Die Kurden im Krieg 


Noch Anfang August 1990 be- 
klagte „medico international” das 
Desinteresse der Öffentlichkeit 
am Schicksal des kurdischen Vol- 
kes. Es war nach dem Giftgasan- 
griff Saddam Husseins 1988 auf 
das irakisch-kurdische Halabja 
und der darauf folgenden Massen- 
flucht in den türkischen Teil Kur- 
distans sehr schnell wieder aus 
den Schlagzeilen der internatio- 
nalen Presse verschwunden. Aber 
der nie offiziell erklärte Krieg ge- 
gen die Kurden geht weiter. So- 
wohl für die immer noch in La- 
gern unter elenden Bedingungen 
überlebenden Flüchtlinge von Ha- 
labja als auch ihre Verwandten in 
„Südostanatolien”(1) und im 
Nordirak. Der Krieg gegen den 
Irak verschlechtert allerdings ihre 
Überlebenschancen. Im Schatten 
dieses Konfliktes ist es der Türkei 
heute möglich die „militärische 
Lösung” ihres Minderheitenpro- 
blems weiter voranzutreiben. 


ie kurdische Frage ist genau be- 
D trachtet kein „Minderheitenpro- 

blem”, obwohl die mit ihr kon- 
frontierten Regierungen sie gerne als ein 
solches darstellen, wenn sie es nicht, wie 
die Türkei bis vor kurzem, vorziehen, die 
Kurden als Volk für nicht existent zu er- 
klären. Die Schätzungen über die Größe 
des kurdischen Volkes bewegen sich zwi- 
schen 25 und 30 Millionen Menschen. 
Ein Drittel der irakischeg Bevölkerung 
sind Kurden. In der Türkei stellen sie fast 
ein Viertel der Gesamtbevölkerung. Der 
zahlenmäßigen Größe des kurdischen 
Volkes und ihrer weitgehend einheitli- 
chen kulturellen Identität entsprechend, 
war, nach dem Zerfall des Osmanischen 
Reiches im ersten Weltkrieg, im Frieden 
von Sevres 1920 neben dem armenischen 
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Im Lager von Mardin (Türkisch-Kurdistan) leben 16000 Kurden. Es gibt keine Kanalisation. Die 


Wasserstellen sind offen. 


auch ein kurdischer Staat vorgesehen. Der 
Türkei wurde nur ein eng begrenztes Ge- 
biet in Zentralanatolien zugestanden. Die 
Küstengebiete im Westen und Süden wur- 
den von Griechenland, Italien, Frankreich 
und Großbritannien beherrscht. Die 
Grenzziehung für den kurdischen und ar- 
menischen Staat wurde jedoch von den 
Siegermächten auf einen späteren Zeit- 
punkt verschoben. Bis 1922 gelang es der 
Türkei, die von ihr beanspruchten Gebie- 
te — dazu gehörten alle „nichtarabischen”, 
also auch armenische und kurdische — 


-zurückzuerobern. Nur die südkurdischen 


Provinzen Mossul und Kirkuk blieben in 
irakischer Hand bzw. damals noch unter 
britischem Mandat. Der von der türki- 
schen Regierung in einem blutigen Krieg 


geschaffene Status quo wurde aus macht- 
und wirtschaftspolitischen Gründen im 
Vertrag von Lausanne von den Sieger- 
mächten anerkannt. Der Westen benötig- 
te an der Grenze zur Sowjetunion einen 
starken Bündnispartner. Mit diesem Ver- 
trag wurde auch das kurdische Volk ohne 
Rücksicht auf eigene Interessen auf die 
Türkei, den Iran, den Irak, Syrien und die 
Sowjetunion verteilt. Der Widerstand der 
kurdischen Bevölkerung gegen diese Re- 
gelung drückte sich in der „Scheich-Sait- 
Rebellion” 1925 in der Gegend von 
Diyarbakir aus. Erst mit Hilfe von damals 
in Syrien stationierten französischen Be- 
satzungstruppen konnte der von Groß- 
grundbesitzern und Feudalherren geführ- 
te Aufstand niedergeschlagen werden. Es 


folgten die gleichfalls erfolglosen Aufstän- 
de von Agri Dag (Ararat) 1927-30 und 
von Dersim 1937, die sich schon damals 
im Wesentlichen gegen gewaltsame Um- 
siedlungen richteten. 


Einig gegen Kurdistan 


Trotz der Versuche vor allem der Türkei, 
des Iraks und des Irans sich seit 1921 im- 


mer wieder auf Kosten der Nachbarstaa-: 


ten auszudehnen, waren sich die Regie- 
rungen in der Kurdenfrage immer recht 
einig. Das gemeinsame Vorgehen gegen 
die Kurden war u.a. Thema des Vertrags 
von Saadabaad 1937 zwischen der Tür- 
kei, Persien und dem Irak, des Bagdad- 
paktes von 1955 und des Algierabkom- 
mens von 1975, an dem außer dem Iran 
und Irak auch die USA beteiligt war. Un- 
terstützt wurden von den betroffenen Re- 
gierungen höchstens zeitweise die kurdi- 
schen Widerstandsbewegungen des jewei- 
.ligen Nachbarstaates, um diesen zu 
schwächen. So sollte auch der Algierver- 
trag die iranische Unterstützung iraki- 
scher Kurden beenden. Weite Teile Süd- 
kurdistans, die bis 1975 unter kurdische 
Kontrolle gerieten, sollten wieder eindeu- 
tig der Herrschaft des irakischen Staates 
unterworfen werden. Ein kurdischer Staat 
oder auch nur autonome Gebiete stellen 
eine Gefahr für alle betroffenen Staaten 
dar. Die Türkei löste dieses Problem bis- 
her mit Ignoranz, Repression und teilwei- 


ser „Amtshilfe” für die Nachbarstaaten. 


1983 — 1986 übernahm die Türkei sogar 
in Absprache mit dem Irak die mili- 
tärische Verfolgung der Kurden bis tief in 
irakisches Staatsgebiet hinein. 1988 mit 
dem Ende des irakisch-iranischen Krieges 
wurde das Problem dann wieder von der 
irakischen Regierung mit einem massiven 
Giftgasangriff auf kurdische Dörfer „ge- 
löst”. Die Überlebenden flüchteten zu ei- 
nem kleinen Teil in den Iran, zum größten 
Teil jedoch in die Türkei, wo sie bis heute 
nur als „Gäste” geduldet sind. Sie leben in 
militärisch bewachten Lagern, Repressa- 
lien sowie Hunger und Krankheiten aus- 
gesetzt. Der Golfkrieg hat auch ihre Situa- 
tion weiter verschlechtert. 


Die Lage in 
Türkisch-Kurdistan 


Ihren Verwandten in Türkisch-Kurdistan 
geht es nicht viel besser. Seit 70 Jahren 
mehr oder weniger der Verfolgung durch 
den türkischen Staat ausgesetzt, wurde ih- 
nen schon mit der Gründung der türki- 
schen Republik sehr schnell klar gemacht, 
daß sie eigentlich nicht existent sind, es sei 
denn als Türken. Kurdische Kultur und 
Sprache wurden verboten und mit hohen 
Gefängnisstrafen belegt. Zuwiderhand- 
lungen regelten die Paragraphen 141.4 
und 141.3. Aus den Kurden wurden 
„Bergtürken”. 

Immer dann, wenn sich die kurdische Be- 
völkerung in etwas liberaleren Zeiten eini- 
ge kleinere Freiheiten erkämpft hatte, 
kam es zu einem Militärputsch mit dem 
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Ziel, „kemalistische Prinzipien” wieder zu 
stärken, um die „Zersplitterung, die Auf- 
spaltung des türkischen Vaterlandes zu 
verhindern”. Bedrohlich für die Einheit 
des Vaterlandes waren allerdings auch au- 
Benpolitische Umstände, genauer gesagt 
solche, die die Position der Kurden stär- 
ken konnten. Der Putsch von 1960 war 
auch die Reaktion auf die Rückkehr des 
kurdischen Politikers Mustafa Barzani 
aus seinem sowjetischen Exil in einen 
Irak, der zum ersten Mal das kurdische 
Volk und seine nationalen Rechte aner- 
kannte und es sogar zum Partner in der 
neuen Republik ernannte — wenn auch 
nicht für lange Zeit. Der Putsch von 1971 
geschah vor dem Hintergrund der Revo- 
lution in Irakisch-Kurdistan, die erst mit 
dem Algiervertrag gestoppt werden konn- 
te.Linksorientierte kurdische Nationalbe- 
wegungen im Iran, Irak und der Türkei so- 
wie deren Zusammenarbeit mit anderen 
sozialen Bewegungen bilden den Auslöser 
für den von der USA begrüßten Putsch 
von 1980. Im Interesse einer starken Tür- 
kei, diesmal als Bollwerk gegen den fun- 
damentalistischen Iran, wurden die Kur- 
den geopfert. Der Stärkung des türkischen 
Nato-Partners diente auch der Ausbau 
von Militärbasen im kurdischen Van und 
Batman. Außerdem wurden von der USA 
„Rapid Deployment Forces” (schnelle 
Eingreiftruppen) in kurdischem Gebiet 
stationiert. Der Völkermord an den Kur- 
den läuft seit damals unter den Augen und 
mit Unterstützung der NATO ab. Tür- 
kisch-Kurdistan ist eine militärisch be- 
setzte Kolonie schon lange vor dem Aus- 
bruch des jüngsten Krieges. Razzien, will- 
kürliche Verhaftungen, Mord, Folter und 
Vergewaltigung prägen das Bild. Der tür- 
kische Staat betreibt systematisch eine Po- 
litik der verbrannten Erde, vor allem im 
Grenzstreifen zum Irak und zum Iran. Die 


schon seit Jahren andauernden Zwangs- 
umsiedlungen und Vertreibungen ganzer 
Dorfbevölkerungen sind von der Zerstö- 
rung der Dörfer und Anbauflächen be- 
gleitet. Felder, Gärten und Häuser werden 
verbrannt, das Vieh meist erschossen. Die 
Menschen, sofern sie unter dem Druck 
der Repression nicht in den Westteil der 
Türkei abwandern oder aber in „die Berge 
gehen”, sich der Guerilla anschließen, le- 
ben im Winter in nur unzureichend schüt- 
zenden Zelten oder Hütten am Straßen- 
rand. 


Der Kampf um Öl und Wasser 


Standen früher nationale Gründe wie die 
„Einheit des Vaterlandes” oder machtpo- 
litische wie „die Türkei als Bollwerk gegen 
den Kommunismus” im Vordergrund des 
Krieges in Kurdistan, so rückt in jüngster 
Zeit die Bedeutung der Bodenschätze zu- 
nehmend in den Mittelpunkt der Ausein- 
andersetzungen. Das besonder Interes- 
sante am Gebiet der Kurden ist für alle 
Staaten der Öl- und vor allem der Wasser- 
reichtum. Die Berge Kurdistans sind das 
größte Wasserreservoir des gesamten Na- 
hen Ostens. Keiner der von der Kurden- 

frage betroffenen Staaten hat ein Interesse 

daran, den Zugang zu diesen Bodenschät- 

zen von einem kurdischen Staat geregelt 

zu sehen. Den Daumen auf das Wasser 
hält schon jetzt die Türkei mit ihrem „süd-- 
ostanatolischen Entwicklungsprogramm”, 

das die Stauung von Euphrat und Tigris 

vorsieht. Abhängig von türkischem Was- 

ser wären bei beendetem Projekt nicht 

nur der Irak und Syrien, sondern auch Is- 

rael. (2) ' 


Die Türkei im Krieg 


Die erste Reaktion des türkischen Staates 
auf den Einmarsch der Iraker in Kuwait 
war eine Mitteilung an den Europarat 
über die Aussetzung der Menschenrechte 
in Türkisch-Kurdistan. Der Ausnahmezu- 
stand wurde so nachträglich durch den 
Krieg legitimiert. Die Zustimmung zu Ein- 
sätzen der USA und ihrer Allierten von 
türkischem bzw. kurdischem Boden aus 
erfolgte kurz danach. Außerdem wurden 
NATO-Streitkräfte zum Schutz der Tür- 
kei angefordert. 

Die Vernichtung und Vertreibung der 
Kurden wurde seit August 1990 intensi- 
viert. Außerdem werden sie möglichen 
Giftgasangriffen des Irak schutzlos ausge- 
setzt. Gasmasken gibt es nur für die kaum 
betroffene Bevölkerung der Westtürkei 
und für die Angehörigen von Militär und 
Verwaltung in den besetzten Gebieten. 
Gleichzeitig finden flächendeckende Raz- 
zien wie z.B. in der Stadt Batman statt, wo 
politisch aktive Menschen präventiv ver- 
folgt und verhaftet werden. Die Umge- 
bung von Diyarbakir wurde am 17.1.91 
nach den ersten Angriffen der Allierten 
zur Sicherheitszone erklärt. Verstärkte 
Panikmache soll zu, aus anderen als den 
Kriegsgründen, erwünschten, Fluchtreak- 
tionen führen. Die ländlichen Gebiete 
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Nach der Waffenruhe am Golf: e 
Immer brutalere Übergriffe des 
türkischen Militärs in Kurdistan 


Nachdem die Türkei bereits vor 
Ausbruch und während des Golf- 
krieges ihre Verteibungs- und Ver- 
nichtungspolitik i in TürkeiKurdistan: 
intensiviert hatte und'so-die endgül- 
tige Schaffung einer menschenfreien: 
Zone in der Botan-Region: nahe der 
irakischen Grenze durchzusetzen: 
versuchte siehe Artikel), geht das 
türkische Militär, allen voran die be- 
rüchtigten. Sondereinsatzkomman- 
dos („Rambos”), seit Kriegsende im- 
mer offener zu regelrechten Massa- 
kern an der kurdischen Zivilbevöl- 
kerung über. Am Donnerstag, den 
28.2, richtete das Militär in der kur- 
dischen Stadt Sirnak ein Blutbadean, 
bei dem offiziellen Angaben zufolge 
3 Menschen, nach kurdischen An- 
gaben jedoch wesentlich mehr Per- 
sonen zu Tode kameri. Ausgelöst 
wurden die Ereignisse durch den 
Versuch des: Militärs, Bauern daran 
zu hindern, in einem stillgelegten 
Bergwerk Kohle abzubauen. und in 
der Stadt zu verkaufen — für die 
großteils aus Dörfern der Umge- 
bung Zwangsevakuierten die einzige . 
Erwerbsquelle in.der Stadt. Als die 
Bauern einen Protestzug bildeten, 
eröffnete das Militär das Feuer und 
schoß gezielt in die Menge. In Sir- 
nak kam es daraufhin zu einem Auf- 
stand der Bevölkerung. 


sind inzwischen größtenteils entvölkert 
und unbewohnbar gemacht worden. Al- 
lein Cizre und Silopi sind laut medico in- 
ternational von zwei Drittel der Bewohner 
verlassen worden. 

Im Gegensatz zu diesem Bürgerkriegssze- 
nario steht die Aufhebung des Verbots 
der kurdischen Sprache und Musik am 
25.1.91. Diese ansatzweise Gewährung 
kultureller Freiheit muß allerdings im 
Rahmen türkischer Großmachtbestre- 
bungen interpretiert werden. Allein aus 
taktischen Gründen wird nach 70 Jahren 
aus den „Bergtürken” wieder ein kurdi- 
sches Volk. Nebenbei dürfte auch das In- 
teresse der Türkei an einer EG-Mitglied- 
schaft eine Rolle dabei spielen. Die türki- 
sche Regierung schämt sich nicht, sich den 
Kurden diesseits und jenseits der Grenze 
als der „wahre Beschützer”ihres Lebens 
und ihrer Interessen zu präsentieren, Die 
Okkupation Südkurdistans, des iraki- 
schen Mossul und Kirkuk, soll die Zu- 
stimmung der Kurden bekommen. Einem 
geheimen CLA-Plan zufolge ist die Türkei 
als Aufsichtsmacht über dieses Gebiet 
vorgesehen.(3) 


Die kurdischen Perspektiven 


Die kurdische Bevölkerung scheint den 
Regierungsversprechungen der Türkei 
nicht zu trauen. Die im März begonnene 
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„Intifada”, der sich große Teile der Bevöl- 
kerung anschlossen, ruhte im Rahmen der 
Kriegsvorbereitungen und der damit ver- 
bundenen verstärkten Repression nur 
kurz. Sie ist heute wieder, wenn auch un- 
ter noch schwierigeren Bedingungen, le- 
bendig. Im Januar und Februar kam es zu 
großen Demonstrationen u.a. in den Städ- 
ten Batman, Diyarbakir und Tatvan. Die 
doppelzüngige türkische Politik, die ne- 
ben den Versprechungen von kultureller 
Freiheit den Terror nicht nur fortsetzt, 
sondern sogar verstärkt, zeigt sich auch in 
einigen mysteriösen „Bombenverlusten” 
bzw. Bombenabwürfen, auf kurdische 
Dörfer in der Türkei. Außerdem werden 
im Nordirak, dessen Kurden man sich ja 
ebenfalls als Befreier anbiedern möchte, 
hauptsächlich zivile Ziele bombardiert. 

Trotz dieser kurdenfeindlichen Politik 
kam es Zeitungsberichten vom Februar 
1991 zufolge zu Versicherungen seitens 
des irakisch-kurdischen Nationalhelden 
Barzani, die türkischen Grenzen in Zu- 
kunft nicht nur zu respektieren, sondern 
sie sogar gegen Rebellen zu sichern. Er 
lobte die in der Türkei gewährten kultu- 
rellen Freiheiten als „einen richtigen 
Schritt”. Für die irakischen Kurden stellt 
sich der Golfkrieg anders als für ihre Ver- 
wandten anderer Nationalitäten als große 
Chance dar, dem Terror Saddam Hus- 
seins ein Ende zu machen. Sie scheinen 


dementsprechend, obwohl auch sie unter 
dem Krieg zu leiden haben, eher bereit 
sich auf Verhandlungen mit den Allierten 
einzulassen. Im Hintergrund steht sicher 
auch die Hoffnung auf Gewährung eines 
kurdischen Staates im Norden des Irak. 
Formuliert werden allerdings nur die 
Hoffnungen auf kulturelle Autonomie in- 
nerhalb einer demokratischen irakischen 
Republik. Eine einheitliche kurdische Be- 
wegung existiert offensichtlich nicht. Zu 
verschieden sind gerade in diesem Kon- 
flikt die Interessen. 


Alliierte Militärhilfe 
Das wirtschaftlich-militärische Hilfspaket, 
das die Türkei von ihren Verbündeten er- 
hält, beläuft sich auf 450 Millionen Mark. 
Der größte Teil dieser Hilfe konzentriert 
sich auf Türkisch-Kurdistan. Aber Mili- 
tärhilfe — auch bundesdeutsche — gab es 
schon vorher. Die in den besetzten Gebie- 
ten stationierten Sondereinsatzkomman- 
dos zur Bekämpfung der kurdischen Gue- 
rilla, die vor allem durch ihre brutalen 
Einsätze gegen die Zivilbevölkerung be- 
rühmt wurden, erhielten ganz konkrete 
Unterstützung bei Planung und Ausbil- 
dung durch die deutsche GSG 9. Die von 
den Allierten eröffnete zweite Front in In- 
cirlik bezog die kurdische Bevölkerung i in 
einen Krieg ein, der so nicht der ihre ist. 
Bei den Kampfhandlungen in diesem Ge- 
biet ohne kurdische Erlaubnis handelt es 
sich genau besehen um einen eklatanten 
Verstoß gegen das Völkerrecht. Aber das 
interessiert den Europarat weniger als die 
Besetzung Kuwaits. Aus Rücksicht auf 
den Partner im Krieg wurden sogar bei ei- 
ner Sitzung des Ausschusses des Europa- 
rats, der ausdrücklich für die Einhaltung 
der Menschenrechte zuständig ist, das 
Thema Kurdistan von der Tagesordnung 
gestrichen. Das geschah am 11.1.91 in 
Prag, rechtzeitig vor dem Ausbruch des 
Krieges. Damit erhielt Özal den Freibrief 
für den im Schatten des Krieges fortge- 
setzten Völkermord an den Kurden. 
Christel Opeker 


Anmerkungen: 

(1) „Südostanatolien” wird durchgehend in 
Anführungszeichen gesetzt, weil es genauge- 
nommen „Nordkurdistan” heißen müßte. 

(2) siehe blätter Nr. 168/Sept. 1990) 

(3) Pressemitteilung des Kurdistankommitee 
Köln vom 25.1.1991 


Informationsquellen: 

Berichte von medico international 

taz 

Frankfurter Rundschau 

BORD: Kurdistan und die Kurden, Bd. 2 und 


Kurdistan aktuell 
Kurdistanrundbriefe 
Kurdistanarchiv Hagen, Nr. 17/18 
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Deutschland, England und 
die Entstehungsgeschichte 
des Kleinstaates Kuwait 


Daß der Prozeß der Staatenbildung 
im Nahen und Mittleren Osten eine 
direkte Folge der Kolonialzeit ist und 
die größtenteils künstlich gezogenen 
Staatsgrenzen auf die Machenschaf- 
ten der Residenten, Agenten und Re- 
präsentanten der jeweiligen 
Kolonialmacht zurückzuführen sind, 
ist heute unumstritten. Daß nichtsde- 
stoweniger alle Staaten der Welt vom 
Prinzip der territorialen Integrität 
und der Unverletzlichkeit der Gren- 
zen geleitet werden, steht ebenso fest 
und erklärt die einhellige Verurtei- 
lung der gewaltsamen Einverleibung 
Kuwaits durch den Irak durch die 
Weltgemeinschaft. 

Für ein Verständnis der historischen 

Ansprüche Iraks auf Kuweit ist ein 

Blick auf die Entwicklungsgeschichte 

des Staates Kuwait unerläßlich, die 

vor dem Hintergrund der deutsch-bri- 
tischen Rivalität am Golf im ausge- 
henden 19ten Jahrhundert gesehen 
werden muß. 

N icht anders als die Entstehung der 
arabischen Staaten im östlichen 
Mittelmeerraum, so ist auch die 

Entstehung der arabischen Staaten der 

Golfregion aus der Interessenlage der Ko- 

lonialmächte, hier vor allem Großbritan- 

niens, zu erklären. Nachdem die Englän- 
der systematisch die Portugiesen Anfang 
des 17. Jahrhunderts, dann die Holländer 
und Franzosen aus dem Golf verdrängt 
hatten und die überregionale maritime 

Macht der arabischen Seefahrerstaaten, 

die den Handel mit Ostafrika beherrsch- 

ten und mit ihren berühmten Dhaus (Se- 

‘ gelschiffen) über Indien bis nach’ China 

Handel trieben, zum Teil unter dem Vor- 

wand der Pirateriebekämpfung vernichtet 

und ausgeschaltet hatten, übten sie seit 
dem 19. Jahrhundert die uneingeschränk- 
te maritime Vorherrschaft über den Golf 
aus. Um Bedeutung und Umfang der ara- 
bischen Handelsflotte zu veranschauli- 


chen, sei hier auf das Beispiel des Fürsten- 
tums von Ras al-Khaima verwiesen, das 
damals mit 390.000 Einwohnern über 
880 Schiffe verfügte, darunter 80 große, 
hochseegängige Dhaus, mit 19.000 Mann 
Besatzung). 

Für Großbritannien war der Golf als ent- 
scheidender Verbindungsweg nach Indien 
von übergeordneter strategischer Bedeu- 
tung. Seine Sicherheit stellte, neben der 
Glacis-Politik, der Schaffung von Puffer- 
staaten auf dem Wege zum Subkontinent, 
die zweite tragende Säule britischer Ori- 
entpolitik dar. 

Durch eine ganze Reihe von Verträgen 
mit den lokalen Herrschern und Fürsten 
am Golf abgesichert, verfügte Großbri- 
tannien auch über eine politisch dominie- 
rende Position in den Küstenregionen. So 
war unmittelbar nach dem napoleonischen 
Ägyptenfeldzug 1798 ein Vertrag mit 
dem Sultan von Oman abgeschlossen 
worden, es folgte 1801 ein Vertrag mit 
dem Kadscharen-Schah von Persien. Da- 
mit war der britische Einstieg am Golf 
eingeleitet und die politische Bedeutung 
der 1763 in Bushehr gegründeten Fakto- 
rei der East India & Co. zementiert?. Um 
die Südspitze der arabischen Halbinsel 
und damit auch den Zugang zum’ Roten 
Meer unter ihre Kontrolle zu bringen, er- 
oberten die Briten 1839 Aden; 1806 hat- 
ten sie bereits das Kap der Guten Hoff- 
nung eingenommen. Obwohl Großbritan- 
nien im Londoner Dardanellen Vertrag 
von 1841?) das Rote Meer und den Persi- 
schen Golf zu Gebieten der freien Schiff- 
fahrt erklärt hatte, wurde der Golf fak- 
tisch wie ein britischer Binnensee behan- 
delt. In seinem Werk 'Persia & the Persian 
Question’ machte der britische Vizekönig 
von Indien, Lord Curzon, 1892 klar, daß 
das Zugeständnis eines Golf-Hafens, bei- 
spielsweise an Rußland, eine Beleidigung 
Großbritanniens, Verletzung des Status 
quo und eine Herausforderung zum Krieg 
wäre®. Einige Jahre später, am 5. Mai 
1903, erklärte der britische Außenmini- 
ster Lord Landsdowne vor dem Unter- 
haus, „daß England die Errichtung eines 


Marinestützpunktes oder befestigten Ha- 
fens im Golf durch eine andere Macht als 
eine schwere Bedrohung seiner Interessen 
ansehen und sich mit allen zu Gebote ste- 
henden Mitteln dagegen zur Wehr setzen 
werde“.’) 

Daß Großbritannien Ende des 19. Jahr- 
hunderts einen derart uneingeschränkten 
Führungsanspruch anmelden konnte, 
hängt nicht zuletzt mit der Unterwerfung 
der sogenannten Piratenküste und dem 
Abschluß ein permanenten Waffenstill- 
standes 1853 mit den Staaten der Südkü- 
ste des Golfes (Trucial States) zusammen. 
Damit übernahm Großbritannien die Au- 
Benpolitik sowie Verteidigung dieser Sa- 
tellitenstaaten, gab deren Fürstenhäusern 
dafür dynastrische Garantien und sicherte 
ihnen innenpolitische Herrschaft zu. 


amit ging auch ein Strukturwan- 
D del bei den traditionell autono- 

men Stammesfürsten einher, die 
in der Regel als Stammesälteste und zu- 
gleich als Fähigste für die Führung des 
Stammes und für die Schlichtung von 
Streitfällen per Konsens von einem Stam- 
mesrat auserwählt und ebenfalls in der 
Regel über keine erblich legitimierten, dy- 
nastischen Ansprüche verfügten. 
Aus einer solch traditionellen Primus-in- 
ter-pares-Funktion gingen absolute Herr- 
scher hervor, die bis in die Gegenwart 
über Leben und Tod ihrer Untertanen ei- 
genmächtig bestimmen können und von 
keiner Institution mehr kontrolliert, ge- 
schweige denn abgesetzt werden können. 
Dieser Wandel dank britischer Gnaden 
blieb den damaligen Kolonialbeamten 
nicht verborgen. So notierte einer ihrer 
Vertreter, daß aus dem Status eines Glei- 
chen unter Gleichen nunmehr eine Herr- 
schaftsform entstanden war, unter der 
beispielsweise die Kaufleute des Landes 
„sich nicht mehr trauten, sich als Herr der 
eigenen Seele zu bezeichnen“ 
Gerade solche durch die britischen Ga- 
rantieerklärungen entstandenen dyna- 
stisch-partikularistischen Interessen 
machten die Golffürsten zum willigen 
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Spielzeug in britischen, später anderen 
neokolonialen Händen. Regional betrach- 
tet ging es bei dem jüngsten Golfkrieg zu 
einem nicht unerheblichen Teil auch um 
den Konflikt zwischen der dem Gedanken 
der arabischen Einheit verpflichteten, in- 
tegrativen Bewegung des arabischen Na- 
tionalismus (Baath) und der gerade skiz- 
zierten, gegen die Einheit politischer 
Strukturen gerichteten Interessenlage der 
lokalen Fürstenhäuser am Golf als zweier 
sich ausschließender Tendenzen: Einheit 
versus Partikularismus. 


o paßt es zum Gesamtbild der will- 
N kürlich aus der Taufe gehobenen 
arabischen Kleinstaaten der Golf- 
küste, daß Kuwait seinen unabhängigen 
Status eigentlich dem deutschen Drang 
nach Osten zu verdanken hat. Das Bag- 
dad-Bahn-Projekt mit dem geplanten 
Endpunkt Kuwait, das über die bestgeeig- 
neten Bedingungen zur Errichtung eines 
Hafens am nördlichen Golf verfügte, ließ 
die Engländer schleunigst aktiv werden. 
Hatte sich das britische Interesse bis da- 
hin auf den den südlichen Golf be- 
schränkt, trachteten die Engländer nun 
durch Abtrennen Kuwaits von Osmani- 
schen Reich danach, es dem Zugriff der 
Deutschen zu entziehen. Obwohl sie bis 
zu diesem Zeitpunkt keinerlei Interesse 
an Kuwait hatten und wiederholt das Ge- 
- biet als einen Verwaltungsbezirk der süd- 
irakischen Provinz Basra und damit als in- 
tegralen Bestandteil des Osmanischen 
Reiches anerkannt hatten, sicherten sie 
nun dem lokalen Fürsten Kuwaits, 
Scheich Mubarak al-Sabbah, am 23. Janu- 
ar 1899 britische „Protektion“ ” zu. Als 
Gegenleistung erhielten sie die Zusage, 
daß Kuwait auf den Empfang von Reprä- 
. sentanten anderer Mächte - gemeint war 
an erster Stelle Deutschland - verzichtet, 
ihnen kein eigenes Territorium überläßt, 
vermietet oder verpachtet. Der Vertrag 
wurde noch rechtzeitig vor Erteilung der 
' vorläufigen Konzession durch die türki- 
sche Regierung am 27. November des 
gleichen Jahres an die durch deutsche Fi- 
nanzkreise subventionierte Anatolische 
Eisenbahngesellschaft zum Weiterbau der 
Bahn bis Bagdad und schließlich bis zum 
Golf abgeschlossen. 
Noch kurz zuvor, 1893, hatte Großbritan- 
nien die osmanische Oberhoheit über Ku- 
wait durch eine Erklärung des britischen 
Botschafters in Konstantinopel gegenüber 
der osmanischen Regierung anerkannt 
und die nachfolgenden Protektionsersu- 
chen Mubaraks unbeantwortet gelassen®), 
Die indische Regierung stellte hierzu 
1906 fest: 
„Die Ankunft einer deutschen Eisenbahn 
in Basra, Umm Oasr, Kuwait oder sonst- 
wo in dieser Region muß zu einer Germa- 
nisierung der Wilayets (Provinzen) von 
Baghdad und Basra führen, zu einer Re- 
duzierung des britischen Prestiges und 
Handels in diesen Provinzen und zu einer 
Störung unserer Beziehungen zu den ara- 
bischen Stammeshäuptlingen der westli- 
chen und südlichen Golfküste. Es wird 
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unsere Position in Persien beeinträchtigen 
und möglicherweise, ja sogar wahrschein- 
lich, zu einer Verstärkung britischer Mari- 
neeinheiten führen, die zur Zeit in diesen 
Gewässern stationiert sind“”. Der Ver- 
such, Kuwait vom Osmanischen Reich ab- 
zutrennen, blieb unter den britischen In- 
stanzen lange umstritten. 

In Kuwait hielt sich zu dieser Zeit eben- 
falls die durch einen anderen Lokalfür- 
sten aus Riad vertriebene Familie der 
Sauds auf - damals selber noch Lokalfür- 
sten von begrenztem Einfluß-, die bei Mu- 
barak Schutz und Asyl erhalten hatte. 
Von Mubarak erhielt der spätere König 
und Begründer Saudi Arabiens, Abd al- 
Aziz Ibn Saud, 1901 auch die nötige ma- 
terielle Unterstützung zur Rückeroberung 
seiner Hauptstadt Riad!®. Dieses enge 
Verhältnis zwischen beiden Fürstenhäu- 
sern soll allerdings nicht über die Tatsa- 
che hinwegtäuschen, daß Saudi Arabien, 
ebenso wie der Irak, Gebietsansprüche 
auf Kuwait anmeldet.!" 


atsächlich war das Gebiet, das als 

Kuwait bezeichnet wird, bis in die 

frühen 90er-Jahre des letzten Jahr- 
hunderts von Großbritannien stets als un- 
ter osmanischer Oberhoheit stehend an- 
erkannt gewesen, wie der britische Histo- 
riker Briton Cooper Busch in seinem 
1967 veröffentlichten Werk „Britain and 
the Persian Gulf 1894-1914“ bestätigt. 
Erst der Machtantritt von Scheich Muba- 
rak 1896 nach Ermordung seines Bruders 
und Vorgängers, zeitgleich mit dem Auf- 
kommen politischer Rivalität zwischen 
den europäischen Mächten führte zu dem 
britischen Interesse an Kuwait, das sich in 
der Folge zu einem „key area of British in- 
fluence* entwicklen sollte!®. Bereits zu 
diesem Zeitpunkt herrschte am Hofe des 
osmanischen Sultans Abdul Hamid 
(1876-1909) die Überzeugung vor, daß 
der Brudermord auf Betreiben des briti- 
schen Residenten zurückging!?. Die er- 
sten zaghaften britischen Versuche, den 
kuwaitischen Fürsten Mubarak als unab- 
hängigen Herrscher darzustellen, blieben 
selbst in den eigenen Reihen umstritten. 
Captain J.F. Whyte, britischer Konsul in 
Basra (1895-97), stellte in einem Memo- 
randum am 22. März 1897 fest, daß die 
Tatsache, wonach der Scheich das offi- 
zielle osmanische Amt eines Qaim Ma- 
qam (Bezirksgouverneur) von der Hohen 
Pforte angenommen hatte, ausschließen 
würde, daß irgend eine andere Macht sei- 
ne „Unabhängigkeit“ anerkennen 
würde, 
Auch für das India Office in London 
stand fest, daß Kuwait unter osmanischer 
Oberhoheit stand!9. Die Tatsache, daß 
Murabak darüber hinaus die osmanische 
Flagge hißte, stellte für die britischen 
„Unabhängigkeits“-Absichten ein zusätz- 
liches Hindernis dar!®). 
In einem weiteren Memorandum des Ho- 
me Office vom 23,6.1898 wurden das Für 
und Wider für einen Anspruch auf Ku- 
waits „Unabhängigkeit“ abgewogen. Als 
Gegenargumente gegen den britischen 


Anspruch auf einen „unabhängigen“ Sta- 

tus Mubaraks wurden folgende Punkte 

angeführt: ß 

1) Die türkischen Garnisonen südlich von 
uwait, in einem Gebiet, das als Teil des 

Osmanischen Reiches von Großbritan- 

nien anerkannt worden war. 

2) Der von Mubarak getragene admini- 

strative Titel eines Qaim Magam. 

3) Mubaraks Ersuchen bei der Hohen 

Pforte um Beistand gegen seine Feinde. 

4) Großbritanniens bisherige Nichteinmi- 

schung in interne Angelegenheiten Ku- 


waits. 

5) Mubaraks erfolgloses Ersuchen um bri- 
tische Protektion. " 

Als einziges Argument für dessen Unab- 
hängigleit wird angeführt, daß die türki- 
sche Souveränität über Kuwait nicht ef- 
fektiv zu sein schien. Die anschließend zur 
Untermauerung der Bedeutung Kuwaits 
genannten Punkte haben viel mehr mit 
britischen Interessen als mit dem Status 
des Landes zu tun: 

1) Kuwaits guten Hafen 

2) Die ideale Lage Lage als Endpunkt ei- 
ner Eisenbahnlinie. 

3) Seine Bedeutung als Knotenpunkt von 
Handelsrouten. 

4) Effektivere Kontrolle der Piraterie und 
des Sklavenhandels durch britischen Ein- 
fluß. 

5) Dadurch Möglichkeiten zum Aus- 
an russischen oder fremden Einflus- 
ses.!N, 

Letzteres steht hier im Zusammenhang 
mit dem kurzlebigen Projekt des russi- 
schen Grafen Vladimir Kapnist aus dem 
Jahre 1898, eine Eisenbahnlinie von der 
Mittelmeerküste bis nach Kuwait zu zie- 
hen.?), 

Für den gerade in dieser Zeit (1898) zum 
Vizekönig von Indien ernannten Lord 
Curzon stand von vornherein fest, daß das 
Bestreben, Rußland bzw. Deutschland da- 
von abzuhalten, „unsere bisher unange- 
fochtene Vorherrschaft im Golf anzugrei- 
fen“, darin bestehen müßte, ein britisches 
Protektorat über Kuwait zu proklamieren, 
wie dies bereits im Falle anderer Fürsten- 
tümer am Golf geschehen sei!?, Die Prin- 
zipienlosigkeit britischer Politiker wird 
besonders deutlich, wenn man sich verge- 
genwärtigt, daß derselbe Curzon 6 Jahre 
früher noch beteuert hatte, daß das ge- 
samte Gebiet zum Bereich türkischer 
Rechtssprechung gehöre.?® Die britische 
Position stellte eine typische Contradictio 
in Adjecto dar. 


ährend der britische Premier- 

minister Salisbury (1895-1902) 

eine schwankende Position ein- 
nahm und das Foreign Office zögerte, sei- 
ne Zustimmung hierzu auszusprechen, 
warnte der britische Botschafter in Kon- 
stantinopel, Sir Nicholas O’Connor, da- 
vor, daß ein solcher Schritt vom Osmani- 
schen Reich als feindseliger Akt betrach- 
tet werden würde und erinnerte an die 
frühere britische Anerkennung der türki- 
schen Souveränität über den gesamten 
Küstenabschnitt nördlich von Qatif (21). 


Die offizielle britische Haltung, gekenn- 
zeichnet durch die eigene Unsicherheit, 
läßt sich durch das Schreiben des India 
Office an Curzon vom 6. Januar 1899 ver- 
anschaulichen: "Wir wollen Kuwait nicht, 
aber wir wollen auch nicht, daß jemand 
anders es bekommt” (22). Über diese wi- 
dersprüchliche britische Haltung schreibt 
Friedrich Kochwasser: "Während Eng- 
land in einer Beziehung die Territorialho- 
heit der Türkei über Kuwait anerkannte, 
stellte es sich andererseits auf den Boden 


eines englisch-kuwaitischen Abkommens, . 


das darauf abzielte, gerade die Ausübung 
der türkischen Territorialhoheit über Ku- 
wait zu verhindern” (23). 

So entschied sich Salisbury nun für ein 
Abkommen mit Scheich Mubarak, das 
umgehend und ”geheim” abgeschlossen 
werden sollte. Um Mubarak ”von den 
Vorteilen eines solchen Abkommens zu 
überzeugen”, sollte ihm eine Bestechungs- 
summe von 10.000 Pfund ausgezahlt wer- 
den (24). Die britische Diplomatie ver- 
mochte jedoch für eine weit geringere Sum- 
me das Ziel zu verwirklichen. Nach Zah- 
lungeines Zehntels des Betrages wurde das 
Abkommen am 23.1.1899 abgeschlossen. 


en Engländern war nun klar, daß 
i sie sich mit dem Abkommen auf 
den Weg eines Krieges mit dem 

Osmanischen Reich begeben hatten. Die 
britische Flotte im Golf wurde daraufhin 
in Alarmbereitschaft versetzt. Mit be- 
währter Kanonenbootpolitik sollte deut- 
lich gemacht werden, daß Großbritannien 
notfalls gewaltsam einen türkischen Vor- 
stoß nach Kuwait verhindern würde. Kurz 
darauf zwang das britische Kriegsschiff 
’Perseus’ das türkische Kanonenboot ’Zu- 
haf, sich aus kuwaitischen Gewässern 
nach Basra zurückzuziehen. Die Pforte 
legte umgehend Protest ein und machte 
deutlich, daß britische Protektion für ei- 
nen Untertanen des Osmanischen Rei- 
ches illegitim wäre (25). 

Das Abkommen wurde gegen den Willen 
des Foreign Office unterzeichnet, das so- 
mit vor vollendeten Tatsachen stand. 
Auch das India Office war zurückhaltend. 
Für das India Office waren die türkischen 
Souveränitätsansprüche gewichtiger als 
die kuwaitischen nach Unabhängigkeit 

26). 

Nach einer entsprechenden deutschen 
Anfrage versicherte somit auch der briti- 
sche Botschafter in Berlin, Sir Frank Las- 
celles, daß Großbritannien weder eine 
Annexion Kuwaits noch ein Protektorat 
dort anstrebe; daß es vielmehr ein Ab- 
kommen mit dem Scheich geschlossen 
hätte, „obwohl dieser, technisch gesehen, 
Untertan des Sultans” wäre (27). 

Die deutsche Position in dieser Angele- 
genheit war eindeutig: Kuwait war Teil 
des Osmanischen Reiches, Deutschland 
betrachtete die Autorität des Sultans als 
: Teil des Status quo und die britischen 
Versuche, eine türkische Landung in Ku- 
wait zu verhindern, als Einschränkung der 
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KUWAIT 


IRAN. 


-— Howeiza-Sümpfe 
Provinz Chusistan 
„O Khorramshar 
SO Abadan 
N Shatt el Arab 
WARBAH 


Bubiyan 


„Der vom Irak ausgebaute Hafen Fao konnte wegen seines Niedrigwassers nur bedingt für den Erd- 
ölexport genutzt werden. Die Zufahrt zum Hafen Umm Kasr war durch die beiden zu Kuwait gehö- 


renden Inseln Warbah und Bubijan blockiert.“ 


türkischen Souveränität. Bestärkt wurde 
diese Position durch eine Note von 
Landsdowne an König Edward VII, in 
der festgestellt worden war, daß Großbri- 
tannien den Bau der Bagdad-Bahn nicht 
ablehnte und "keine Änderung im Status 
quo Kuwaits wünschte”. Die Note, die zur 
persönlichen Kenntnisnahme Edwards 
gedacht war, wurde von diesem unwis- 
sentlich während seiner Deutschlandreise 
1901 seinem Neffen Kaiser Wilhelm Il. 
ausgehändigt und diente damit den Deut- 
schen als zusätzliche britische Verpflich- 
tungserklärung (28). 


Landsdowne steckte in der Zwickmühle: 
”Ich hätte es für besser gehalten, wenn wir 
ihn (Mubarak) den Türken überlassen 
hätten und hätten Gott dafür gedankt, den 
Schurken los zu sein” (29). 

Das britische Vorgehen hatte eine eigene 
Logik entwickelt. Zurück ging es nicht 
mehr ohne Gesichtsverlust. Legale Hin- 
dernisse mußten nun schleunigst aus dem 


Weg geräumt, Ersatz gefunden werden, so _ 


z.B. hinsichtlich der Landesfahne. Der 
Scheich mußte überzeugt werden, nicht 


mehr die türkische Flagge zu hissen und 
seine Schiffe nicht mehr unter türkischen 
Hoheitszeichen fahren zu lassen. Aber 
welche Flagge sollte es sein? Das britische 
Kanonenboot "Pomone’ holte bald darauf 
im Dezember 1901 die türkische Fahne 
von einem kuwaitischen Fahnenmast ein, 
hißte dafür eine schwarz-weiße "Kuwait”- 
Flagge und informierte die türkischen Be- 
hörden, daß damit Kuwait als ”unabhän- 
gig” zu bezeichnen wäre und sie gefälligst 
das Land zu verlassen hätten. Daß selbst 
die Flagge des zukünftigen Staates eine 
britische Erfindung war, zeigt auch ein an- 
derer Flaggenentwurf des britischen Di- 
plomaten und langjährigen Golf-Residen- 
ten und späteren Hochkommissars von 
Irak, Sir Percy Cox (30). 

Auch die wegen ihrer strategischen Posi- 
tion heute umstrittenen, zu Kuwait gehö- 
renden beiden Inseln Bubiyan und War- 
bah wurden in dieser Zeit auf britische 
Initiative hin Kuwait zugeschlagen. Cur- 
zon genügte Mubaraks Anspruch, seine 
Fischer würden die Inseln als Rastplatz 
aufsuchen, um deren Übergabe von der 
Pforte zu verlangen (31). 
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Zu den Verfechtern einer maximalisti- 
schen Position und damit ein Curzon be- 
sonders eng verbundener Kolonialbeam- 
ter war der bereits erwähnte Percy Cox. 
Der ”Königmacher”, wie er wegen seiner 
Beziehung zu den Sauds und zu der Er- 
oberung Iraks im I. Weltkrieg und der 
nachfolgenden Aufstellung Faisals als Kö- 
nig bezeichnet wurde (32), drängte auf ei- 
ne Vorwärtsstrategie, damit „wir unsere 
Stellung in Kuwait ohne Verzug so stark 
wie möglich machen, nachdem wir einmal 
in dieser Frage die Hand an den Pflug ge- 
legt haben” (33). Für Lord Charles Har- 
dinge, den früheren britischen Gesand- 
schaftssekretär in Teheran (1896-98) und 
seinerzeitigen Vizekönig von Indien 
(1910-16) stand fest, daß ein türkischer 
Vorstoß nach Kuwait "einer völligen Ka- 
pitulation und Aufgabe unserer Position 
im Persischen Golf’ entspräche und 
machte nachhaltig auf die „übergeordnete 
Bedeutung unserer Vorherrschaft in jenen 
Gewässern” aufmerksam (34). Auch Sir 
Arthur Nicolson, der Hardinge als Under- 
Secretary im Foreign Office von 1910-16 
gefolgt war, unterstützte diese harte Posi- 
tion. Er schrieb Hardinge: "In der einen 
Frage müssen wir absolut hart bleiben, 
und zwar in Bezug auf Kuwait. Ich habe 
Außenminister (1905-1916 Sir Edward 
Grey dringend darauf hingewiesen, d. 
wir absolute Kontrolle über jenen Hafen 
haben, ihn ausbauen, seine Zölle verwal- 
ten und den Reinerlös den Türken über- 
führen sollten. Wie Sie bin ich absolut ge- 
gen eine türkische oder deutsche Präsenz 
an jenem Ort” (35). 
Britischer Hegemonieanspruch wurde 
ebenfalls in einem Memorandum vom 
29.7.1911 anläßlich von Verhandlungen 
mit den türkischen Behörden formuliert. 
Dort beanspruchte Großbritannien für 
sich das Recht auf "Vermessung, Beleuch- 
tung, Aufstellung von Bojen, Lotsentätig- 
keit, Polizei- und Quarantäneaufgaben” 
im gesamten Golfbereich. Die Türken leg- 
ten erneut Protest ein. Die türkische Posi- 
tion in Bezug auf Kuwait war bereits im 
Jahre 1900 durch den Außenminister 
Tevfik Pascha gegenüber dem britischen 
Botschafter in Konstantinopel, O’Conor, 
eindeutig formuliert worden. Demnach 
unterstand Kuwait "unbeschränkt und un- 
bestritten” der Territorialhoheit des Sul- 
tans, der dort, wie auch in den anderen 
Wilayets (Verwaltungsbezirken), entspre- 
chende Konzessionen zu erteilen befugt 
war (36). Den Briten ging es um Sicherung 
ihrer "”Monopolstellung” im Golf, wie es 
auch unverhohlen in britischen diplomati- 
schen Dokumenten heißt (37). Im Zuge 
des im September 1911 ausgebrochenen 
türkisch-italienischen Krieges wurden 
darüber hinaus britische Pläne entworfen, 
Doha, Umm Qasr, Bubiyan und ; beson- 
(38) bedeutsam - selbst Basra zu besetzen 
). 
Trotz dieser verhärteten Position war das 
Foreign Office bis 1912 immer noch der 
Ansicht, daß es schwierig sein dürfte, dem 
Anspruch, Kuwait als Teil der südiraki- 
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schen Provinz Basra abzutrennen, inter- 
national Geltung zu verschaffen. In einem 
Schreiben an Hardinge machte Alwyn 
Parker vom Foreign Office deutlich, daß 
diese britische Vorgehensweise das Os- 
manische Reich noch mehr in deutsche 
Arme treiben würde und stellte abschlie- 
Bend fest, "unser diplomatischer und hi- 
storischer Anspruch auf Kuwait ist mei- 
nes Erachtens sehr angreifbar und frag- 
würdig” (39). 

Die unversöhnliche Haltung Curzons hat- 
te sich jedoch inzwischen vollständig 
durchgesetzt. In einem Memorandum 
vom 6. Juni 1912 machte das India Office 
deutlich, daß in den laufenden Verhand- 
lungen mit den osmanischen Stellen nach 
Ausschluß Rußlands und Frankreichs 
klargestellt sein sollte, daß "allein durch 
die Kontrolle dieses Golfabschnittes 
Großbritannien Frachteinnahmen, Kon- 
trolle der Flußschiffahrt und Schutz des 
Golfes” gesichert wäre. Es forderte wei- 
terhin „die, wenn nötig, gewaltsame Auf- 
rechterhaltung” der britischen Position im 
Golf, „notfalls durch die Proklamation ei- 
nes Protektorats über Kuwait” (40). 

Der durch den türkisch-italienischen 
Krieg und die Balkankriege geschwächte 
türkische Stand bei den Verhandlungen 
war offensichtlich. Im März 1913 wurde 
ein britischer Vertragsentwurf vorgelegt, 
nach dem Kuwait einen autonomen Sta- 
tus, allerdings unter türkischer Oberho- 
heit (suzerainty), erlangen sollte. Der 
Scheich sollte in seinem Amt als von der 
Pforte bestätigter Beamter (Qaim Ma- 
qam) bleiben, Großbritannien zog auch 
seinen bisherigen Widerstand gegen die 
Entsendung eines türkischen Repräsen- 
tanten nach Kuwait zurück. Durch Zie- 
hung zweier Kreise, eines inneren und ei- 
nes äußeren, wurden die ”Landesgren- 
zen” festgelegt. Nichtsdestoweniger bestä- 
tigte Cox am 6. Juli 1913 Mubarak förm- 
lich dessen ”Unabhängigkeit” - trotz der 
ausdrücklich anderslautenden ”Autono- 
mie unter türkischer Oberhoheit” im er- 
wähnten Vertragsentwurf - und machte 
diesen in einem Herr-Knecht-Ton darauf 
aufmerksam, daß die britische Garan- 
tieerklärung für dessen Herrschaft "nur so 
lange währt, wie Sie ihre Verpflichtungen 
uns gegenüber wie bisher treu nachkom- 
men” (41). Zwei Wochen später wurde 
am 29.7.1913 der anglo-osmanische Ver- 
tragunterzeichnet (42). 

Ein ähnlicher Vertrag wurde bald darauf 
am 3. November 1916 mit dem Scheich 
von Qatar unterzeichnet, der dessen Ge- 
biet ähnlich wie bei den Staaten der Tru- 
cial Coast (heute: Vereinigte Arabische 
Emirate) unter britische Kontrolle brach- 
te und dieser sich ebenfalls verpflichten 
mußte, auf diplomatische Beziehungen 
mit anderen Mächten zu verzichten und 
ihnen kein eigenes Territorium zu über- 
lassen. Das britische "Monopol” wurde zu 
einem Würgegriff. Aber erst ein Schreiben 
von Cox an Mubarak vom 3. November 
1914, nach Kriegsausbruch, in dem er 
diesen auffordert, die britischen Kriegsan- 


strengungen bei der ”Befreiung” Basras 
tatkräftig mitzutragen, wird generell als 
britische Protektoratserklärung an Kuwait 
interpretiert. Als Gegenleistung für Mu- 
baraks Kriegsteiinahme wird dort erst- 
mals von einer britischen Anerkennung 
Kuwaits als ”unabhängigem Staat unter 


“ britischer Protektion” gesprochen (43). 


us dem kurzfristigen Ziel, einen 
deutschen Zugriff auf einen Golf- 
hafen zu verhindern, ist der Staat 
Kuwait entstanden. Daß die willkürlich 
gezogenen Grenzen Grundstock eines 
fortdauernden Konfliktes sein würden, 
war gerade den damaligen britischen Ko- 
lonialbeamten bewußt. Die künstlich ge- 
zogenen Grenzen würden auf lokaler 
Ebene nicht nachvollzogen werden und 
Ursache ständiger Reibereien bleiben, be- 
merkte der an der Grenzziehung beteiligte 
britische Resident in Kuwait (1909-15) 
mit dem so schönen Namen W.H. Shake- 
ar (44). 
er diese ”völkerrechtlich abnorme Si- 
tuation” (45) schreibt der arabische Hi- 
storiker Zaki Saleh: "Selten in der langen 
Geschichte des Osmanischen Reiches hat 
eine fremde Intervention in einer solchen 
Weise stattgefunden wie in Kuwait, mit 
dem Resultat, daß eine vollständige de 
facto-Oberhoheit durch eine fremde 
Macht über einen osmanischen Unterge- ' 
benen erlangt werden konnte, dessen de 
jure-Untertanenpflicht dem Sultan gegen- 
über gleichzeitig von allen Beteiligten be- 
kräftigt wurde. Es ist ein signifikantes Bei- 
spiel, dessen Bedeutung noch nicht genü- 
gend Berücksichtigung gefunden hat” 
(46). Der Status von Kuwait vor 1899 
wird zutreffenderweise als der eines ”Va- 
sallenstammes”, der von 1899-1914 als 
der eines ”Vasallenstaates” bezeichnet 
(47). 


ebietsansprüche des Irak auf Ku- 

wait gab es faktisch seit der Grün- 

dung des Irak 1921, was immer 
wieder Anlaß zu Spannungen zwischen 
beiden Ländern gab, so z.B. 1937. Mit der 
Beendigung der britischen 
Schutzherrschaft am 19. Juni 1961 und 
der formellen Proklamation der Unab- 
hängigkeit Kuwaits wurde gleichzeitig ein 
Beistandspakt zwischen Großbritannien 
und Kuwait abgeschlossen. Schon sechs 
Tage später erhob der Irak erneut Ge- 
bietsansprüche und massierte Truppen 
entlang der Grenze. Die auf Ersuchen des 
Emirs von Kuwait erfolgte Landung briti- 
scher Truppen verhinderte einen Über- 
griff des damaligen irakischen Machtha- 
bers, General Kassem. Im gleichen Jahr 
wurde Kuwait trotz irakischen Einspruchs 
Mitglied der Arabischen Liga. Am 4. Ok- 
tober 1963 erkannte der Irak schließlich 
die gemeinsamen Grenzen formell an und 
erhielt dafür von Kuwait einen über 25 
Jahre währenden zinslosen Kredit (48). 
Vor allem seit der Machtübernahme des 
Baath-Regimes im Juli 1968 suchte der 
Irak die Führungsrolle in der arabischen 


Welt. Der von ihm ausgebaute Hafen Fao 
an der Schatt-Mündung konnte wegen sei- 
nes Niedrigwassers nur bedingt für den 
Erdölexport genutzt werden. Die Zufahrt 
zum Hafen von Umm Qasr, durch die bei- 
den zu Kuwait gehörenden Inseln Bu- 
biyan und Warbah blockiert, war auch 
nicht günstiger. Als die Kuwaitis 1972 es 
ablehnten, einer erneuten irakischen Kre- 
ditforschung zu entsprechen, wurden wie- 
derum irakische Truppen an der gemein- 
: samen Grenze zusammengezogen. Der 
irakische Außenminister machte seiner- 
zeit deutlich, daß der Irak die beiden In- 
seln beansprucht, ”damit Irak ein Golf- 
staat werden kann” (49). 
Kamran Ekbal 
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Daß es im Golfkrieg auch um eine 
Neudefinition der Landkarte des 
Nahen und Mittleren Ostens ging, 
belegen die nach Ende der Kampf- 
handlungen ausgebrochenen Unru- 
hen im Irak — schitisch gefärbt im 
Süden, von Kurden organisiert im 
Nordwesten und durch Gebietsan- 
sprüche auf Mosul und Umgebung 
ra angeheizt durch die Tür- 
ei. 
Daß Überlegungen hinsichtlich ei- 
ner weiteren Balkanisierung des 
arabischen Ostens angestellt wer- 
den, belegt auch ein israelisches 
Strategiepapier aus dem Jahre 
1982, das weitreichende „Gedan- 
kenspiele” hinsichtlich der Zertei- 
lung der einzeinen arabischen Staa- 
ten entlang ethnischer und konfes- 
sioneller Grenzlinien entwickelt. 
Das Papier, von einem hochrangi- 
gen Beamten des israelischen Au- 
Benministeriums wenige Monate 
vor der israelischen Invasion im Li- 
banon veröffentlicht, stellt in Bezug 
auf den Irak fest: „Irak, auf dereinen 
Seite reich an Spannungen und Ia- 
tentem Haß, ist ein sicherer Kandi- 
dat für Israels Ziele. Die Zersetzung 
des Irak ist noch wichtiger als die 
Syriens (...). 
Jede Form von innerarabischen 
Konfrontationen wird uns kurzfri- 
stig nützen und den Weg zum hö- 
heren Ziel abkürzen, nämlich Irak in 
Sektenbereiche zu zerstückeln, wie 
Syrien und Libanon. Im Irak ist eine 
Aufteilung in Provinzen auf ethni- 
scher Basis möglich, genau wie in 
Syrien zu ottomansichen Zeiten. So 
wird es rund um die drei bedeuten- 
den Städte Basra, Bagdad und Mo- 
sul drei (oder mehr) Staaten geben, 
und die schiitischen Gebiete im Sü- 
den werden vom mehrheitlich sun- 
nitischen und kurdischen Norden 
abgetrennt. Möglicherweise wird 
bereits die gegenwärtige iranisch- 
irakische Konfrontation diese Pola- 
risierung verschärfen”. 
Auszüge des Papiers zitiertnach Kamran 
Ekbal: Israel und die Rekonfessionalisie- 
rung des Nahostkonfliktes, in den blät- 
tern des iz3w Nr. 150, Juni 1988. 
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Bündnisfall und Grundgesetz? 


Vor allem von sozialdemokratischer 
Seite wird in letzter Zeit versucht, die 
Einbeziehung der Bundeswehr in den 
Golfkonflikt als verfassungswidrig dar- 
zustellen. Der nachfolgende Beitrag 
will sich auf eine derartige „rosarote“ 
Grundgesetzauslegung nicht einlas- 
sen, sondern vielmehr eine möglichst 
sachliche Darstellung der Rechtslage 
und der herrschenden Kräfteverhält- 
nisse geben. Dabei soll die Gefahr ver- 
mieden werden, den Blick der Anti- 
Kriegs-Bewegung allzusehr nach 
Karlsruhe (zum Sitz des Bundesverfas- 
sungsgerichts) zu lenken. Nur wenn 

- die Bewegung auf die eigenen politi- 
schen Argumente vertraut, kann sie 
vermeiden, daßeindie Regierungspoli- 
tik bestätigender Richterspruch (der 
wohl zu erwarten wäre) ihr den Wind 
aus den Segeln nimmt. 
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ie USA entdeckten 1979, daß sie 
D auf Konflikte in der Dritten Welt 

nicht ausreichend vorbereitet sei 
und begann, sogenannte „schnelle Ein- 
greiftruppen“ aufzustellen. Von Beginn an 
ging es dabei schwerpunktmäßig um Ein- 
sätze in der arabischen Golfregion, dadort 
laut der sogenannten „Carter Doktrin“ die 
„Lebensinteressen der USA“ militärisch 
„verteidigt“ werden sollten.Seitdieser Zeit, 
also seit 1979, drängt die USA die westeu- 
ropäischen Staaten zu einer Beteiligung an 
ihren Aktionen. 
Das Auswärtige Amt stellte 1981 ineinem 
Gutachten für die Bundesregierung fest, 
daß das Grundgesetz Einsätze der Bundes- 
wehr außerhalb des NATO-Gebietes (sog. 
„out of area“-Einsätze) nicht zulasse. Diese 
Einschätzung blieb auch nach der Wende, 
1982, offizielle Regierungsposition. Die 
USA fanden sich mit dieser Konstellation 
ab und suchten nach anderen Möglichkei- 
ten des „burden sharings“, also der Lasten- 
teilung. So wurde 1980 der Aktionsbereich 
der Bundesmarine innerhalb der NATO 
bisindas Nordmeerhinein ausgeweitet,um 
die US-Flotte zu entlasten. 1982 schlossen 
die USA dann mit der Bundesregierung 
den Wartime-Host-Nation-Support- 
Vertrag (WHNS;) ab, mit dem die BRD zur 
Transitstelle für US-Einsätzeinder Dritten 
Welt ausgebaut wurde. 
Neue Nahrung erhielt die Diskussion um 
out-of-area-Einsätze der Bundeswehr 
1987, als die USA zur Sicherung kuwaiti- 
scher Tanker mit starker Flottenpräsenz in 
den Golfkrieg zwischen Iran und Irak ein- 
griffen. Unter dem Druck der anderen 
westlichen Industrienationen weitete die 
BRD den Aktionsraum der Bundesmarine 
damals bis ins Mittelmeer aus, blieb jedoch 
beiihrer Ablehnungeiner direkten Beteili- 
gung im Golf. 
Nachdem der Jurist und damalige Vertei- 
digungsminister Scholz 1988 mit der Be- 
hauptung an die Öffentlichkeit trat, das 
Grundgesetz verbiete „out ofarea“-Einsät- 


zeder Bundeswehr garnicht, wurde ausder 
bis dahin nur in juristischen Kreisen ge- 
führten Debatteeine politische Diskussion. 
Ein weiteres Jahr später, 1989, entsandte 
das Bundeskabinett erstmals Bundes- 
grenzschutzpolizisten im Rahmen einer 
UNO-Mission. Als Teil einer 1000-köpfi- 
gen UNO-Truppe dienten die 50 Deut- 
schen zur Wahlüberwachung in Namibia. 
Als sich die USA nach der Besetzung Ku- 
waits durch den Irak 1990 erneut im Golf 
breitmachten, tauchte sehr schnell wieder 
die Frage nach einer Beteiligung deutscher 
Truppenkontingente auf. Diese Frage ist 
auch trotz unzähliger anderer mili- 
tärischer,: logistischer und finanzieller 
Hilfsleistungen der Bundeswehr nicht 
mehr verstummt. 


Die verfassungsrechtliche Lage 


Über drei verschiedene Szenarien zerbre- 
chen sich Verfassungsrechtler und Politi- 
ker derzeit die Köpfe. Die Einsatzmöglich- 
keiten der Bundeswehr unterscheiden sich 
nämlich je nachdem, ob die Bundesrepu- 
blik selbst militärisch angegriffen wird, ob 
ein NATO-Bündnispartner angegriffen 
wurde oder ob sonstige Interessen der 
BRD von einem Konflikt irgendwo in der 
Welt berührt sind. Von alledem zu unter- 
scheiden ist noch die Frage, in welcher 


“ Formsichdie Bundeswehr anmilitärischen 


Aktionen der UNO beteiligen darf. 

Wenn im folgenden das Wort „Verteidi- 
gung“ benutzt wird, dann nur mit Anfüh- 
rungszeichen versehen, da internationale 
Krisen in der Regel so komplex sind, daß 
Aggression und Verteidigung unentwirr- 
bar ineinander übergehen. Die derzeitige 
Verwicklung der Türkei ist wohl ein gutes 
Beispiel hierfür. 

Verfassungsrechtlicher Ausgangspunkt 
der Untersuchung ist Art.87 aGG, derbe- 
sagt: „Außer zur Verteidigung dürfen die 
Streitkräfte nur eingesetzt werden. soweit 
es dieses Grundgesetz ausdrücklich zu- 


läßt.“ Die ausdrücklich zugelassenen Ein- 


sätze beziehen sich vor allem auf Einsätze 
im Innern, namentlichbei Unruhenoderim 
Katastrophenfall. Für Einsätze nach außen 
kämeesdeshalbim wesentlichen daraufan, 
ob sie der Verteidigung dienen oder nicht. 
Eine Mindermeinung will sich diese Prü- 
fung und alle weiteren Szenarien jedoch er- 
sparen, indem sie davon ausgeht, dieser 
Grundgesetz-Artikel regele ausschließlich 
den innerstaatlichen Bundeswehreinsatz. 
Wenn dem so wäre, gäbe es keinerlei Be- 
schränkungfür dennach außen gerichteten 
Streitkräfteeinsatz außer dem Verbot des 
Angriffskrieges gemäß Art. 26 GG. Die 
herrschende Meinung hält Art. 87a jedoch 
für eine umfassende Grundnorm des Ver- 
hältnisses von Staat und Armee. Sie muß, 
da derzeit keine ausdrückliche Zulassung 
von nach außen gerichteten Streitkräfte- 
einsätzen im Grundgesetz festgeschrieben 
ist, also vor allem prüfen, obein bestimmter 
Einsatz zur Verteidigung der BRD dient 
oder nicht. Zur Erinnerung: Art. 87 aGG 
lautet: „Außer zur Verteidigung dürfen die 
Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit 
es dieses Grundgesetz ausdrücklich zu- 
läßt.“ 

Prüfen wir also die eben erwähnten Fälle: 

Der erste Fall: die BRD selbst wird mili- 
tärisch angegriffen. Hier kann die Bundes- 
wehr unstreitig auch auf gegnerisches Ter- 
ritorium vorstoßen, soweit dies der Vertei- 
digung dient. Dies ergibt sich aus Art. 25 
GG, der die allgemeinen Regeln des Völ- 
kerrechts dem Verfassungsrecht gleich- 
stellt. Diese völkerrechtlichen Regeln sind 
für die hier relevante Frage in der Charta 
der Vereinten Nationen verbindlich und 
abschließend festgelegt. Nach dieser Char- 
ta gilt ein allgemeines Gewaltverbot"), das 
nur zu Zwecken der Selbstverteidigung 
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durchbrochen werden darf?. Zwar sind 
derartige Selbstverteidungsmaßnahmen 
völkerrechtlich nach bestimmten Prinzi- 
pien beschränkt (z.B. dürfen sie nicht un- 
proportional zur Angriffshandlung sein). 
Festzuhalten bleibt hier jedoch, daß die 
Bundeswehrzur Verteidigungder BRDge- 
gen einen bewaffneten Angriff auch auf 
fremdes Territorium vorstoßen darf. 
Kriegsgebiet wäre dann das gesamte 
Staatsgebiet der beteiligten Staaten. Ein 
Angriff aufdie Bundesrepublik lägejedoch 
z.B. bereits bei einem Angriff auf deutsche 
Truppenteile in der Türkei vor, eventuell 
genügt sogar der Angriff auf ein einziges 
deutsches Handelsschiff irgendwo in der 
Welt? 

Zweiter Fall: Ein anderer NATO-Staat, 
z.B. die Türkei, wird angegriffen. Unstreitig 
istdamitnnach Artikel$5desNATO-Vertra- 
ges der Bündnisfall ausgelöst. Die Bundes- 
wehr muß in diesem Fall nicht militärisch 
beistehen, aber nach herrschender Mei- 
nung kann sie es. Dem steht nach herr- 
schender Meinung auch nicht entgegen, 
daß Art. 115 a GG die Feststellung des 
Verteidigungsfalles an einen Angriff auf 
das Bundesgebiet bindet. Nach herrschen- 
der Meinung hat Art. 115 a GG nämlich 
nur die Funktion, die innerstaatliche 
Rechtsordnung auf den Verteidigungsfall 
umzustellen. Diese Umstellung sei in der 
Tat nur bei einem Angriff auf das Bundes- 
gebiet erforderlich. Dies bedeute jedoch 
keine Sperrwirkung derart, daß ein Streit- 
kräfteeinsatz zur Verteidigung nur dann 
möglich sei, wenn zuvor das Bundesgebiet 
angegriffen wurde. Denn damit könnte die 
Bundeswehr nie aufgrund von Bündnisver- 
pflichtungen eingesetzt werden. Die Erfül- 
lung von Bündnispflichten jedoch sei ein 


vonder UNO-Charta®) ebenfalls gedeckter 
Fall der „kollektiven“ Selbstverteidigung. 
Und kollektive Selbstverteidigung seieben 
auch Verteidigung im Sinne des Art. 87 a 
GG.? Teilweise wird hiergegen argumen- 
tiert, daß die Türkei, den Bündnisfall pro- 
voziere. Völkerrechtlich liegt eine Provo- 
kation aber so lange nicht vor, solange sich 
die von der Türkei, genehmigten Mili- 
täraktionen im Rahmen des UNO-Auftra- 
ges bewegen, also „zur Befreiung Kuwaits“ 
dienen. Auf die dahinterliegenden Regio- 
nalmachtambitionen der Türkei kann es 
dabei wohl nicht ankommen (oder hält je- 
mand eine völkerrechtliche Gesinnungs- 
haftung für wünschenswert?). Die Grenze 
des Völkerrechts ist erst dann eindeutig 
überschritten, wenn Militäraktionen nur 
noch dem Kampf gegen den Irak gelten 
(z.B. wenn dieser sich zwischenzeitlich aus 
Kuwait zurückgezogen hat). Da in diesem 
Fall nicht mehr im UNO-Auftrag agiert 
wird, läge eine Aggression der NATO vor, 
die keinen Bündnisfall auslösen kann. So- 
lange sich die Aktionen jedoch im Rahmen 
gegen die Türkei als Aggression gegen ein 
NATO-Land gelten. Die NATO könnte 
dann solange daskollektive Selbstverteidi- 
gungsrecht der Türkei wahrnehmen, bis 
der Weltsicherheitsrat die Sache an sich 
zieht. 

Umsrrittener ist jedoch, ob die Bundes- 
wehr bei derartigen Einsätzen im Bündnis- 
fall an die Grenzen des NATO-Bündnisge- 
biets gebunden ist. Nur dann stellen sog. 
out-of-area-Einsätze überhaupt ein Pro- 
blem dar. Eine Begrenzung auf das Ver- 
tragsgebiet vertritt zur Zeit z.B. noch die 
Bundesregierung. Immer häufiger wird 
deminletzter Zeitjedoch von Völkerrecht- 
lern entgegengehalten, es komme nur da- 
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rauf an, daß sich das angegriffene Objekt 
ee ein Schiff oder ein Flugzeug oder ein 

d) innerhalb des Vertragsgebietes be- 
Ande) Für die Gegenreaktion der NATO 
soll es nach dieser Meinung dagegen keine 
Grenzen geben. Zur kollektiven Selbstver- 
teidigung im Bündnisfall könnte nach die- 
ser - inzwischen wohl herrschenden juristi- 
schen - Meinungdie Bundeswehr also welt- 
weit eingesetzt werden. 


Der dritte Fall: Angegriffen wird nicht ein 
NATO-Land, sondern ein anderes Land, 
in dem aber strategische deutsche oder 
NATO-Interessen berührt sind. In diesem 
Fall ist der Umweg über die kollektive 
Selbstverteidigung nicht mehr möglich, da 
diese verfassungsrechtlich an Bündnis- 
pflichten gebunden ist. Es kommt deshalb 
entscheidend darauf an, ob ein mili- 
tärisches Eingreifen aufgrund bloßer stra- 
tegischer Interessen noch als Verteidigung 
der BRD angesehen werden kann oder 
nicht. Einige juristische Hardliner schrek- 
ken auch vor dieser Konstruktion nicht zu- 
rück. Die herrschende Meinung besteht je- 
doch auf einer engen Auslegung. Verteidi- 
gung sei demnach nur gegen einen bewaff- 
neten Angriff auf die BRD selbst möglich. 
Die Beeinträchtigung wirtschaftlicher oder 
militärischer Interessen außerhalb des 


NATO-Gebietes könne kein militärisches. 


Eingreifen der Bundeswehr rechtfertigen. 
Eine Rolle der Bundeswehr als selbststän- 
diger Weltpolizist wäre nach heutigem 
Meinungsstand also nicht möglich. 


Der vierte Fall ist der in letzter Zeit am häu- 
figsten diskutierte: irgendwo in der Welt 
findet ein völkerrechtswidriger Vorfall 
statt, der vom Weltsicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen aufgegriffen wird. Der Si- 
cherheitsrat hat dann zwei Möglichkeiten 
des Eingreifens. Entweder er identifiziert 
den Aggressor und verhängt militärische 
Sanktionen‘) wie jetzt gegen den Irak, oder 
er schickt eine Friedenstruppe, sog, Blau- 
helme?), die die Konfliktparteien, ohne die 
eine Seite gegen dieandere zu unterstützen, 

auseinanderhalten soll. Zwischen beiden 
Fällen wird in der derzeitigen innenpoliti- 
schen Debatte kaum differenziert. Dort ist 
in der Regel nur von Einsätzen im Rahmen 
der UNO-Satzung die Rede. In ihrer Ge- 
fährlichkeit unterscheiden sich die beiden 
Einsatzarten jedoch deutlich. Dabei sollte 
allerdings beachtet werden, daß auch eine 
F riedenstruppe bei Änderung der Situa- 
tion noch in eine Sanktionstruppe umge- 
wandelt werden kann. 

Befürworter einer Teilnahme deutscher 
Truppen an derartigen UNO-Aktionen ar- 
gumentieren auf dreierlei Ebenen. Zumei- 
nen beziehen sie sich auf Art. 24 II GG, der 
die Einordnung der BRD in ein System ge- 
genseitiger kollektiver Sicherheit zuläßt. 

Die UNO ist ein solches System. Zwar er- 
laubt Art. 24 nicht wie von Art. 87 a gefor- 
dert „ausdrücklich“ den Einsatz von Streit- 
kräften, diese Bedenken sollen jedoch, so 
diese Meinung, um der „Einheit der Ver- 
fassung“ willen als nachrangig zurückzu- 
stehen. Oder man sagt, daß die Beteiligung 
an einer UNO-Friedenstruppe im Ver- 


gleich zur militärischen Selbstverteidigung 
eine weniger einschneidende Maßnahme 
sei und deshalb von der Befugnis zur Ver- 
teidigung mitgedeckt sei. Die dritte Argu- 
mentationslinie läßt die Verfassungeinfach 
hinter einer angeblich aus der UNO-Char- 
ta resultierenden, tatsächlich aber wohl 
nicht existierenden völkerrechtlichen 
Pflicht zur Beteiligung an UNO-Kontin- 
genten zurückstehen. Diese Argumente 
werden inzwischen von der Mehrzahl der 
zu diesem Thema erschienenen juristi- 
schen Aufsätze und Monographien geteilt. 
Dem stehen zur Zeit noch die übereinstim- 
menden Auffassungen von Regierung und 
Opposition entgegen, daß deutsche UNO- 
Truppen-Einsätze erst nach einer Verfas- 
sungsänderung möglich seien. Allerdings 
versuchte Kohl bereits zu Beginn der Ku- 
wait-Krise auszuscheren, alser ein gemein- 
sames Handeln westeuropäischer Regie- 
rungschefszueinerausreichenden Voraus- 
setzung für die Entsendung deutscher 
Truppen aufwerten wollte. 


Großzügige 
Verfassungsinterpretation 
oder  Grundgesetzänderung? 


Wie wir gesehen haben, bietet die juristi- 
sche Diskussion jedoch genügend An- 
knüpfungspunkte, das Ziel auch ohne 
Grundgesetzänderung zu erreichen, falls 
diese nicht durchsetzbar sein sollte. Ob es 
deshalb Zieleiner Kampagne sein kann, die 
Grundgesetzänderung zu verhindern, ist 
fraglich. Beziehen müßte sich eine derarti- 
geKampagneinersterLinieaufdieSPD,da 
ohne sie eine Zweidrittel-Mehrheit füreine 
Verfassungsänderung nicht zustandekom- 
men kann. Die Beschlußlage der SPD als 
Partei ist eindeutig gegen eine derartige 
Grundgesetzänderung. Andererseits wa- 
ren es aber auch gerade eher linke SPD- 
Abgeordnete, die den Vorschlag einer 
Grundgesetzänderung 1988 aufgebracht 
haben. Sie wollten mit einer ausdrückli- 
chen Beschränkung der Bundeswehr auf 
UNO-Einsätze einer weiten Grundgesetz- 
auslegung, wie sie auch vom damaligen 
Verteidigungsminister Scholz vertreten 
wurde, den Boden entziehen. Meiner Auf- 
fassung nach sollte sich die antimilitaristi- 
sche Bewegung weder für eine Grundge- 
setzänderung in beschränkender Absicht 
noch ausdrücklich gegen sie aussprechen. 
Vielmehr sollte sie in der Debatte so nach- 
drücklich wie möglich vertreten, daß wir 
jegliche militärische Form der Konfliktaus- 
tragung ablehnen, sei es im Auftrag der 
UNO oder der NATO. Anstatt der Bun- 
deswehr neue Aufgaben zu besorgen, soll 
sie abgerüstet werden. Können wir damit 
viele Menschenüberzeugen, wird weder ei- 
ne Grundgesetzänderung durchkommen, 

noch werden sich die Phantasien der Völ- 
kerrechtler in praktische Politik umsetzen 
lassen. Denn das Bundesverfassungsge- 
richt als staatliche Integrationsinstanz sieht 
inder Regel mehr aufdie gesellschaftlichen 


Kräfteverhältnisse als in die juristische 
Fachliteratur. 

Wer aber entscheidet über den deutschen 
Truppeneinsatz in Krisenregionen? Die 
SPD versuchte hier, ein Lanze für das Par- 
lament zu brechen, steht aber verfassungs- 
rechtlich auf ziemlich verlorenem Posten. 
Denn nach herrschender Auffassung steht 
im Rahmen der Gewaltenteilung das Parla- 
ment nicht über den beiden anderen Ge- 
walten,der Rechtssprechung und eben der 
durch die Regierung verkörperten Exeku- 
tive. Gerade in außenpolitischen Angele- 
genheiten sieht das Bundesverfassungsge- 
richt einen Kernbereich der Zuständigkeit 
der Exekutive, weilhier schnellund flexibel 
reagiert werden müsse. So hat das Verfas- 
sungsgericht sogar die Zustimmung zur 
Stationierung der US-Mittelstreckenrake- 
teninderBRD alsreine Regierungsangele- 
genheit bezeichnet®). Wenn das Parlament 
mit dem Regierungshandeln nicht einver- 
standen sei, könne es sich ja eine neue Re- 
gierung wählen, meinte das Gericht. 
Solange durch die Verlagerung einer Ent- 
scheidung auf die Regierung nur ein einfa- 
cher Mehrheitsbeschluß des Bundestags?) 
umgegangen wird, ändert sich im politi- 
schen Ergebnis wohl wenig. Mit dem Ein- 
satz deutscher Streitkräfte in Krisengebie- 
ten könnte jedoch die Feststellungdes Ver- 
teidigungsfalls vorweggenommen werden, 
die gemäß Art. 115a GG mit Zwei-Drittel- 
Mehrheit erfolgen muß. Denn was nützt 
der Opposition ihre Sperrminorität, wenn 
infolge des von der Regierung beschlosse- 
nen Truppeneinsatzes später das Bundes- 
gebiet angegriffen wird und spätestens 
dann der Verteidigungsfall!® ohnehin ein- 
getreten ist? Ein Angriff auf das Bundesge- 
biet mag in der derzeitigen Krise wenig 
wahrscheinlich sein, doch können diesel- 
ben Bedenken auch bezüglich des sog, 
Spannungsfalls vorgebracht werden. Der 
Spannungsfall ist festzustellen im Falle in- 
ternationaler Krisen, die Vorbereitungen 
aufden Verteidigungsfall erfordern. Erlöst 
die Anwendung einer Vielzahl von Not- 
stands- und Sicherstellungsgesetzen aus. 
Auch er ist eigentlich!" mit Zwei-Drittel- 
Mehrheit festzustellen. Seine parlamenta- 
rische Feststellungkann aber nicht nur vor- 
weggenommen, sondern sogar formge- 
recht umgangen werden. Das Grundgesetz 
räumt nämlich NATO-Gremien!? die 
Kompetenz ein, mit Zustimmung der Bun- 
desregierung die Anwendung der Not- 
standsvorschriften auch ohne innenpoliti- 
sche Feststellung des Spannungsfalles zu 
beschließen. Mit ihrem Beharren auf De- 
mokratie hat die SPD also höchstens einige 
Lerneffekte über unsere Verfassungsord- 
nungausgelöst, vielbewirken wird sieange- 
sichts der bestehenden Struktur des 
Grundgesetzes nicht. 


Dreh- und Angelpunkt in Krisensituatio- 
nen ist also die Bundesregierung. Sie ist es 
auch gegenüber NATO-Gremien, denn 
der NATO-Vertrag beinhaltet keine auto- 
matische militärische Beistandspflicht. 
Vielmehr kann im Bündnisfall jede Regie- 
rung selbst entscheiden, was sie für erfor- 
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derlich hält und was nicht.!? Dies stellt ei- 
nen wesentlichen Unterschied dar zum 
Vertrag der Westeuropäischen Union 
(WEU). Diese war Vorläuferorganisation 
der NATO und soll nun im Zuge europäi- 
scher Weltmachtambitionen wiederbelebt 
werden. Dort gilt eine automatische mili- 
tärische Beistandspflicht. Hier liegt meiner 
Meinung nach auch der zentrale Anknüp- 
fungspunkt für die Antikriegsbewegung. 
Was innenpolitisch nicht durchsetzbar ist, 
kann die Bundesregierung außenpolitisch 
auch nicht zulassen. In der Erzeugung von 
Druck auf die Bundesregierung sehe ich je- 
denfalls ein geeignetes Mittel als die Versu- 
che, den NATO-Vertrag restriktiv auszu- 
legen. Letzteres geht doch zu sehr an der 
jahrelangen Debatte der Friedensbewe- 
gung vorbei, die sich um die Frage drehte, 
ob die NATO nicht eher ein Aggressiv- als 
ein Defensivbündnis sei. Wer beider Argu- 
mentation gegenüber der Bundesregierung 
nicht auf rechtliche Rückendeckung ver- 
zichten will, kann mit einer Mindermei- 
nung argumentieren, Art. 26 GG enthalte 
nicht nur eine Verbotsnorm (Verbot des 
Angriffkrieges), sondern auch das Gebot 
zu einer umfassenden Friedenspolitik. 
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Anmerkungen 

1 Art. 2 Nr. 4 UNO-Charta 

2 Art. 51 UNO-Charta 

3 nach einer anderen Meinung muß jedoch ein Angriff 
auf die gesamte Handelsflotte der BRD vorliegen, vgl. 
AK 326v.14.1.91.S.8Fn. 12; zu den Schwierigkeiten, 
den Begriff des „Angriffs“ völkerrechtlich in den Griff 
zu bekommen, vgl. Menzel/Ipsen 1979, 8 61 III 

4 vgl. Art. 51 UNO-Charta 

5 Aufdie Frage,obdieNATO ein Systemgegenseitiger 
kollcküver Sicherheit gem. Art. 24 II GG ist,kommt es 
hierbei weniger an, sofern man mit der h.M. annimmt, 
daß dieNATO ein Defensiv-Bündnis ist, sodaß dieEr- 
füllung defensiver Bündnispflichten der in Art. 87 a 
GG vorgenommenen Beschränkung der Bundeswehr 
auf Verteidigungsaufgaben nicht widerspricht. 

6 gem. Art. 42 UNO-Charta 

7 auf der Grundlage von UN-Gewohnheitsrecht vgl. 
Frowein 1990, 3 

8 BVerfGE 69, 1 ff 

9 gem. Art. 59 11 GG 

10 gem. Art. 115 aIV GG 

11 gem. Art.80 a GG 

12 gem. Art. 80 a III GG 

13 gem. Arı. VNATO-Vertrag 
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Art. 51 der Charta der 


Vereinten Nationen 
Selstverteidungsrecht bis zum. Ein- 
greifen des Sicherkeltsrates 

Diese ChartabeeinträchtigtimFalleeines 
bewaffneten Angriffs gegen.ein Mitglied: 
der Vereinten Nationen keineswegs.das | 
naturgegebene Recht zur individuellen 
oder kollektiven Selbstverteidigung, bis 
der Sicherheitsrat die zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen $i- 
cherheit erforderlichen Maßnahmen ge- 
troffen hat. Maßnahmen, dieein Mitglied 
in Ausübung dieses Selbstverteidi 

rechts trifft, sind dem Sicherheitsrat so- 


‚fort anzuzeigen; sie berühren in keiner 


Weise dessen auf dieser Charta beruhen- 
de Befugnis und Pflicht, jederzeit die 


“ Maßnahmen zu treffen, die er zur Wah- 


zung oder Wiederherstellung des Welt- 
friedens und der internationalen Sicher- 


heitfürerforderlich hält. 


Nato-Vertrag 
Artikel V 
Die Parteien vereinbaren, daßeinbe- 
waffneter Angriff gegen eine oder _ 
mehrere von ihnen in Europa oder 
Nordamerika als ein Angriff gegen 
sie alle angesehen werden wird; sie 
vereinbarendaher,daßBimFalleeines | 
solchen bewaffneten Angriffs jede 
vonihnenin Ausübungdesin Artikel 
51 der Satzung der Vereinten Natio- 
nen anerkannten Rechts der indivi- _ 
duellen oder kollektiven Selbstver- 
teidigung der Partei oder den Par- 
teien, die angegriffen werden, Bei- 
stand leistet, indem jede von ihnen 
unverzüglich für sich und im Zusam- 
menwirken mitden anderen Parteien 
die Maßnahmen, einschließlich der 
Anwendungvon Waffengewalt, trifft, : 
die sie für erforderlich: erachtet, um 
die Sicherheit des nordatlantischen _ 
Gebiets wiederherzustellen und zu 
erhalten. 
Von jedem bewaffneten Angriff und 


„allen. daraufin getroffenen Gegen- 


maßnahmen ist unverzüglich demSi- 
cherheitsrat Mitteilung zu machen. 
Die Maßnahmen sind einzustellen, _ 
sobald der Sicherheitsrat diejenigen 


..Schritte unternommen hat; die not- 
. wendig sind, um den internationalen 


Frieden und die intemationale Si- 
cherheit wiederherzustellen und zu 
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Pazifismus - ja, aber... 


Kann man die israelische Zivilbevölkerung mit Raketen schützen? 


anche Thesen, die zur Rechtfer- 

tigung des Golfkrieges vorge- 

bracht wurden, haben Teile der 
Friedensbewegung in Verwirrung ge- 
stürzt. 
Die zentrale Rechtfertigungsthese für den 
Angriff der .alliierten Truppen auf den 
Irak lautet etwa so: Angesichts der Unzu- 
verlässigkeit und Aggressivität der iraki- 
schen Führung, personifiziert in der Ge- 
stalt Saddam Husseins, sei das Mili- 
tärpotential Iraks zu einer Bedrohung für 
andere Länder der Region geworden, ins- 
besondere für Israel. Diese Bedrohung 
könne nicht durch Embargo oder Blocka- 
de, sondern nur durch einen militärischen 
Angriff, die „Zwangsabrüstung“ Iraks, be- 
seitigt werden. Hierzu sei der Einsatz aller 
verfügbaren Mittel des modernen Krieges 
legitim, möglicherweise sogar der Einsatz 
der Atombombe. Auch militärische Maß- 
nahmen, die nur schwer mit dem Ziel der 
- Vernichtung des militärischen Potentials in 
Einklang zu bringen sind, oder gegen die 
Genfer Konvention verstoßen, wie die 
Bombardierung laufender Atomreakto- 
ren, die Versenkung von Öltankern, der 
Einsatz von Splitterbomben und Flächen- 
bombardements mit B-52 Bombern, wur- 
den zumindest im Nachhinein gerechtfer- 
tigt. Das Risiko für die irakische Zivilbe- 
völkerung sei begrenzbar. 
Der Zynismus dieser Argumentation stieß 
auf breiten Protest. In der BRD geriet der 
Protest allerdings teilweise ins Wanken,als 
der Irak Wohnviertel in Israel mit Rake- 
ten beschoß und die Bundesregierung 
daraufhin beschloß, die israelische Regie- 
rung mit 250 Millionen Mark und der Lie- 
ferung von Raketen und Panzern zu un- 
terstützen. Es wurde behauptet, dies sei 
nötig, um die Sicherheit der israelischen 
Zivilbevölkerung zu gewährleisten. Ob- 
wohl ganz unverblümt deutsches Giftgas 
und westliche Militärtechnologie als die 
Hauptgefahr für die israelische Zivilbe- 
völkerung benannt wurde und dieses Zei- 
chen der Solidarität mit Israel von keiner- 


lei ernsthafter Sanktion gegen die Expor-. 


teure dieser Gefahren begleitet war, ge- 
lang es der Bundesregierung ideologisch 
gegen die Antikriegsbewegung in die Of- 


fensive zu gehen; sie habe aus Auschwitz . 


nichts gelernt, sei antisemitisch und sei be- 
reit, den Tod von Juden tatenlos mitanzu- 
sehen. 


Das zeigte Wirkung, Viele fanden sich be- 
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reit, zumindest der Raketenlieferung zu- 
zustimmen und damit zugleich wesentli- 
che Thesen der Kriegsbefürworter zu ak- 
zeptieren, nämlich daß es gerechte Kriege 
gibt, zumindest gerechte Verteidigungs- 
kriege, daß Waffenlieferungen in Kriegs- 
gebiete in bestimmten Fällen legitim sind, 
daß es möglich ist, das Risiko für die Zivil- 
bevölkerung zu begrenzen. Nicht zuletzt 
wird auch das jahrzehntelange Wettrüsten 
legitimiert, da eine seiner neuesten und 
teuersten Errungenschaften Israel dazu 
befähigt, sich gegen irakische Raketen mit 
noch besseren Raketen zu wehren. Der 
Unterschied zur Argumentation der US- 
Regierung ist so nur noch graduell, nicht 
prinzipiell. 

Wendet man ein, der beste Schutz Israels 
sei die Beendigung des Krieges, so heißt 
es, da der Krieg nun einmal nicht habe 
verhindert werden können, müßten auch 
Pazifisten sich seiner Logik beugen und 
Waffenlieferungen zustimmen. 


Besonder kraß wird das von dem Nah- 
ostexperten Christian Sterzing in der Zei- 
tung der grünen Fraktion im Europapar- 
lament formuliert. Angesichts der Ver- 
breitung solcher Thesen lohnt es sich, 
hierauf näher einzugehen. Sterzing 
schreibt: „Auch ein durch kollektive Erin- 
nerung an die deutsche militaristische 
Vergangenheit genährter ehrlicher Frie- 
denswunsch darf nicht zu einer Verwi- 
schung der Grenzen zwischen Täter und 
Opfer führen. Saddam Hussein hat Israel 
als Geisel genommen, denn der jüdische 
Staat ist an dem Konflikt um Kuwait nicht 
unmittelbar beteiligt. Selbst überzeugte 
Pazifisten sprechen einer Geisel nicht das 
Recht auf Notwehr und den Anspruch auf 
Hilfe ab. Allein durch die Opposition ge- 
gen den Krieg bewahrt man sich nicht die 
pazifistische Unschuld. Das Dilemma zwi- 
schen der Verweigerung des Krieges und 
der Solidarität mit den Opfern kann nicht 
im Sinne eines gesinnungsethischen Ri- 
gorismus zu Lasten Israels aufgelöst wer- 
den. Im Fall eines Krieges, gegen dessen 
„Ausbruch“ mit guten Gründen, aber er- 
folglos, protestiert wurde, kann auch der 
überzeugte Pazifist den Opfern nicht den 
Schutz versagen. Sonst feiert eine neue 
ORTE ieh "Ge nerahon bittere Urstän- 
de“ 

Nicht nur die Argumentation der Kriegs- 
befürworter wird hier übernommen, auch 
die Verniedlichung des Krieges, indem er 


als Konflikt des Guten mit einer bösen 
Einzelperson dargestellt wird. „Saddam 
Hussein hat Israel als Geisel genommen“. 
Brechts lesender Arbeiter würde hier fra- 
gen: „Er allein?“. Durch die Reduzierung 
des Krieges auf die Quasi-Alltagssituation 
wird nahegelegt, auch die Lösung sei so 
klar und einfach wie bei einer Geiselnah- 
me (allerdings wird in solchen Fällen 
meist verhandelt). Doch nicht nur das ist 
an dem Bild falsch. Auch wenn wir akzep- 
tieren, daß die jüdische Bevölkerung eine 
Geisel ist und daß ein Pazifist einer Geisel 
Hilfe nicht verweigern wird, so stellen sich 
doch ein paar Fragen: 

Würde er hilfsbereit bleiben, wenn die 
Geisel auf die Ankündigung der Geisel- 
nahme geantwortetet hätte, daß sie zu Zu- 
geständnissen nicht bereit sei, daß sie das 
Risiko der Geiselnahme auf sich nehme, 
weil ihr ein mächtiger Freund die Schwä- 
chung des Geiselnehmers und die Stär- 
kung ihrer Position nach Beendigung der 
Geiselnahme versprochen habe? 


„Der jüdische Staat ist an dem Konflikt 
um Kuwait nicht unmittelbar beteiligt“, 
schreibt Sterzing. Das stimmt, doch geht 
es in dem Konflikt nicht um Kuwait. Es ist 
ein Krieg der Reichen gegen die Armen. 
Der Nahe Osten ist zur Zeit nur der 
Hauptschauplatz dieses Krieges, den die 
USA weltweit führen, von israelischen 
Militärs, mit israelischen Waffen wird er 
nicht nur in Westbank, Gaza und Liba- 
non, sondern auch in Guatemala, El Sal- 
vador und Eritrea geführt. Der Irak greift 
Israel mit Raketen an, weil er diesen An- 
griff damit legitimieren kann, daß Israel 
ein Stellvertreter der USA im Nahen 
Osten sei. Diese Sichtweise wird auch von 
den arabischen Gegnern des Iraks geteilt, 
weil Israel sich in den letzten Jahrzehnten 
so verhalten hat und die Interessenidenti- 
tät USA-Israel eine Grundkonstante war. 
Wer der jüdischen Bevölkerung helfen 
will, muß.sich fragen, worin die wirksam- 
ste Hilfe besteht. Der Rechtfertigung der 
irakischen Führung für die Raketenangrif- 
fe wäre jede Legitimation entzogen, wenn 
Israel einer Nahostkonferenz zustimmte 
oder mit den Palästinensern verhandelte. 
Nachdem die PLO das Existenzrecht Isra- 
els anerkannt hat, konnte man hoffen, 
nun sei die Zeit der „Werft-sie-ins-Meer“- 
Parolen vorbei. Erst die kompromißlose 
Haltung Israels hat es möglich gemacht, 
daß erneut Vernichtungsdrohungen laut 


werden. 

Wenn die israelische Führung an ihrer au- 
genblicklichen Kompromißlosigkeit fest- 
hält, werden ihr auch Patriot-Raketen 
nichts nützen, der Palästina-Konflikt, mit 
ihm der Krieg und weitere Saddam Hus- 
seins werden immer neu entstehen. Es 
kann keine Sicherheit der jüdischen Be- 
völkerung geben, solange das Selbstbe- 
stimmungsrecht der Palästinenser nicht 
anerkannt und verwirklicht ist. Es kann 
kein Selbstbestimmungsrecht der Palästi- 
nenser geben, solange arabische Politiker 
wie Saddam Hussein den Juden mit Ver- 
nichtung und Giftgas drohen. Der Kon- 
flikt muß politisch gelöst werden, der 
Krieg rückt die Lösung in weite Ferne. Es 
geht nicht um Parteinahme für eine der 
beteiligten Regierungen, sondern um Soli- 
darität mit den Menschen in Israel, Irak 
und anderswo, die sich der Machtlogik 
des Krieges entziehen wollen. an 


Es lebe der rigorose, gesinnungsethische 
Pazifismus! 
Es lebe die Ohne-mich-Generation! 
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Diskussion 


Intellektuelle 
im Stahlgewitter 


er gerechte Krieg des 19. Jahr- 

hunderts ist wieder aufgetaucht. 

Scharenweise verteidigen ehema- 
lige linke „Vordenker” die Ziele und Mit- 
tel von Kriegstreibern. Ein letzter Kon- 
sens der bundesdeutschen Nachkriegslin- 
ken, nie wieder Faschismus nie wieder _ 
Krieg, wird aufgekündigt. Ein neuer, tiefer 
Graben durchzieht die politische Land- 
schaft der BRD. 
Es schleudert kein Emile Zola sein „j’ac- 
cuse” gegen die Verantwortlichen und die 
pure Heuchelei. Wer fordert den Rück- 
tritt des CSU-Staatssekretärs Erich Riedl 
(Goldfinger), Interessenvertreter der Rü- 
stungsfirma MBB in der Regierung, der 
vor wenigen Jahren die Raketen im Irak 
als „Verteidigungswaffen” bezeichnet hat 
und jetzt jammert, man solle doch die Ex- 
portindustrie nicht wegen der wenigen 
schwarzen Schafe schädigen? Wer verhin- 
dert, daß die selben Firmen, die am Krieg 
verdient haben jetzt über Hermesbürg- 
schaften ihre Ausfälle geltend machen 
können? Wer protestiert gegen die Reise 
Genschers nach Damaskus, wo mit Asad 
ein Potentat herrscht, dem jede Men- 
schenrechtsverletzung verziehen wird, da 
er sich als treuer Verbündeter ‘erwiesen 
hat? 


Noch 1982 wurde Englands Feldzug im 
Südatlantik nur von der FAZ und den 
Springer-Zeitungen mit Fanfarenstößen 
ideologisch begleitet. Dabei können 
durchaus Analogien gezogen werden, oh- 
ne entscheidende Unterschiede wie die 
Giftgaswaffen und die Bedrohung Israels 
ausblenden zu wollen. Eine Diktatur in 
der „Dritten Welt” besetzt fremdes Terri- 
torium, an dem die kapitalistischen Zen- 
tren strategische Interessen haben. Es in- 
teressierten auch damals nicht Demokra- 
tie und Menschenrechte, sondern poten- 
tielle Rohstoffe im Süd-Atlantik und in- 
nenpolitische Probleme. Die Diktatur 
Galtieri ‚ die ihre Opposition getötet oder 
verhaftet hat, sah sich plötzlich in der Po- 
sition des verratenen Vasallen. Argenti- 
nien hatte sich ein beachtliches mili- 
tärisches Potential mit westlicher Hilfe an- 
geeignet und zwang so die britische Ma- 
rine fast ihre gesamte Flotte einzusetzen. 
Die logistische Unterstützung der USA 
war kriegsentscheidend. Der Krieg wurde 
1982 allerdings meist als Karikatur eines 
Kolonialkrieges aus dem 19. Jahrhundert 
belächelt. 


Inzwischen lassen sich drei verschiedene 
Stoßrichtungen der Kriegsbefürworter 
ausmachen, die es zu unterscheiden gilt. 


er Berufszyniker Wolfgang Pohrt 

und sein Genosse Wolfgang 

Schneider (Konkret 3/91) haben 
ihren Verstand an der Garderobe abgege- 
ben. Auf der krampfhaften Suche nach ei- 
nem platten Feindbild haben sie, die ihrer 
Meinung nach antisemitische Friedensbe- 
wegung entdeckt. Die Bildzeitung ist für 
Pohrt plötzlich ein lesenswertes Blatt. Es 
kommt noch härter: „Je weiter links einer 
stand, ein desto engagierterer Nazi ist er 
nun”. Kernwaffeneinsatz gegen den Irak ? 
Für Herrn Pohrt ist dies unter gewissen 
Umständen vertretbar. Nach Schneider ist 
die „intellektuelle und moralische Ver- 
wahrlosung der deutschen Friedensbewe- 
gung in den Verlautbarungen ihres kei- 
neswegs pazifistischen linken Flügels” of- 
fensichtlich. „Tatsächlich ist es derzeit 
beispielsweise nahezu unmöglich ein anti- 
imperialistisches Flugblatt von der „Deut- 
schen Nationalzeitung“ zu unterscheiden 
(..).“ Wer wie Pohrt von einer „puppige(n) 
Antisemitin” schreibt, disqualifiziert sich 
allein durch seine Sprache. 
Die Bedrohung Israels war und ist ein 
Thema, mit dem wir uns auseinanderset- 
zen müssen. Auch ich empfinde bei man- 
chen Kommentaren von Friedensbeweg- 
ten spontanes Entsetzen. Die Redaktion 
von „Konkret” muß sich aber fragen las- 
sen, warum diese Stammtischschreierei in 
ihrem Monatsmagazin abgedruckt wird. 
Es reicht nicht, wenn die polemische 
Oberlippe Gremliza bemerkt, daß Teile 
der AutorInnen von „Konkret” in der 
Welt schreiben könnten. 


in Autor wie Hans Magnus En- 

zensberger wandelt offenbar auf 

satanischen Pfaden. Enzensberger 
bezeichnet Hussein als „Feind des Men- 
schengeschlechts und Wiedergänger Hit- 
lers”. Die Völker und die Diktatoren 
selbst treiben sich in den „kollektiven 
Selbstmord”. Zusammengefaßt geht es für 
Enzensberger um eine „anthropologische 
Tatsache”, bei der deutsche oder arabi- 
sche Hintergründe nebensächlich sind 
(vgl. „Spiegel” 6/1991). Was die Faschis- 
musanalyse betrifft, kann festgestellt wer- 
den, daß Enzensberger wieder in den 
50er Jahren gelandet ist. Der Flakhelfer- 
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generation wurde Hitler als ein Gewitter 
beschrieben, das 1933 entstanden war 
und sich 1945 verzog. Inzwischen haben 
verschiedene HistorikerInnen und Ken- 
nerInnen der Region die Parallelen, die 
Enzensberger zieht, widerlegt (vgl. zB. 
„Die intellektuelle Kriegshetze” von Sefik 
Alp Bahadir, in „taz” vom 19.2. 91). 

Woher bezog Enzensberger seine Infor- 
mationen über den Irak? Der Verlauf des 
Krieges widerlegt seine Thesen über eine 
Massenpsychose der irakischen Bevölke- 


rung. 

Entscheidend aber ist die Unmöglichkeit 
einer Auseinandersetzung mit irrationa- 
lem Hintergrund. Die Argumentationsfi- 
guren von Enzensberger haben sich von 
der klassischen Ratio verabschiedet. Das 
Böse wird beschworen und historische 
Analogien werden übers Knie gebrochen. 
Die Kolonisierung der Köpfe mit einfa- 
chen Lösungen läuft über diese neuen 
Hofnarren der Politik auf vollen Touren. 
An dieser Stelle taucht die Frage nach den 
Gründen für das Chamäleonhafte von 
ehemals linken AutorInnen auf. Sie haben 
offensichtlich zu großen Teilen ihre theo- 
retische Grundlage durch den Golfkrieg 
und das Ende des Ost West Konfliktes 
verloren und mußten so mit einem erheb- 
lichen Tempo die Seiten wechseln. 

Die Szenerie kommt einem irgendwie be- 
kannt vor. Und richtig, vor knapp 14 Jah- 
ren erschütterte der „Gulag-Schock” die 
französische Linke. Plötzlich verhielten 
sich frühere Maoisten päpstlicher als der 
Papst. Andr& Glucksmann und Bernard- 
Henri Levi waren plötzlich für den freien 
Westen und gegen den bösen Osten. Die 
„Vermarxung” anderer Intellektueller 
wurde gegeißelt und die deutsche Frie- 
densbewegung naiv gescholten. Andere 
Philosophen wie Baudrillard wanderten in 
den metaphysischen Himmel der Theorie 
und verkündeten das Ende der Geschich- 
te. Für Probleme der „Dritten Welt” fühlte 
man sich auch damals nicht zuständig 
oder betrachtete sie durch eine eurozen- 
tristische Brille. Der Ruf nach einer Welt- 
polizei zum Erhalt der internationalen 
Ausbeutungsstrukturen lag und liegt nach 
solchen Argumentationsketten nahe. 

Wir sollten wenigstens unser rationalisti- 
sches und humanistisches Theorieerbe vor 
solchen irrationalen Zugriffen schützen. 
„Habe Mut, dich deines eigenen Verstan- 
des zu bedienen” (Kant). Das Projekt der 
Aufklärung bedarf gerade in solchen Mo- 
menten einer Stütze. 


ei der dritten Form der Kriegs- 
B rechtfertigung sind wir inhaltlich 

gefordert. AutorInnen wie Wolf 
Biermann, Micha Brumlik oder Cora Ste- 
phan sehen durchaus die schrecklichen 
Folgen des Krieges und die nicht uneigen- 
nützige Position der USA. Die Friedens- 
bewegung ziehe sich aber auf „moralisch 
unangreifbare Positionen zurück” (Brum- 
lik,in „Kommune” 2/1991) und kann so 
nicht die Bedrohung durch einen Diktator 
angehen. Brumlik betont, es handele sich 
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bei der „Charta der Vereinten Nationen 
nicht um Papier, sondern eben auch um 
eine faktisch-wirksame (..) Verfassung ei- 
ner Gemeinschaft von Staaten”. Der Irak 
brach das Völkerrecht und muß so schnell 
wie möglich in die Schranken gewiesen 
werden. Anschließend muß eine „demo- 
kratisch und ökologisch verantwortete 
Weltinnenpolitik” einen aufgestockten 
„Marshallplan” für den Nahen Osten prä- 
sentieren (vgl. ebd.). 


Der Knackpunkt liegt doch in der Frage, 
ob die UNO und das Völkerrecht wirklich 
den Interessen einer egalitären „Staaten- 
gemeinschaft” dienen? Eine machtpoliti- 
sche Analyse kann dabei nur zu dem Er- 
gebnis kommen, daß es hier um die In- 
strumentalisierung von Organisationen 
und Ideen geht. 

Der Vorwurf der Naivität kann voll zu- 
rückgegeben werden. Wie und mit wem 
wollen Brumlik und Co. ihre „Weltinnen- 
politik” durchsetzen ? 


Bei einer Analyse der US-amerikanischen 
Geschichte und Gegenwart würden dabei 
— gelinde gesagt — Zweifel aufkommen. 
Die zunehmenden ökonomischen Schwie- 
rigkeiten der USA treiben die Vertreter 
des Establishment wieder in den neuen 
„Wilden Westen”. Die Tradition der offe- 
nen Pioniergrenzen im Westen, den es zu 
erschließen galt und bei der die „Wilden” 
dämonisiert wurden, feiert fröhliche Ur- 
stände. 

Die andere Traditionslinie in den USA, 
welche der Moderne die Zivilität im in- 
nenpolitischen Diskurs gegeben hat und 
zuletzt die eigene Regierung aus Vietnam 
herauszwang, hat es zur Zeit schwer. Sie 
muß ohnmächtig mit ansehen wie ihre Ar- 
beit mit dem ideologischen Instrument 
des Golifkrieges in großen Teilen zerstört 
wird. Das war theoretisch schon Ende der 
80er Jahre absehbar. Nach dem Scheitern 
der angebotsökonomischen „Revolution” 
mußte die Bush-Administration eine neue 
politische Variante hervorzaubern, um 
von den gewaltigen Problemen abzulen- 
ken. Sie fand sie im außenpolitischen Be- 
reich bei der Bekämpfung von „Renega- 
tenregimen”. Der Irak wird dabei nicht 
das letzte sein. 


„Gerade weil es keinen Keynes für die 
neunziger Jahre und auch kein Arsenal 
für eine alternative Wirtschaftspolitik gibt, 
das zur Rettung des Spätkapitalismus auf- 
gefahren werden könnte, wird das Krisen- 
management über die Vergötterung des 
politischen Willens laufen und nicht etwa 
über die Beschwörung eines bestimmten 
ökonomischen Konzeptes” (Mike Davis, 
in „Phoenix im Sturzflug”, Berlin 1986). 
Solche Art von Analyse bleibt für Teile 
der 68er verborgen. Sie verwandelten sich 
zu Normalitätsapologeten, die in der klas- 
sischen Institutionenlehre verhaftet sind. 
Damit verloren sie den Kernpunkt, den 
die 68er Bewegung erst so wichtig ge- 
rase hat: Instrumente für eine Kritik der 
acht. 


Luft und das Abendland als 
Kampfbegriff wird von links aus 
neu legitimiert. „Krieg ist wieder führbar” 
lautet die Parole. Anstatt die gewonnene 
Zivilität von Teilen der deutschen Gesell- 
schaft, die erst in den letzten beiden Jahr- 
zehnten erarbeitet und erkämpft wurde 
und zu einer Veto-Macht gegenüber mili- 
tärischem Glanz und Gloria geführt hat, 
zu unterstützen, soll nun die antimilitari- 
stische Stimmung auf perfideste Weise ge- 
knackt werden. Die politisch emanzipati- 
ve Kultur in dieser Gesellschaft soll in die 
Resignation gedrängt werden. Cora Ste- 
phan fürchtet „die alte deutsche apoliti- 
sche Innerlichkeit” auf pazifistischer Seite 
(in „Spiegel” 10/1991). Genau dahin wird 
sie aber durch dieses intellektuelle Trom- 
melfeuer gedrängt. „Friede als Ernstfall” 
(Gustav Heinemann) erscheint bereits als 
der verblassende Satz eines „Friedens- 
winslers”. 
Wer sich der internationalen Arbeit und 
Solidarität verpflichtet fühlt, weiß, daß 
nach diesem „Sieg” die Probleme und das 
Elend in der Region zugenommen haben. 
Georg Lutz 


B lei liegt wieder in der politischen 
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Mittlerer Osten 


Auswirkungen 


der Ölpreisentwicklung 
auf die Dritte Welt 


Vor siebzehn Jahren probten 
die US-Truppen die Invasion 
am Golf bereits in der kaliforni- 
schen Wüste, zu einer Zeit, als 
sich der Befreiungskampf Viet- 
nams seinem Ende näherte und 
die portugiesiche Regierung 
noch mit Unterstützung der 
NATO die Menschen in 
Mogambique bombadieren 
ließ. Seitdem hatten die Strate- 
gen Zeit, sich auf die wirt- 
schaftlichen Folgen eines Krie- 
ges im Mittleren Osten vorzu- 
bereiten. Zur Vermeidung von 
Versorgungsengpässen und zur 
Koordinierung der westlichen 
Ölinteressen wurde die Inter- 
nationale Energie Agentur 
(TEA) gegründet und riesige 
(strategische) Ölreserven ange- 
legt. Die Mehrheit der Weltbe- 
völkerung traf der Krieg dage- 
gen unvorbereitet. 


sondere für diejenigen, die auf die 

Einfuhr von Rohöl angewiesen 
sind, hat die Verteuerung der Ölpreise 
und der Vernichtungskrieg gegen den Irak 
fatale Folgen. Die meisten von ihnen ste- 
hen durch den Preisverfall für ihre Ex- 
portgüter und die dramatische Zunahme 
ihrer Auslandsverschuldung ohnehin am 
Rande des wirtschaftlichen Ruins. Der 


F ür die Länder im Trikont, insbe- 


“3 Politik des IWF mit drastischen Sparmaß- 


1 nahmen im Sozialbudget, Privatisierung 
von Staatseigentum und Exportorientie- 
rung im Produktionsbereich ausgeliefert, 
müssen diese Staaten seit Jahren mit stei- 
gender Arbeitslosigkeit, zunehmender 
Armut und Versorgungsproblemen 
kämpfen. Die Spielräume für eine eigen- 
ständige Entwicklung verringern sich, De- 
visenreserven stehen nicht mehr zur Ver- 


fügung. Die Exporteinnahmen sind auf 
Jahre hinaus für den Schuldendienst ver- 
plant und reichen selbst dazu nicht aus. 


Weltweit erneute 
Zinssteigerungen 


Die Weltwirtschaft, insbesondere die 
Wirtschaft der USA, befindet sich seit 
dem letzten Jahr in einer Phase der Rezes- 
sion mit sinkendem Wirtschaftswachstum 
und steigender Arbeitslosigkeit. Zwar 
verkündete die US-Federal Reserve Barık 
im Januar 1991 aus psychologischen 
Gründen eine leichte Zinssenkung, doch 
rechnet z.B. die Weltbank mittelfristig mit 
einem Anstieg des Weltzinsniveaus von 
zwei Prozent. Für die Länder im Trikont 
bedeutet dieser Zinsanstieg weitere eine 
Erhöhung ihrer Schuldenlast um sechs 
Mrd. Dollar. Dies entspricht ungefähr der 
Summe, die die Industriestaaten den ver- 
schuldeten Ländern an Schuldenerleich- 
terungen (z.B. aus dem Brady-Plan) einge- 
räumt haben. 

Doch bereits die Preiserhöhungen in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1990 haben die 
erdölimportierenden Länder schwer ge- 
troffen. Der Preis für Rohöl hatte in den 
letzten vier Jahren zwischen 15 und 18 
Dollar/Barrel geschwankt, ehe er im Sep- 
tember bis auf über 40 Dollar hoch- 
schnellte. Inzwischen ist der Rohölpreis 
wieder auf17 Dollar gefallen. Doch wird 
es von der politischen Entwicklung im 
Mittleren Osten und der Zukunft der 
OPEC abhängen, ob sich der Preis auch 
langfristig unter 20 Dollar halten wird. 


Höhere Preise 
für Lebensmittel 


Die ölimportierenden Länder in Afrika, 
Asien und Lateinamerika mußten sich in- 
folge der Ölpreissteigerung des letzten 
Jahres kurzfristig Devisen besorgen, um 
die Ölrechnung zu bezahlen — und dies 
bei in der Regel sinkenden Exporteinnah- 
men. So mußte Kenia 1990 zusätzlich 50 
Mio. Dollar aufbringen und Brasilien eine 
Mrd. Dollar, was der Hälfte der Einnah- 
men aus der gesamten Kaffeeernte ent- 
spricht. 

Durch die Verteuerung der Ölimporte 
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stiegen zunächst die Transport- und 
Stromkosten. Viel stärker als z.B. in Euro- 
pa schlugen diese Preiserhöhungen dort 
direkt in allgemeine Preiserhöhungen um, 
da die meisten Waren per LKW über sehr 
weite Strecken transportiert werden müs- 
sen. So verteuerten sich alle Lebensmittel, 
die nicht direkt vor Ort angebaut werden, 
wie z.B. importierter Weizen. Die von den 
IWF-Experten aufgedrängte Politik, die 
landwirtschaftlichen Anbauflächen für 
Exportprodukte auf Kosten der Selbst- 
versorgung auszuweiten, zeigte ihre ver- 
heerende Wirkung. 

Die Benzinpreiserhöhungen um teilweise 
50 Prozent brachten zahlreiche Gewerbe- 
betriebe, die auf Energie angewiesen sind, 
an den Rand des Konkurses. Vor allem 
Transport- und Handelsbetriebe können 
kaum wirtschaftlich überleben. Zwar ver- 
teuerte sich auch in den Industriestaaten 
infolge der Ölpreiserhöhung die Produk- 
tion (z.B. in der chemischen Industrie). 
Die Konzerne der BRD, die zum großen 
Teil vom Export leben, können diese 
Preisschübe jedoch wie 1973/74 an die 
Abnehmer weitergeben. Dies wiederum 
wird die Inflation in den Ländern, die auf 
den Import von westlichen Industriepro- 
dukten angewiesen sind, noch verstärken. 
Die Staaten im Trikont können dagegen 
nicht mit wachsenden Exporteinnahmen 
aus ihren Hauptexportprodukten rech- 
nen. Denn die Preise der landwirtschaftli- 
chen und mineralischen Produkte (außer 
Öl) befinden sich teilweise im freien Fall, 
seit die Rohstoffabkommen am Wider- 
stand der Industriestaaten zerbrachen 
und die Politik der Exportausweitung um 
jeden Preis die Angebotsmengen auf dem 
Weltmarkt erhöhte. „Der Markt muß die 
Preise regeln. Sie dürfen das nicht vom 
humanitären Standpunkt aus betrachten”, 
erklärt dazu der IWF-Vertreter in Nairobi 
(taz 24.1.91). Lediglich bei den sogenann- 
ten strategischen Rohstoffen (Aluminium, 
Kupfer, Chrom, Titan etc.) werden lang- 
fristig steigende Preise prognostiziert. 


Brasilien: Die Hähnchen ° 
bleiben im Land 


Die Handelspartner Iraks in der Dritten 
Welt haben bereits durch das Handelsem- 
bargo große Verluste hinnehmen müssen. 
Vorwiegend betroffen sind davon neben 
den Nachbarstaaten Iraks Brasilien, In- 
dien, Sri Lanka und die Philippinen; So 
gehörte der Irak zu den zehn größten 
Handelspartnern Brasiliens. Brasilien be- 
zog 35 Prozent seines Ölbedarfs aus dem 
Irak. Im Gegenzug lieferten in den achtzi- 
ger Jahren brasilianische Rüstungsfirmen 
(Avibras Aerospacial, Engesa) Waffen 
und Panzerwagen, in den letzten Jahren 
wurde das schwarze Gold aus dem Irak 
zunehmend mit PKWs (Volkswagen do 
Brasil) und Nahrungsmitteln (z.B. tiefge- 
frorene Hähnchen) bezahlt. Durch das 
Embargo betrugen die Einbußen Brasi- 
liens 1990 mindestens 300 Mio. Dollar. 
Brasilien konnte zwar mit anderen Ölför- 
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derländern neue Lieferungsverträge ab- 
schließen, durch den Ausfall der Kom- 
pensationsgeschäfte muß die Ölrechnung 
aber mit Devisen bezahlt werden. Die In- 
landspreise für Energie und Transport 
sind inzwischen stark gestiegen, das Infla- 
tionsbekämpfungsprogramm der Regie- 
rung ist zum Scheitern verurteilt. Das 
neue Jahr begann in Brasilien mit einer 
monatlichen Inflation von 20,2 Prozent. 


Asien: Hunderttausende 
mußten fliehen 


Auch mit vielen asiatischen Ländern be- 
trieb der Irak Kompensationsgeschäfte 
gegen Öl. Aus Sri Lanka bezog der Irak 
verschiedene Teesorten im Werte von 50 
Mio. Dollar jährlich, Indien lieferte Ma- 
schinen. Größere ökonomische Bedeu- 
tung hatten für diese Länder aber die 
Überweisungen der in den Irak ausgewan- 
derten Arbeitskräfte. Der Krieg machte 
diese nun zu Flüchtlingen. Die indische 
Regierung richtete eine große Luftbrücke 
ein, um die ArbeiterInnen auszufliegen. 
Aus Jordanien wurden außerdem 
500.000 Arbeitskräfte nach den Philippi- 
nen und 600.000 nach Ägypten geflogen, 
ohne jede Habe und ohne die Erlaubnis, 
ihre Devisenguthaben mitzunehmen. Das 
irakische Geld, das den Flüchtenden trotz 
der hohen Preise, die für die Ausreise ver- 
langt wurden, vielleicht noch blieb, ist 
wertlos. Auf eine Entschädigung für ihre 
Ersparnisse oder die zurückgelassene 
Einrichtung werden sie vergeblich warten. 
So vergrößern die Flüchtlinge in ihren 
Heimatländern die Arbeitslosigkeit, in In- 
dien stehen ganze Dörfer vor dem Ruin, 
weil die Familienangehörigen auf die re- 
gelmäßigen Überweisungen angewiesen 
waren. 


Nicht alle erdölexportierenden 
Länder profitieren 


Für die meisten erdölexportierenden 
Staaten der Dritten Welt außerhalb des 
mittleren Ostens hat der Öl-Boom der 
70er und 80er Jahre keine Steigerung des 
nationalen Wohlstandes gebracht. Nach 
der Studie eines Weltbankmitarbeiters, 
die 1989 veröffentlicht wurde, gelang es 
den OPEC-Staaten Venezuela, Nigeria, 
Algerien und Ecuador nicht, den kurzfri- 
stigen Gewinn aus der Ölförderung in ein 
langfristiges Wirtschaftswachstum umzu- 
setzen. Der Lebensstandard liegt in diesen 
Ländern heute unter dem Niveau der 
70er Jahre. Ausnahme war lediglich Indo- 
nesien. 


Die erdölexportierenden Länder Brunei, 
Indonesien und Malaysia,sowie Nigeria, 
Ecuador, Venezuela und Mexiko konnten 
1990 zwar unerwartet höhere Devisen- 
einnahmen aus dem Ölexport erzielen. 
Mexiko und Venezuela müssen jedoch bei 
Einnahmesteigerungen aus dem Ölexport 
automatisch höhere Schuldendienstlei- 
stungen an ihre Gläubiger bezahlen. Wie 
gewonnen, so zertonnen. 


Afrika ist abgeschrieben 


Der IWF sieht durch die Krisensituation 
die eingeleitete „Stabilisierungspolitik” in 
Gefahr. Er will die betroffenen Länder 
der Dritten Welt nach alter Methode an 
den Tropf hängen und hat inzwischen an- 
gekündigt, zum Ausgleich der durch Öl- 
preiserhöhungen entstandenen Zahlungs- 
schwierigkeiten Sonderkredite an ausge- 
wählte Länder zu vergeben. So bewilligten 
die Beamten Kenia, einem Vorzeigeland 
des IWF, ein zinsgünstiges Darlehen von 
28 Mio. Dollar. Nach eigenen Berechnun- 
gen des IWF wird der Krieg am Golf in 
Afrika die Inflation um mindestens zwei 
bis drei Prozent steigen lassen und das 
Bruttosozialprodukt um mindestens ein 
bis zwei Prozent senken (taz 24.1.91). Mit 
einem gerechten Handel oder einem Ka- 
pitaltransfer aus den Industriestaaten, sei 
es in Form von Investitionen oder „Ent- 
wicklungshilfe” kann Afrika weniger denn 
je rechnen. Die ehemaligen Kolonialher- 
ren brauchen ihr Geld, um Krieg zu füh- 
ren, um die arabischen Staaten für ihr 
Stillhalten zu bezahlen und um sich politi- 
schen Einfluß in Osteuropa zu erkaufen. 
Die tatsächlichen Auswirkungen des 
Krieges auf die Menschen im Trikont wer- 
den sich erst im Laufe der Zeit deutlich 
zeigen. 

Im Gegensatz zu den Bombardierungen 
Iraks wirken in diesem bereits vor langer 
Zeit begonnenen Weltkrieg (wirtschaftli- 
che) Mechanismen, die langfristig töten. 
Besonders die Menschen in Afrika sehen 
sich trotz großer wirtschaftlicher Anstren- 
gungen seit über zehn Jahren immer 
schwierigeren Existenzbedingungen ge- 
genüber. Für sie ist es letztendlich uner- 
heblich, ob die enttäuschend geringen Ex- 
porteinnahmen z.B. aus der Kaffeernte 
und die drastisch gestiegenen Inlandsprei- 
se auf die Zwangsmaßnahmen der Gläu- 
biger, den Handelskrieg der EG oder den 
Vernichtungskrieg gegen den Irak zurück- 
zuführen sind. Die ökonomischen Aus- 
wirkungen des Krieges könnten auch die 
letzten Hoffnungen auf langfristige Ver- 
besserungen ersticken. 


Die OPEC folgte den 
‚Marktsignalen 


Bis zur Gründung der OPEC kontrollier- 


ten die Ölkonzerne weltweit allein die Er- 
schließung, die Produktion, den Trans- 
port und den Verkauf des Öls. Den soge- 
nannten sieben Schwestern gehören ein 
Fünftel der Welthandelsflotte und große 
Teile der weltweiten Produktions- und 
Raffinerieanlagen. Zu diesen Firmen ge-. 


hören: EXXON, SHELL, MOBIL OlL, 
TEXACO, BP, STANDARD OIL OF 
CALIFORNIA und GULF OIL. 

Die USA koppelten sich 1959 zum 
Schutz ihrer Produktion mit Importbar- 
rieren einseitig vom internationalen Öl- 
markt ab. Die Machthaber der arabischen 
Staaten hatten den Ölkonzernen meist in 
langfristigen Veträgen Konzessionen zur 
Förderung und zum Transport von Rohöl 
vergeben und kassierten dafür Förderzin- 
sen sowie Steuereinnahmen in prozentua- 
ler Abhängigkeit von den Verrechnungs- 
preisen, die von den Ölfirmen festgelegt 
wurden. Ende der 50er Jahre senkten die 
Ölgesellschaften in zwei Schritten einsei- 
tig diese Verrechnungspreise gegenüber 
den ölexportierenden Ländern auf unter 
zwei Dollar, angeblich wegen der weltwei- 
ten Überproduktion und reduzierten da- 
mit deren Steuereinnahmen. Daraufhin 
trafen sich einige ölexportierende Staaten 
1960 in Bagdad zu einer Krisenkonfe- 
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renz, um die Folgen der sinkenden Ex- 
porteinnahmen zu diskutieren. Fünf Staa- 
ten gründeten damals die OPEC (Iran, 
Saudi-Arabien, Kuwait, Venezuela, Irak), 
um den Ölgesellschaften eine koordinier- 
te Politik entgegenzusetzen. 

Solange die OPEC-Staaten vorrangig ra- 
tionale Ziele verfolgten, um den eigenen 
Förderanteil zu erhöhen, konnten sie je- 
doch die Machtstellung der Ölgesellschaf- 
ten nicht antasten. So lieferte Iran unter 
dem Schah 1967 während des Boykotts 
der anderen arabischen Staaten wegen des 
Israel-Krieges Öl in die westlichen Indu- 
striestaaten. Libyen nutzte den Konflikt 
um den Suez-Kanal, um seinen Lieferan- 
teil nach Europa auf 40 % zu erhöhen. 
Erst 1971 gelang es der OPEC, durch ge- 
meinsame Beschlüsse die Preise leicht an- 
zuheben. Erklärtes Ziel der OPEC ist so- 
wohl die Stabilisierung der Rohöleinnah- 
men als auch die Sicherung der Ölversor- 
gung. Die OPEC-Staaten haben sich 


selbst nie als Machtkartell verstanden. Je- 
des Mitglied hat großes Eigeninteresse 
daran, seine Ölvorkommen zu verkaufen. 
Zu den Gründungsmitgliedern sind inzwi- 
schen andere Staaten hinzugekommen: 
Katar (1961), Indonesien (1962), Libyen 
(1962), die Vereinigten Arabischen Emi- 
rate (1967), Algerien (1969), Nigeria 
(1971) und Gabun (1975). 

Die westlichen Industriestaaten und die 
Mineralölkonzerne haben keinen Versuch 
gescheut, die ölfördernden Staaten massiv 
unter Druck zu setzen und die OPEC zu 
destabilisieren. So wurde schon 1953 der 
persische Premier Mossadegh, der zwei 
Jahre zuvor die persischen Ölquellen ver- 
staatlicht hatte, mit Hilfe des CIA ge- 
stürzt. Agypten wurde 1956 von US-ame- 
rikanischen und englischen Flugzeugen 
bombardiert, als die Kairoer Regierung 
den Suez-Kanal und damit den Olstrom 
nach Westeuropa unter seine Kontrolle 
brachte, 


Nachdem der Irak 1972 seine Ölquellen 
verstaatlicht hatte und Ghaddafi 1973 
wagte, die Ölförderanlagen von EXXON, 
SHELL, STANDARD OlIL OF CALI- 
FORNIA, MOBIL OIL und TEXACO 
unter staatliche Kontrolle zu bringen, 
wurde offen über eine US-Invasion disku- 
tiert. Arabien wurde zum „vitalen” Inter- 
essengebiet der Politiker und Firmen in 
den Industriestaaten, die jahrzehntelang 
mithilfe des billigen schwarzen Goldes ih- 
re Profite gemacht hatten.„Der Count- 
down zum Tag, an dem die Amerikaner 
die weltweite Energiekrise mit einem 
Schlag beheben, läuft: Für eine mili- 
tärische Invasion in Nahost, für einen hei- 
Ben Krieg ums Öl, sind die USA inzwi- 
schen bestens gerüstet ... Die USA, als in- 
ternationale Olschutzmacht, sollen die 
Ölfelder besetzen und die uneinge- 
schränkte Lieferung an alle mit Amerika 
verbündeten Industrienationen garantie- 
ren,” schrieb der Stern damals (Nr.51/ 
1973).Die US-Truppen übten den Krieg 
am Golf 1973 in großen Manövern in der 
kalifornischen Wüste, die US-Marine hielt 
große Manöver vor dem persischen Golf 
ab. Daraufhin drohten der algerische Öl- 
minister Boumedienne sowie der saudi- 
arabische Ölminister Jamani mit der 
Sprengung von Pipelines und Förderanla- 
gen im Falle der militärischen US-Inva- 
sion. 

Nach dem vierten isaelisch-ägyptischen 
Krieg (Jom-Kippur-Krieg Herbst 73) boy- 
kottierten die OPEC-Staaten die USA 
und einige europäische Staaten, um gegen 
die militärische Unterstützung Israels zu 
protestieren. „Nichts anderes bezweckt 
die arabische Öldrosselung, als gerade im 
Heiligen Land Frieden und Gerechtigkeit 
wiederherzustellen, und um ein Zeitalter 
der kolonialistischen Ausbeutung zu 
beenden”, schreibt 1973 der lybische Bot- 
schafter in Bonn, Jalal M. Daghely. Dar- 
aufhin setzte die erste Ölpreisverteuerung 
ein, der 1980 kurz nach der iranischen 
Revolution eine zweite größere Preiserhö- 
hung folgte. Dabei wurde vielen klar, wie 
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abhängig die Wirtschaft der Industriestaa- 
ten vom Öl ist. Die Europäer sprachen 
von Erpressung. Ein neues Feindbild wur- 
de aufgebaut: die reichen Ölscheichs, die 
ihnen die Früchte des Fortschritts klauen. 
Zu leicht wurde übersehen, daß es vor- 
wiegend die Mineralölkonzerne waren, 
die von den spekulativen Preiserhöhun- 
gen profitierten (genauso wie 1990). Die 
Förderländer hatten lediglich ihren 
Reichtum nicht mehr für zwei Dollar/Bar- 
rel verschenken wollen, sondern einen fai- 
ren Preis gefordert. „Die OPEC folgte im 
Grunde den Marktsignalen und bestimm- 
te keineswegs die Richtung und den Um- 
fang der Preissteigerungen. Es ist heute 
vielfach vergessen worden, daß sich die 
westlichen Ölnachfrager vor allem wäh- 


rend der Irankrise in ihrer Zahlungs- und 
Spekulationsbereitschaft 


gegenseitig 


überboten haben.” (HB 14.9.90) 

Seit den Preiserhöhungen 1973/74 und 
1980 versuchten die Olkonzerne dann 
verstärkt, Ölvorkommen außerhalb der 
OPEC zu erschließen. So werden seit An- 
fang der 80er Jahre die Ölvorkommen un- 
ter der Nordsee leergepumpt. Die Abhän- 
gigkeit von den OPECLändern sank auch 
durch den sinkenden Verbrauch der west- 
lichen Industriestaaten infolge der Wel- 
trezession Anfang der 80er Jahre. Doch 
dies gelang nur kurzfristig. 

Die Mineralölkonzerne versuchten immer 
wieder, einzelneMitglieder aus der OPEC 
herauszubrechen. So wurden ökonomisch 
schächere Mitglieder wie Nigeria von den 
Ölkonzernen zeitweise boykottiert, um sie 
zu Lieferungen unter dem vereinbarten 
Preis oder zur Erhöhung ihrer Quoten zu 
veranlassen. Andere OPEC-Länder wur- 
den durch Militärhilfe, wirtschaftlichen 
und politischen Druck in ihren Entschei- 
dungen beeinflußt. 

Der Versuch der OPEC, ab 1982 durch 
festgelegte Quotenregelungen das hohe 
Preisniveau der 80er Jahre zu halten, 
scheiterte jedoch auch an dem nationalen 
Interesse einzelner Staaten. So lieferten 
Iran und Irak mehr Öl, als sie nach den 
festgesetzten Mengen durften, um den 
Krieg gegeneinander zu finanzieren. Als 
die Quotenregelung dann 1985 aufgeho- 
ben wurden, fielen die Preise innerhalb 


52 blätter des iz3w, Nr. 172, März/April 1991 


Mittlerer Osten 


von sechs Monaten um 60 Prozent — von 
28 Dollar/Barrel auf 10 Dollar/Barrel. 
Seitdem fordert ein Teil der Mitglieds- 
staaten wieder höhere Preise, so z.B. der 
Iran, der Irak, Libyen und Algerien. In 
den westlichen Medien werden diese Län- 
der als „Preis-Faiken” bezeichnet: „Län- 
der wie Saudi-Arabien oder Kuwait sind 
daran interessiert, die Märkte langfristig 
zu stabilisieren. Einer Reihe von Kartell- 
mitgliedern paßt diese koordinierte Vor- 
sorgepolitik aber überhaupt nicht, sie hof- 
fen nach wie vor auf ”windfall-profits,, im 
Fall politischer Friktionen. Diese Länder 
beurteilen daher auch die heutigen Ge- 
spräche des saudiarabischen Ölministers 
Hisham Naser in Washington mit großem 
Mißtrauen.” (HB 6.9.90) Die wahren 
Gründe für die Auseinandersetzungen in- 
nerhalb der OPEC werden so verschlei- 
ert. Saudi-Arabien zum Beispiel erhält für 
seine moderate Preispolitik seit Jahren 
große Anerkennung aus den USA, die 
Dankbarkeit reicht von politischer Unter- 
stützung bis zu großzügigen Waffenliefe- 
rungen. Das Land hat eine geringe Bevöl- 
kerung und völlig andere politische Inter- 
essen wie der Iran oder der Irak, die auf- 
grund des Krieges hochverschuldet sind 
und für den Aufbau ihrer Ökonomien 
dringend auf Devisen angewiesen sind. 
Auch im Falle Kuwait grenzt es nicht an 
Wunder, daß die Machthaber die Politik 
der Industriestaaten unterstützen. Erzie- 
len sie doch aus ihren Kapitalanlagen und 
Beteiligungen an westlichen Firmen in- 
zwischen höhere Einnahmen als’'aus dem 
Ölexport. Mit der Forderung nach Preis- 
erhöhungen würden sie sich letztlich 
selbst die Dividenden kürzen. 

Bisher hat die OPEC allen Krisen wider- 
standen, sogar dem iranisch-irakischen 
Krieg. Immer wieder einigte sich man auf 
Kompromisse, in dem Wissen, daß eine 
offene Konkurrenz um Marktanteile ei- 
nen ungeahnten Preisverfall nach sich zie- 
hen würde. So kamen die Ölminister auch 
auf der letzten OPEC-Konferenz im Juni 


„Saddam sei Dank — und groß sei unser Profit !* 


1990 überein, den Ölpreis von 18 auf 21 
Dollar zu erhöhen. Doch gab es bereits 
harte Auseinandersetzungen zwischen 
dem Irak und Kuwait um die Förderrech- 
te an den Ölfeldern, die unter der umstrit- 
tenen Grenze liegen. Ein anderer Streit- 
punkt war die Auffüllung der strategi- 
schen Ölreserven der USA mit saudi-ara- 
bischem Öl, was nicht unter die Quoten- 
regelung fällt, da das Öl nicht sofort auf 
den Markt kommt, aber bereits die politi- 
sche Wirkung der OPEC-Staaten be- 
schränkt. Durch den Krieg gegen den Irak 
und die wachsenden Auseinandersetzun- 
gen im arabischen Lager sind die Risse in 
der OPEC größer geworden. Ob die Mit- 
glieder sich jemals wieder auf eine koordi- 
nierte Politik einigen können, erscheint 
fraglich. 


Ende des Ölzeitalters nicht in 
Sicht 


Die Weltölreserven haben in den letzten 
Jahren beständig zugenommen. Während 
die Lebensdauer des Öls (letztjährige För- 
dermenge bezogen auf die Reserven) 
1987 noch auf 32 Jahre geschätzt wurde, 
erhöhte sie sich bis 1990 auf 45 Jahre. Als 
offizielle Reserven gelten nur die Vor- 
kommen, die beim derzeitigen Preisni- 
veau wirtschaftlich ausgebeutet werden 
können. Weltweit ist jedoch ein Mehrfa- 
ches an Ölvorkommen bekannt. Diese lie- 
gen z.B. in Teersänden und Ölschiefer vor 
der US-Küste und in Alaska, unter der 
Antarktis oder in Südostasien. Ein Ende 
des Ölzeitalters ist noch nicht in Sicht. 

Die Lebensdauer der bekannten Reserven 
ist zwischen den einzelnen Ländern aber 
sehr ungleichmäßig verteilt. Während die 
OPEC-Staaten, gemessen an der derzeiti- 
gen Förderquote, im Durchschnitt noch 
92 Jahre liefern können, reichen die Ölre- 
serven in den USA noch zehn Jahre, in 
Großbritannien gerade noch sechs wei- 
tere Jahre. So werden die USA im Jahre 
2000 nahezu vollständig auf die Lieferung 


Karikstur; Wolter 


von Öl aus den OPEC-Ländern angewie- 
sen sein. Die US eigene Ölförderung ist 
seit 1986 ständig zurückgegangen. Das 
American Petroleum Institute (API) be- 
gründet das damit, daß die Exploration 
neuer Ölquellen in den meisten Regionen 
durch die Regierung oder umweltpoliti- 
sche Initiativen blockiert wurden. Die Ab- 
hängigkeit der USA von Ölimporten aus 
dem Mitteleren Osten betrug bei der er- 
sten Ölpreisverteuerung 1973/74 noch 
13,6 Prozent, heute decken die USA be- 
reits die Hälfte ihres Ölbedarfs durch Im- 
port aus OPEC-Ländern. Die Förderstei- 
gerungen der OPEC-Länder gehen im 
wesentlichen auf die Steigerung des US- 
Bedarfs zurück, während andere Staaten 
ihren Ölbedarf zunehmend auch bei 
Nicht-OPEC-Mitgliedern decken (Han- 
delsblatt 17.12.90). Die OPEC-Länder im 


Mittlerer Osten 


Traumgewinne für die 
Ölkonzerne 


Umso erstaunlicher ist die internationale 
Preisentwicklung. 

Die deutsche Mineralölindustrie hatte be- 
reits vor der Invasion Iraks in Kuwait 
Hochkonjunktur. Die Nachfrage nach 
Rohölprodukten war in der ersten Hälfte 
1990 im Zuge des gesamtdeutschen Kauf- 
rausches und des blühenden Exports (die 
deutsche Rüstungsproduktion meldete 
1990 ein Wachstum von 21 %) stark an- 
gestiegen. Die Mineralölkonzerne waren 
auch die ersten, die von der Invasion Iraks 
in Kuwait profitierten. Der Anstieg der 
Ölpreise ab August 1990 brachte ihnen 
Krisengewinne bis zum fünffachen der üb- 
lichen Profite. Sogar der SHELL-Spre- 
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Mittleren Osten sind im Besitz von zwei 
Dritteln der Ölreserven. Allein Saudi- 
Arabien hat einen Anteil von einem Vier- 
tel der weltweit bekannten Ölreserven. 


Sofort nach dem Beschluß, gegen den Irak 
ein Handelsembargo zu verhängen, gli- 
chen die OPEC-Staaten die ausfallenden 
Öllieferungen durch kurzfristige Produk- 
tionssteigerungen aus. Davon übernahm 
Saudi-Arabien erwartungsgemäß den 
größten Teil. Die Regierung will seine 
Produktion bis 1992 von sechs auf zehn 
Mio. Barrel pro Tag erhöhen. Als die Öl- 
preise kurz nach der Invasion Iraks in Ku- 
wait auf über 40 Dollar geklettert waren, 
meldete Saudi-Arabien überraschend 
neue Funde in Höhe von ca. 60 Mrd. Bar- 
rel, was seinen Anteil an den Weltölreser- 
ven auf 30 Prozent steigern würde. Diese 
Funde sind jedoch nicht offiziell bestätigt 
worden und Meldungen darüber wurden 
möglicherweise aus psychologischen 
Gründen zur Senkung des Ölpreises her- 
ausgegeben. Der Ölfluß ist seit der iraki- 
schen Invasion nie unterbrochen worden. 
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cher Pohl räumte eine „ausgesprochen gu- 
te Geschäftslage” ein (Süddeutsche Zei- 
tung, 24.11.90) Die Konzerne sind in ih- 
ren Äußerungen vorsichtig geworden, seit 
sie nach der ersten „Ölkrise” 1973/74 we- 
gen Gewinnzuwächsen von 300 % ins 
Kreuzfeuer der Kritik geraten waren. 
Nicht zufällig betreibt SHELL in diesen 
Tagen in deutschen Flimmerkästen zu be- 
sten Sendezeiten Imagepflege. Hinter die- 
ser Fassade versucht der Sumpf aus Kon- 
zernen, Ölhändlern und Spekulanten, die 
Versorgungsängste in der Bevölkerung zu 
schüren. Da die Mineralölkonzerne den 
riesigen Rotterdamer Ölmarkt zu 80 Pro- 
zent beherrschen, können sie mit ihren 
An- und Verkaufsgeschäften die weltwei- 
te Preisentwicklung beeinflussen. Die 
Preissteigerungen seit der Invasion Iraks 
in Kuwait hat mit der tatsächlichen Ölför- 
derung nur wenig zu tun. 


Die Ölmultis profitieren von spekulativen 
Geschäften und der gestiegenen Gewinn- 
marge durch die Preiserhöhungen. Gro- 
Ben Gewinn bescherte letztes Jahr ihr 
Prinzip, die aktuellen Preise nach den 


Wiederbeschaffungskosten für Rohöl 
festzusetzen. Steigt dieser Preis auf dem 
Weltmarkt (den sie selbst beeinflussen) 
aus spekulativen Gründen kurzfristig 
stark an,wie im September/Oktober 
1990, als das Barrel über 40 Dollar koste- 
te, so wird die Preiserhöhung umgehend 
an die Konsumenten weitergegeben. Die 
Konzerne liefern aber vorerst aus ihren 
riesigen, billig erworbenen Reserven. Der 
Gewinn erhöht sich entsprechend der 
Preiserhöhung, Fällt der Preis, können die 
Konzerne ihre Lager wieder auffüllen. 
Dies wurde im Januar 1991 möglich, als 
die USA einen Teil ihrer strategischen Öl- 
reserven, die sie letztes Jahr mit billigem 
saudiarabischen Öl aufgefüllt hatten, auf 
den Markt warfen und sich der Preis auf 
20 Dollar senkte. 


Die Ergebnisse der US-Konzerne im Öl- 
poker liegen bereits vor: EXXON ver- 
buchte 1990 einen um 42 Prozent auf um- 
gerechnet acht Mrd. DM gestiegenen Ge- 
winn. Dabei hat sich der Gewinn im letz- 
ten Quartal 1990 mit 2,5 Mrd. DM mehr 
als verdreifacht. TEXACO steigerte sei- 
nen Gewinn von Oktober bis Dezember 
um 35 Prozent auf 627 Mio. DM, MOBIL 
OIL um 45 Prozent auf 1,1 Mrd. DM, 
SHELL um 69 Prozent auf 446 Mill. Dol- 
lar. 
In der BRD erreichte die VEBA-OEL für 
1990 eine Gewinnsteigerung von 21 Pro- 
zent auf 630 Millionen DM. Der Vor- 
stand räumte ein, daß die Erträge vor al- 
lem im zweiten Halbjahr deutlich höher 
ausfielen (FR 6.2.91). Das Geld soll in den 
Ausbau des ARAL-Tankstellennetzes in 
der Ex-DDR investiert werden. Der Krieg 
beschert den Ölfirmen weitere Profite. 
Uwe Hartwig 
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Haiti- 


Der politische Sieg 
der Volkskirche 


ährend der Weltsicherheitsrat 

vorgibt, am Persischen Golf das 

Völkerrecht durchsetzen zu 
wollen, und dabei die Menschen und 
Städte des Iraks und Kuwaits zu Testob- 
jekten modernster Massenvernichtungs- 
waffen degradiert werden, scheint in der 
Karibik noch die Hoffnung auf eine ande- 
re Welt gerechtfertigt zu sein. 
Dabei handelt es sich um den Westen der 
Karibik-Insel Hispaniola, dem die Unab- 
hängigkeitserklärung der ersten Schwar- 
zen Republik von 1804, ihren alten Na- 
men zurückgab: Haiti.(!) In diesem Staat, 
dem einstigen Wegbereiter der lateiname- 
rikanischen und karibischen Unabhängig- 
keitsbewegungen, setzte sich die noch jun- 
ge Volksbewegung, nachdem sie vor fünf 
Jahren den Clan der Duvaliers verjagt hat- 
te, auch bei den Präsidentschafts- und Se- 
natswahlen durch. Im Zentrum dieser Be- 
wegung, die sich unter dem Schlagwort 
„Lavalas” (Welle, unregulierbare Wasser- 
massen) zusammengefunden hat, stehen 
die Forderungen nach Gerechtigkeit, 
Transparenz und Partizipation. 
Forderungen, die auch in der Wahlkam- 
pagne des Wahlbündnisses der FNCD 
(Front National pour le Changement et la 
Democratie) betont werden. Die FNCD 
triumphierte mit ihrem populären, im ei- 
gentlichen Sinne volksnahen Kandidaten 
Jean-Bertrand Aristide, durch einen 
Zwei-Drittel-Sieg, zuerst bei den 
Präsidentschaftswahlen Mitte Dezember 
letzten Jahres und — wenn auch in einer 
Koalition — bei den Senats- und Parla- 
mentswahlen am 20. Januar. Mehr noch 
als die Wahlergebnisse verdeutlicht die 
sehr hohe Wahlbeteiligung bei den Präsid- 
entschaftswahlen - in den Slums und auf 
dem Land - die Entschlossenheit und die 
Hoffnung der Menschen trotz anhalten- 
der Gewalt. ; 
Die Kandidaten aus der traditionellen po- 
litischen und wirtschaftlichen Elite muß- 
ten sich trotz massiver Unterstützung aus 
dem Ausland geschlagen geben. So der 
von den USA protegierte ehemalige Welt- 
bankfunktionär und Finanzminister unter 
Baby Doc,MarcBazinund SergeGilles-erer 
hielt Unterstützung von Frankreich und 
der Sozialistischen Internationalen. Selbst 
einflußreiche Kandidaten wie Luis Dejoie, 
aus einer traditionsreichen aristokrati- 
schen Mulattenfamilie oder Rene Theo- 
dore, dessen Organisation unter den Du- 
valiers brutal niedergehalten wurde, hat- 
ten gegen J.B.Aristide keine Chance. Den 


54 blätter des iz3w, Nr. 172, März/April 1991 


Haiti 


, 77 
PERLE ENTILLES 
m 


Art pann NEN 


Wahlverlierern, ob sie sich in der Vergan- 
genheit disqualifiziert oder sich im Wider- 
stand einen Namen gemacht hatten, ge- 
lang es nicht, mit der gesellschaftlichen 
Entwicklung in Haiti schrittzuhalten. Der 
Charakter klassischer Parteiapparate, wie 
sie sich in Mittelamerika mehr und mehr 
durchsetzten, fand in der gegenwärtigen 
Stimmung der haitianischen Bevölkerung 
wenig Anklang. 


Lavalas 


Mit diesen Erfolgen der FNCD besteht 
die Möglichkeit, das Ende des dreiundrei- 
Big Jahre währenden Duvalierismus auf 
Haiti zu zementieren. Die Grundlage da- 
für bietet nicht nur die Zusammenarbeit 
mit bekannten Befreiungstheologen um 
den neuen Präsidenten Pere Titide, wie er 
von seinen AnhängerInnen genannt wird, 
sondern auch die Stabilisierung einer 
Volksbewegung. Sie manifestierte sich seit 
der Flucht Baby Docs am 7. Februar ‘86 
über die letzten fünf Jahre in spontanen 
und improvisierten Aktionen in einem 
Netzwerk von Stadt-, Land- und Gewerk- 
schaftskomitees, Kooperativen und Basis- 
gemeinden. Diesem Bündnis aus FNCD 


Die volksnahe naive Malerei Haitis 


und Basisbewegungen obliegt es, die 
Strukturen des Terrors, die Tontons Ma- ' 
coutes, Mordkommandos der Duvaliers 
zu beseitigen; ebenso muß es die jahre- 
zehntelange Entmündigung des Volkes 
und die Zerstörung von gesellschaftlichen 
Grundbausteinen, wie z.B. von Schulen 
und Krankenhäusern, überwinden. J.B. 
Aristide unterstützte mit seinen in kreoli- 
scher Sprache gehaltenen Reden seine 
Hoffnungsträger und ihre Basisstrukturen 
und stärkte das Selbstvertrauen aller für 
den Prozeß der inneren Entkolonisierung. 
Die Wucht und Kontinuität dieser Volks- 
bewegung griff nicht nur beim Sturz des 
Duvalier-Clans, sondern zeigte sich aufs 
neue beim Widerstand gegen den Putsch- 
versuch von Roger Lafontant, einem ehe- 
maligen Innen- und Verteidigungsmini- 
ster Duvaliers und bekannten Anführer 
der Tontons Macoutes. Nachdem dieser 
mit ein paar Dutzend Soldaten in der 
Nacht vom 6. auf den 7. Januar, den noch 
amtierenden Präsidenten Trouillot für ab- 
gesetzt erklärt hatte, war er von verfas- 
sungstreuen Truppenteilen festgenom- 
men worden. Doch die Bevölkerung hatte 
sofort die Straßen und Plätze von Port-au- 
Prince kontrolliert, um militärische Un- 


terstützung bzw. eine etwaige Abschie- 
bung Lafontants zu verhindern. 
Gleichzeitig bekam auch der Erzbischof 
von Haiti, Monsignore Ligond&, sein Fett 
ab. Er galt als Wegbereiter des Putschi- 
sten, weil er sich in seiner Neujahrsan- 
sprache, dem Weltfriedenstag, nicht nur 
zur Opposition gegen den neuen Präsi- 
denten bekannte, sondern vor J.B. Aristi- 
de als einem zur Gewalt neigenden Bol- 
schewisten warnte, der das Land nur ins 
Unheil stürzen werde. Nun wurde auch 
gegen diese Verleumdnung protestiert. 
Die Menschen drangen nicht nur in die 
Nuntiatur des Bischofs ein und zwangen 
ihn, sich zu entkleiden, sondern entwen- 
deten zudem Wertgegenstände und Devi- 
sen und setzten den Dienstwagen in 
Brand. Leider wurde auch die alte Kathe- 
drale bei dieser kurzen Lavalas Operation 
bis auf den Sockel niedergebrannt. 


Volkskirche 


In Haiti gelang es den Duvaliers, über die 
Instrumentalisierung der „Nationalreli- 
gion”, des Voodoo, ein Gegengewicht zur 
katholischen Kirche aufzubauen. Diese 
Voodoo-Strukturen bilden auch den Hin- 
tergrund für die Terrororganisation der 
„Tontons Macoutes” (Menschenfresser), 
deren Morde auf 50000 geschätzt wer- 
den. Trotzdem hatte die katholische Kir- 
che ausreichend Einfluß auf den Staat, 
und ihr Segen stand meist auf der Seite de- 
rer, die das Land ausplünderten und das 
Volk hungern ließen. 

Als in der Zeit vor der Flucht des Dikta- 
tors Jean-Claude Duvalier der katholische 
Klerus seine schwankende Haltung zum 
Diktator aufgab und sich eindeutig gegen 
dessen Gewaltherrschaft stellte, schien es, 
als würden sich die Anhänger der Befrei- 
ungstheologie in den haitianischen Kir- 
chenreihen durchsetzen. Doch obgleich 
damit der etablierte Klerus am erhebli- 
chen Anteil am Sturz des Diktators hatte, 
ging es ihm weniger um das Ende von to- 
talitärer Macht und Gewalt, sondern viel- 
mehr um die Wahrung seiner eigenen mo- 
ralischen Autorität. Das Gerüst des dikta- 
torischen Staats, seine Hierarchie und ge- 
forderte Unterordnung entsprechen der 
Logik und den Prinzipien des Episkopats. 
So überrascht die beschwörende Neu- 
jahrsansprache des Erzbischofs von Haiti, 
Monsignore Ligonde, ebenso wenig wie 
die Entscheidung der Bischofskonferenz 
vom August 1987, in der die Bezeichnung 
„Volkskirche” abgelehnt wird mit der Be- 
gründung, daß dieser Begriff den Klassen- 
kampf, die Duldung von Gewalt und eine 
politische Radikalisierung in der Kirche 
einführte. Aristide wurde in der Ausein- 
andersetzung um die Volkskirche 1988 
aus dem katholischen Orden ausgeschlos- 
sen, durfte aber sein Priesteramt vorerst 
behalten. 

Doch die progressiven Kräfte in der Kir- 
che haben durch die Entwicklung der letz- 
ten Jahre wieder Auftrieb erhalten. Die 
Basisgemeinden, die „Ti Legliz”, verkün- 
den einerseits die befreiungstheologische 
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„Option für die Armen” und andererseits 
die Demokratisierung der kirchlichen 
Strukturen. Und obgleich die Kirchenlei- 
tung durch gezielte Nominierungen, Ab- 
berufungen und Ausschlußprozesse ihre 
Autorität und Kontrolle reorganisiert, hat 
sie z. Z. keine freie Hand, um wie zu Zei- 
ten Duvaliers ihre konservativen Interes- 
sen entschlossen zu verfolgen. 

Die Wahl des ehemaligen Salesianerpa- 
ters J.B.Aristide zum Präsidenten und sei- 
ne enge Zusammenarbeit mit Befreiungs- 
theologen erneuert schließlich die Debat- 
te über die Vereinbarkeit von Priestersta- 
tus und politischen Amt. 


Zerstörtes Land, 
zerstörte Macht 


Der Triumph der Volksbewegung steht 
nach Einschätzung vieler BeobachterIn- 
nen der lateinamerikanischen Verhältnis- 
se aber auch im Zusammenhang mit dem 
Wandel der internationalen Blockkon- 
frontation. Vor diesem Hintergrund greift 
die Drohung mit der kommunistischen 
Einflußsphäre immer weniger, aber auch 
der „Freie Westen” hat bei dem größten 
Teil der Bevölkerung jeden Kredit ver- 
spielt. Infolge des internationalen politi- 
schen Wandels fehlt der zivilen und mili- 
tärischen Elite der Überblick für die op- 
portune politische Ausrichtung. 

In Haiti wird diese Unsicherheit durch die 
Schwäche der katholischen Kirche und ei- 
ne staatliche und wirtschaftliche Krise er- 
gänzt. Die Grundstrukturen des staatli- 
chen Machtapparats haben sich allesamt 
diskreditiert, ob durch Korruption, 
Machtmißbrauch, Mordkommandos, 
Verelendung oder ökologische Zerstö- 
rung. 

Die Paralysierung des Systems wird mit 
der Akzeptanz dieser Wahlen deutlich. So 
mußten die angetretenen Militärs am Tag 
der Amtseinführung von J.B. Aristide die 
Absetzung von acht Generälen hinneh- 
men, die in Verbindung mit dem Putschi- 
sten Lafontante standen und im Drogen- 
geschäft tätig gewesen waren. 
Traditionelle haitianische Produktionsbe- 
reiche, wie z.B. die Schweinewirtschaft, 
wurden unter den Duvaliers bewußt zer- 
stört oder im Interesse von ausländischem 
Kapital vernachlässigt. Offensichtlichster 
Ausdruck der Armut sind nicht nur die 
wachsenden Slums um Port-au-Prince, 
sondern auch die ökologische Zerstörung 
Haitis: Seit der Invasion der Spanier vor 
fünfhundert Jahren verursachten der 
Raubbau an den Wäldern, die Ausdeh- 
nung der Zuckerrohrplantagen und 
schließlich der Überlebenskampf der ver- 
armten Bevölkerung die Verwüstung des 
Bodens. Das Fehlen der Waldbestände 
hat zur Folge, daß bei stärkeren Regenfäl- 
len Ströme entstehen, die nicht nur den 
Humusboden ins Meer schwemmen, son- 
dern auch Dörfer und kultivierten Boden 
mit sich reißen. Aufforstung, Straßenbau 
und die Schaffung von Bewässerungsmög- 
lichkeiten vernachlässigten die Machtha- 


ber genauso, wie sie die Ausgaben für die 
Müllentsorgung und im medizinischen 
Sektor strichen. 

Die 500jährige Plünderung Haitis ist auch 
für die katastrophale soziale Situation die- 
ses ärmsten Landes Amerikas verant- 
wortlich: Von den sechs Millionen Ein- 
wohnern sind fast 80 Prozent Analphabe- 
ten, von 1000 Neugeborenen sterben 123 
im ersten Lebensjahr, Krankenhäuser gibt 
es so gut wie keine. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung liegt bei 52 Jahren. Ins- 
gesamt gibt es 60000 Arbeitsplätze in der 
Industrie (Quelle: Weltbank 1988). Die 
Verschuldung ist auf über 800 Millionen 
US-Dollar angestiegen, bei einem Passiv- 
saldo der Handelsbilanz von 150 Mio. 
Dollar 1988. Die Gelder, die der Duva- 
lier-Clan ins Ausland verschoben hat und 
allmählich in Südfrankreich verpraßt, 
werden auf 1,5 Mrd. Dollar geschätzt. 
Dem IWF sind, wegen des zwangsläufigen 
Bedarfs an Devisen für den Wiederauf- 
bau, Tür und Tor geöffnet. 


Skepsis 

Das Debakel Haitis auf der Suche nach 
dem Grat, auf dem sich der Versuch einer 
Reorganisation Haitis umsetzen läßt, 
drückt sich auch in dem noch lückenhaf- 
ten Regierungsprogramm aus. Dabei ist es 
nicht nur die Vielzahl an notwendigen in- 
nenpolitischen Reformen, vom Abbau al- 
ter Hierarchien und Machtstrukturen, 
über die Entflechtung von Militär und Po- 
lizei, dem Aufbau der zerstörten Lebens- 
räume bis hin zur Dezentralisierung und 
Schaffung von Mitbestimmungsmöglich- 
keiten, die der neuen Regierung Kopfzer- 
brechen bereiten wird. Die Gefahren für 
das Projekt Haiti sind die fehlende Ak- 
zeptanz und Unterstützung durch das 
Ausland. Auch wenn die USA mit ihrer 
Abneigung nicht so weit gehen wie mit 
Cuba oder Nicaragua, werden sie es kaum 
hinnehmen, wenn die neuen Machthaber 
sie wegen ihrer jahrelangen Loyalität ge- 
genüber den Duvaliers ablehnen, daß Ari- 
stide die Unterstützung durch die USA, 
wie z.B. die Wiederaufbauhilfe in Höhe 
von 80 Millionen US-Dollar nicht er- 
wähnte, wird seinen Handlungsspielraum 
nicht gerade vergrößern. 

Die Europäer werden sich im „Hinterhof” 
der USA nur nach deren Gusto einmi- 
schen dürfen. Vielleicht bieten sich, trotz 
aller Skepsis, durch die internationalen 
Einfluß- und Machtverschiebungen 
Schlupflöcher für die sich auf Haiti durch- 
setzenden Basisbewegungen. Für die hai- 
tianische Gesellschaft ist es auf alle Fälle 
schon längst fünf nach Zwölf. Der Sozio- 
loge Gerard Pierre-Charles verdeutlicht 
die Zielsetzung des Projektes, wenn er 
sagt: „Vom Elend zur Armut in Würde 
voranschreiten”(2). gerd 


Anmerkungen: 

(1) Zur Geschichte und Politik Haitis bis 1986 
siehe ausführlichen Artikel in blätter des iz3w 
Nr.132/März 1986 

(2) Aus: Karibik: Umbrüche ila Nr.142, 
Febr. 1991 
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Das Projekt „Internationales Frauen- 
kultur- und Flüchtlingshaus” ist eine 
Konsequenz aus der jahrelangen in- 
tensiven Auseinandersetzung mit der 
Situation von Flüchtlingsfrauen und 
vom Frauenhandel betroffenen 
Frauen in der BRD. In der Freiburger 
Terre des femmes-Gruppe entstand 
ein immer größerer Handlungsdruck, 
über die Öffentlichkeitsarbeit hinaus 
etwas zu tun. Die große Resonanz auf 
ihre Pläne seitens ausländischer 
Frauen sowie seitens der Gruppen, 
die zu diesem Thema arbeiten, hat sie 
in ihrem Vorhaben bestärkt. 


ie Initiatorinnen dieses Projekts 

sind ca. 15 Frauen, die seit Jahren 

als Terre des femmes-Gruppe in 
Freiburg zusammenarbeiten. Terre des 
femmes ist eine Menschenrechtsorganisa- 
tion für Frauen und wendet sich gegen 
jegliche Diskriminierung von Frauen auf- 
grund ihres Geschlechts. 
Schwerpunkte der Freiburger Gruppe 
sind der Kampf gegen Frauenhandel, 
Frauen im Iran, kurdische Frauen, Rassis- 
mus in der weißen, deutschen Frauenbe- 
wegung, die Situation von Flüchtlings- 
frauen in Deutschland und der Aufbau ei- 
nes bundesweiten Zufluchtshauses für 
ausländische Frauen. 


Warum ein internationales 
Frauenkultur- und 
Frauenflüchtlingshaus? 


Die (aufenthaltsrechtliche) Situation ist 
für ausländische Frauen und Männer - be- 
sonders für diejenigen, die aus dem Tri- 
kont kommen - bekanntlich sehr schlecht 
und wird sich aufgrund der aktuellen poli- 
tischen Lage (Einheitstaumel und zuneh- 
mender Rassismus) und mit Hilfe des neu- 
en AusländerInnengesetzes noch weiter 
verschlechtern. Für die Frauen stellt sie 
sich jedoch noch miserabler dar, da ihr 
rechtlicher und somit auch ihr ökonomi- 
scher und politischer Status in der Regel 
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in direkter Abhängigkeit vom (Ehe-) 
Mann steht. 

EM An die 90% der weltweit Flüchtenden 
sind laut UNHCR (UN-Flüchtlingshoch- 
kommissariat) Frauen und Kinder. Z.B. 
aus dem Iran mußten viele Frauen flüch- 
ten, weil der Golfkrieg und der islamische 
BürgerInnenkrieg nicht nur ihre Heimat 
zerstört haben, sondern sie als Witwen zu 
Freiwild degradierten. Auch kurdische 
und türkische Frauen (u.a. aus den Wider- 
standsbewegungen gegen den türkischen 
Faschismus) suchen hier eine Überlebens- 
chance für sich und ihre Kinder. Diesen 
Fakten wird aber in der bundesdeutschen 
Flüchtlingspolitik keinerlei Rechnung ge- 
tragen. So ist es für Frauen wesentlich 
schwerer, als asylberechtigt anerkannt zu 
werden. Denn bisher wird am ehesten die 
Mitarbeit in Organisationen, die meist 
männerdominiert und -orientiert sind 
(wie z.B. Parteien), als Verfolgungsgrund 
anerkannt, nicht aber z.B. die alltägliche 
politische Basisarbeit der Frauen, die 
meist im Hintergrund bleibt. 

EM Auch die erschreckend häufig stattfin- 
dende geschlechtsspezifische Verfolgung 
ist trotz jahrelanger Forderungen immer 
noch nicht als Asylgrund anerkannt. 
Eleonore Romberg von den Grünen: 
„Wenn in Indien Frauen von der Witwen- 
verbrennung bedroht sind, in Thailand 
Frauen zur Prostitution gezwungen oder 
als Bräute verkauft werden sollen, wenn 
Iranerinnen von „Revolutionswächtern“ 
mit vergifteten Nadeln gestochen werden, 
weil sie eine Locke aus dem Tschador 
heraushängen haben - dann sind dies For- 
men spezifischer Verfolgung von Frauen, 
die zwar im Einzelfall überprüft, prinzi- 
piell aber als Asylgründe anerkannt wer- 
den müssen“, 

Um dem frauenspezifischen Moment der 
Verfolgung näher zu kommen, muß man 
jedoch neben dem Motiv der Verfolgung 
auch die Form, in der Frauen verfolgt 
werden, in Augenschein nehmen. 

Es handelt sich in erster Linie um sexuelle 
Gewalt, mit der Frauen mißhandelt wer- 
den. Sie ist spezifisch gegen Frauen als 
Geschlecht gerichtet und zielt einzig auf 
ihre weibliche Identität. Damit wiederum 
bekommt die Verfolgung eine weitere Di- 


mension; Zum einen wird die Frau in ih- 
rem Recht auf sexuelle Selbstbestimmung 
getroffen; ein Moment, das über die kör- 
perliche Mißhandlung hinweg wirkt. Ihr 
wird nicht nur die Entscheidungsmöglich- 
keit über ihre Sexualkontakte entzogen, 
ihr Selbstgefühl wird gebrochen, und sie 
wird zum reinen Objekt degradiert. Zum 
anderen wird die Frau in der Erfüllung 
der ihr zugeschriebenen Werte und Nor- 
men der jeweiligen Gesellschaft getroffen. 
So ist der soziale Status der Frauen ge- 
prägt durch ihre Rolle/Funktion als Ehe- 
frau und Mutter (tatsächlich oder poten- 
tiell). Damit verbunden sind Verhaltens- 
regeln, die ihren Umgang mit dem männli- 
chen Geschlecht bestimmen. Hier kommt 
dem Begriff des „Ehrverlustes“ eine we- 
sentliche Bedeutung zu. 

Erhalten die Frauen als Ehefrauen von 
asylberechtigten Männern eine Aufent- 
haltsgenehmigung, so befinden sie sich 
trotzdem oft in einer unwürdigen Zwangs- 
situation, da ihr Aufenthaltsstatus als Fa- 
milienangehörige meist an den Ehemann 
gebunden ist. Bei Trennung oder Tod des 
Ehemannes sind sie unmittelbar von der 
Abschiebung bedroht; das zeigt ein Fall in 
Freiburg: Die Abschiebung einer verwit- 
weten kurdischen Frau mit ihren sechs 
Kindern konnte buchstäblich in letzter 
Minute verhindert werden. 

I Die Situation von Flüchtlingsfrauen in 
Sammelunterkünften wurden bisher noch 
kaum thematisiert. Wir wissen aber über 
die zum Teil extreme geschlechtsspezifi- 
sche Herabwürdigung und sexuelle Ge- 
walt seitens der männlichen Flüchtlinge 
und des männlichen Personals, die vor al- 
lem alleinstehende Frauen trifft. 

„Das eigentliche Lagerleben beginnt be- 
sonders in der Nacht. In der Toilette, die 
ja von Frauen und Männern gemeinsam 
benutzt werden muß, im Bad, das neben 
dem Bad der Männer liegt, in den Zim- 
mern, in denen Frauen und Männer direkt 
beieinander wohnen ... die Polizei küm-. 
mert sich nicht darum, was im Lager vor 
sich geht. Man kann jemanden schlagen, 
man kann eine Frau vergewaltigen - sie 
kümmert sich nicht darum.“ (aus Erfah- 
rungsberichten der „Autonomen irani- 
schen Frauenbewegung im Ausland“) 


M Im Bereich des Frauenhandels wird ge- 
rade diese rechtliche Abhängigkeitssitua- 
tion als Machtmittel gegen die Frauen ver- 
wendet..So sieht sich eine ausländische 
Frau, die z.B. auf dem Weg des Heirats- 
handels einen deutschen Mann geheiratet 
hat, von der Ausweisung bedroht, sollte 
sie sich in den ersten fünf Ehejahren tren- 
nen wollen. Die Hemmschwelle der 
Frauen bezüglich einer Trennung oder 
Scheidung ist dementsprechend hoch, 
auch wenn sie - wie in vielen Fällen - (se- 
xueller) Gewalt ausgeliefert sind. Auslän- 
dische Frauen, die in die Prostitution ge- 
zwungen werden, befinden sich in einer 
noch schlimmeren Situation. Da sie meist 
illegal hier leben, wird ihre Erpreßbarkeit 
und Abhängigkeit von Zuhältern und 
Händlern immens hoch, und sie sind oft 
extremer Gewalt ausgesetzt. In einer ähn- 
lichen Lage befinden sich die illegalen 
Hausarbeiterinnen, deren Zahl rapide 
wächst. 

M Ali diesen Frauen, ebenso wie mißhan- 
delten Ehefrauen und Töchtern von soge- 
nannten „Gastarbeitern“ (mit meist gesi- 
chertem Aufenthaltsstatus) stehen bislang 
nur die meist völlig überfüllten Frauen- 
häuser zur Verfügung, Nicht nur die große 
Hemmschwelle, in einem deutschen 
Frauenhaus Hilfe zu suchen, sondern 
auch der oft erfahrene Rassismus von sei- 
ten der deutschen Bewohnerinnen ebenso 
wie eine wesentlich kompliziertere Ge- 
samtsituation in kultureller, gesellschaftli- 
cher und vor allem rechtlicher Hinsicht 
machen deutlich, daß die deutschen 
Frauenhäuser der Situation der flüchten- 
den ausländischen Frauen nur in sehr be- 
grenztem Maße gerecht werden können. 
Auf der anderen Seite stehen diese 
Frauen in der Regel unter einem immens 
hohen Druck, der ihnen oft nur die Wahl 
läßt zwischen dem Abtauchen in die Ille- 
galität oder der Abschiebung, die in vielen 
Fällen wirtschaftlichen Ruin und Ge- 
sichtsverlust oder Folter und Tod bedeu- 
tet. 

EB Aus all diesen Gründen muß die Mög- 
lichkeit eines zumindest vorübergehend 
gesicherten Aufenthaltsortes und 
Schutzraumes geschaffen werden, wo die 
Frauen vor rassistischen Auseinanderset- 
zungen weitgehend sicher sein können 
und von ausländischen Frauen unterstützt 
werden. 


Zur konkreten Umsetzung 


Neben den ungezählten Stunden unbe- 
zahlter Arbeit hat die Gruppe zunächst 
Gelder für Stellen beantragt, um den kon- 
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tinuierlichen Aufbau des Frauenkultur- 
und Flüchtlingshauses zu gewährleisten. 
Von Juni bis Dezember 1990 wurden 
Terre des femmes zwei halbe Honorar- 
stellen von der „Frauenanstiftung“ (Teil 
der GRÜNEN-nahen Regenbogenstif- 
tung) bewilligt. 

Die ABM-Stelle wurde trotz Wider- 
spruchsverfahren und Unterstützung ver- 
schiedener Institutionen im Dezember 
1990 endgültig abgelehnt. 

I Mit der Entscheidung, ein großes, reno- 
vierungsbedürftiges Haus mit Garten in 
der Nähe von Freiburg zu kaufen, das für 
ca. 15 Frauen mit Kindern Platz bietet, hat 
das Projekt ganz konkrete Züge angenom- 
men. Zur Zeit wird zusammen mit einigen 
ausländischen Frauen eine räumliche 
Konzeption für dieses Haus entwickelt, 
damit ab dem Frühjahr 1991 die Umbau- 
arbeiten starten können. 

Die bisherige Konzeption sieht vor, daß in 
diesem Wohnprojekt die Frauen für einen 
kurz- bis mittelfristigen Zeitraum in einer 
solidarischen Frauengemeinschaft leben 
können, bis ihre rechtliche Situation ge- 
klärt ist bzw. eine eigene Existenzmöglich- 
keit geschaffen ist. 

EM Wichtiger Bestandteil des Konzeptes 
ist, daß die Frauen von Terre des femmes 
kein Sozialarbeitsprojekt von deutschen 
für ausländische Frauen auf die Beine 
stellen wollen, in dem immer die Gefahr 
der Bevormundung und Hierarchie auf- 
grund der unterschiedlichen gesellschaft- 
lichen Machtpositionen besteht und in 
dem die ausländischen Frauen auf die Op- 
ferrolle reduziert werden. Vielmehr geht 
es darum, Möglichkeiten für die kulturelle 
Entfaltung und die Erhaltung der eigenen 
Identität in Form von möglichst breit ge- 
fächerten Aktivitäten zu schaffen. 

Die Organisationsform des Hauses soll 
deshalb auch autonom sein, und es soll 
von den Bewohnerinnen in Selbstverwal- 
tung geführt werden. Terre des femmes 
will die Möglichkeit schaffen, zwei auslän- 
dische Mitarbeiterinnen für Beratung, 
Hilfe bei Behördengängen und zur Unter- 
stützung der Selbstverwaltung einzustel- 
len. Daneben soll ein breites Unterstüt- 
zungsnetz aufgebaut werden, nicht zuletzt, 
um z.B. drohende Abschiebungen zu ver- 
hindern oder zumindest politisch zu er- 
schweren. 

Schließlich haben sie einen Verein mit 
dem Namen „Villa Courage“ gegründet, in 
dem agisra (Arbeitsgemeinschaft gegen 
internationale rassistische und sexuelle 
Ausbeutung), Terre des femmes, Amne- 
sty for women Hamburg u.a. Mitglied 
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sind, um das Projekt auf eine politisch 
breite Basis zu stellen und den Aufbau 
weiterer Häuser dieser Art überall in 
Deutschland anzuregen. 


Die finanzielle Situation 


Wichtiger Bestandteil des Konzeptes ist 
die Autonomie - gerade auch in finanziel- 
ler Hinsicht. Dies beinhaltet vor allem Un- 
abhängigkeit von Banken - und damit vom 
ausbeuterischen Wirtschaftssystem, in 
dem Frauen und Ausländerinnen ohnehin 
auf der Verliererinnenseite stehen und 
das sie meistens davon abhält, sich grö- 
Bere Projekte zuzutrauen. 

Durch die Entscheidung, ein Haus zu kau- 
fen, ist deshalb zur Zeit die Sicherung der 
finanziellen Situation vorrangig: Da die 
„Stiftung Umverteilen - für eine solida- 
rische Welt“ (Berlin) sich Ende 1990 ent- 
schieden hat, das Haus zu kaufen 
(300.000 DM Kaufpreis), um es an den 
Verein „Villa Courage“ per Erbbaurecht 
zu. verpachten, müssen von den Frauen 


jetzt noch die hohen Renovierungskosten 


Sr 600.000 DM) aufgebracht werden. 
iese sind zur Hälfte durch zinslose Dar- 
lehen gedeckt, die vom „Netzwerk 
Dreyeckland“ organisiert und wie die ge- 
samte Projektfinanzierung betreut wer- 
den. Für die andere Hälfte ist eine Misch- 
finanzierung vorgesehen. Dazu wurden 
auch Stiftungen um Darlehen und Spen- 
den gebeten. Die gewünschte Autonomie 
kann nur funktionieren, wenn das Projekt 
von möglichst vielen getragen wird. Die 
Freiburger Terre des femmes-Frauen bit- 
ten deshalb um finanzielle Unterstützung, 
und zwar in Form 

EM einer Beteiligung an der Leih- und 
Schenkungsgemeinschaft, 

I der Gewährung eines (möglichst) zins- 
losen Darlehens 

B oder einer einmaligen Spende. 

Die Frauen von Terre des femmes Frei- 
burg haben sich zum Ziel gesetzt, bis 
März 1991 eine Leih- und Schenkungs- 
gemeinschaft aufgebaut zu haben, und ru- 
fen zur Unterstützung dieses dringend 
notwendigen Projektes auf. 
Kontaktadresse für alle, die 

— nähere Informationen über das Projekt 
— der Leih- und Schenkungsgemein- 
schaft beitreten wollen (Zusendung der 
Vertragsunterlagen) 

— eine einmalige Spende oder ein zinslo- 
ses Darlehen geben können: 

Terre des Femmes e.V., Habsburgerstra- 
Be 9, D-7800 Freiburg, Tel. 0761/ 
551280, Konto-Nr.: 292087-750 Postgi- 
roamt Karlsruhe 


Bar None 
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Auf eigenen Füßen - Wege 
zur Gesundheit in El Salva- 
dors Befreiungskampf. 


uf eigenen Füßen - Wege zur Ge- 

sundheit in El Salvadors Befrei- 

ungskampf” heißt die im Juli 
1980 im rotpunkt-Verlag Zürich erschie- 
nene deutsche Übersetzung des Buches 
von Francisco Metzi, in dem er eine ein- 
drückliche und spannende Schilderung 
seiner dreijährigen Tätigkeit als Kranken- 
pfleger und Ausbilder bei der salvadoria- 
nischen Guerillabewegung FMLN gibt. 
Doch das Buch ist mehr als ein subjektiver 
Erlebnisbericht und stellt den Autor nicht 
in den Mittelpunkt, 
Wie viele in der europäischen Solida- 
ritätsbewegung hatte Metzi anfangs das 
Idealbild eines Volkes im Kopf, das für 
seine Befreiung kämpft, das sich seiner ei- 
genen kulturellen Traditionen bewußt ist, 
das sich nicht beeinflussen läßt von westli- 
cher Denk- und Lebensweise (und „mo- 
derner“ westlicher Medizin), das den 
Schritt vom Leben in der Vereinzelung 
zum wahren kollektiven Leben bereits 
vollzogen hat. Im Alltag der von der Gue- 
rilla weitgehend „kontrollierten Zonen“ 
El Salvadors, entdeckt Metzi, daß es so 
einfach nicht ist. Daß der Befreiungs- 
kampf gerade erst begonnen hat und daß 
darin noch ganz andere als militärische 
Schlachten gewonnen werden müssen. 
Leben als Kämpfer in oder als Zivilbevöl- 
kerung mit der Guerilla bedeutet, in vieler 
Hinsicht einen Bruch mit alten Normen 
zu vollziehen: in den persönlichen Bezie- 
hungen (vor allem zwischen Männern und 
Frauen), in der Haltung zur Autorität, in 
der traditionell großen Scham der Land- 
bevölkerung gegenüber dem eigenen Kör- 
per. Dies geschieht nicht automatisch und 
ohne Widerstände. Neue Verhaltenswei- 
sen entwickeln sich aus dem Mangel und 
aus der Not, aus dem absoluten Aufeinan- 
der - angewiesen - sein, bei dem Teilen ... 
eine Überlebensstrategie* ist. 
Im Bereich der Gesundheitsversorgung 
bedeutet Bruch mit alten Normen: repres- 
sive verinnerlichte Traditionen zu über- 
winden, welche Krankheit als Folge des 
„bösen Blicks“, als Strafe, als Folge eige- 
nen Fehlverhaltens interpretieren; oder 
den unkritischen Glauben an die „moder- 
ne Medizin“ mit seiner Begeisterung für 
jegliche Art von Spritzen und Tabletten 
zu ersetzen durch die Annahme und 
Wertschätzung von Naturheilmitteln, de- 
ren Kenntnis und Anwendung - wie bei 
uns auch - immer mehr in Vergessenheit 
geraten. Doch wie kann eine Gesundheits- 
und Volkserziehung in diesem Sinne grei- 
fen, wenn in erster Linie nicht die Ein- 
sicht, sondern die Not das Handeln dik- 
tiert, wenn doch gerade der Mangel an le- 
benswichtigen „modernen“ Medikamen- 
ten viele Menschen in den Konfliktzonen 
sterben läßt oder für immer zu Krüppeln 
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macht? Metzi erkennt dieses Dilemma: 
„Plötzlich erschien mir der Grund für die 
Ablehnung der pflanzlichen Medizin klar. 
Pflanzen waren in der modernen Zeit 
nichts weiter als ein Mittel der Armut, kei- 
ne Alternative, die freiwillig gewählt wur- 
de, weil man ihre heilende Wirkung er- 
kannte, und erst recht nicht aus dem 
Wunsch heraus, diesen Aspekt der Volks- 
kultur zu bewahren. Der Gebrauch von 
Pflanzen war nichts weiter als die Tyran- 
nei der Notwendigkeit. So hatte die Kraft 
der Armut die Vorstellungen von Ge- 
sundheit verdreht. Das waren schlechte 
Ausgangsbedingungen, um ein wirklich 
revolutionäres Gesundheitswesen aufzu- 
bauen.“ 


Francisco Metzi. Auf eigenen Füßen - 
Wege zur Gesundheit in El Salvadors 
Befreiungskampf, Zürich, rotpunkt, 
Juli 1990. 


Aber was bedeutet ein „revolutionäres 


. Gesundheitswesen“? - Sicher nicht, daß 


von oben verordnete „revolutionäre“ 
Denk- und Verhaltensweisen den traditio- 
nellen übergestülpt. werden. Es darf auch 
nicht bedeuten, daß ein wirklicher Mangel 
(z.B. an lebenswichtigen Medikamenten) 
mit Hilfe vermeintlich „revolutionärer“ 
Ideologie einfach umgedeutet wird zu ei- 
ner „Tugend“ (z.B. Besinnung auf eigene 
kulturelle Traditionen). Es müssen auf je- 
den Fall die sozialen Ursachen für Mangel 
und Krankheit erkannt werden, die vor al- 
lem in den ungerechten Gesellschafts- 
strukturen und in dem von den USA auf- 
gezwungenen Anti-Aufstands-Krieg be- 
gründet sind. Metzi lernt deshalb, in der 
Gesundheitserziehung und in der Ausbil- 
dung von Gesundheitshelfern anzusetzen 
bei dem Wissen, den Erfahrungen und der 
Sprache, mit denen die Landbevölkerung 
Krankheiten erklärt und behandelt. Damit 
stärkt er das Selbstvertrauen von Men- 
schen, die sich selbst als unwissend und 
rückständig bezeichnen. Denn „in einem 
Krieg der Armen, der völlig mittelos be- 
ginnt und die Befreiung zum Ziel hat, muß 
das Volk Vertrauen in sich selbst gewin- 
nen.“ Darauf aufbauend werden gemein- 
sam die Ursachen von Krankheit und Not 
analysiert und überlegt, wie dagegen ange- 
gangen werden kann mit den wenigen ver- 
fügbaren materiellen Ressourcen und 
dem einzigen Reichtum der Armen EI 
Salvadors: mit Kreativität und kollektiver 
Anstrengung, i 


Der Aufbau einer Basisgesundheitsver- 
sorgung in den „kontrollierten Zonen* 
wird so zu einem wirklichen „Produkt kol- 
lektiven Bemühens“ und Teil des Wider- 
stands gegen einen übermächtigen Feind. 
Genau deswegen sind die Feldhospitäler 
und das medizinische Personal der 
FMLN seit Jahren ein bevorzugtes strate- 
gisches Ziel der salvadorianischen Armee. 
Daran hat sich auch fünf Jahre nach dem 


ersten Erscheinen von Metzis Buch nichts 
geändert: unvorstellbar harte Bedingun- 
gen medizinischer Versorgung unter 
Kriegsbedingungen; traurige Schicksale 
von kriegsverletzten Kämpfern und Zivili- 
sten, die Grausamkeit der Luftangriffe; 
die Leiden und Entbehrungen bei der 
Evakuierung von Feldkrankenhäusern. 
und bei strategischen Rückzügen. 
Trotzdem vermittelt das Buch auch im- 
mer wieder den eindrucksvollen Überle- 
benswillen der „Landleute“ EI Salvadors, 
ihre Lernfähigkeit und das (nicht immer 
konfliktfreie) Zusammenspiel von Zivil- 
bevölkerung und Guerilla. Es ist deshalb 
auch ein hoffnungsvolles Buch in einer 
immer bedrückenderen Welt, so wie es in 
dem Satz des Kriegsverletzten Juan zum 
Ausdruck kommt: “Wir sind im Krieg, 
und der Krieg besteht aus Irrtümern und 
Fortschritten. Wichtig ist, ihn zu gewin- 
nen. Und, sei es wie es sei, als Krüppel 
oder wie beschissen wir auch dran sein 
mögen, wir können vorankommen in die- 
sem Prozeß, wenn wir es geschickt anstel- 
len.“ 
'In einem Vorwort zur deutschen Überset- 
zung nimmt Ralf Syring eine historische 
Einordnung des Befreiungskampfes vor, 
den das Buch in seiner Phase Anfang der 
achtziger Jahre beschreibt. Er gibt dem 
Leser auch wichtige Elemente an die 
Hand für das Verständnis der konkreten 
Formen der „Doppelmacht“ in den Kon- 
fliktzonen EI Salvadors und für das Ver- 
hältnis FMLN - Zivilbevölkerung. Außer- 
dem ergänzt er die Entwicklung bis heute 
(1985-90), wobei die Rücksiedlungsbe- 
wegung in diese Zonen sicher eine der 
wichtigsten Veränderungen darstellt. 
Schließlich fehlt auch nicht der Hinweis 
auf diejenigen, die mit ihrer fortgesetzten 
Unterstützung der salvadorianischen Ar- 
mee und Regierung an der Vernichtung 
der in dem Buch vorkommenden Men- 
schen direkt beteiligt sind: die US- und die 
Bundesregierung. Die gelungene Überset- 
zung (A. von Schönfeld/R. Syring) hat zu- 
mindest teilweise die Sprache der Campe- 
sinos aus Chalatenango vermitteln kön- 
nen, die Sprache, die für Metzi mit dem 
Erlebten eng verbunden ist. Einige wenige 
unübersetzte Wörter dieser Sprache, me- 
dizinische Begriffe und Begriffe des Gue- 
rillakampfes werden in einem Glossar er- 
klärt. 
Wer das Buch einmal angefangen hat, legt 
es so schnell nicht wieder aus der Hand. 
Dorothee Mölders 


Berichtigung 
Das in unserem letzten Heft (Nr. 
171) besprochene Buch von A. Her- 
thoge/A. Labrousse mit dem Titel 
„Die Koksguerilla“ ist nicht im Rot- 
punkt Verlag (aus Basel) erschienen, 
sondern im Berliner Rotbuch Verlag. 
Wir bitte um Entschuldigung, 


Wer ist das stärkste 
Geschlecht im Land? 


uch so könnte der Titel der über- 

arbeiteten und aktualisierten 

Ausgabe des Bundes Süd-Nord 
lauten, die im November 1990 in der La- 
mur-Reihe „Zum Beispiel” erschienen ist. 
Die Antwort — die Kernaussage des Ban- 
des — liegt auf der Hand: Frauen tragen in 
den Ländern der Dritten Welt (und si- 
cherlich nicht nur dort) den größten Teil 
der Last, die in der „sozialen Realität” die- 
ser Länder ihren Ursprung hat. Die Kon- 
zeption der „Zum Beispiel”-Reihe macht 
es den HerausgeberInnen nicht gerade 
leicht; einführend, knapp und anschaulich 
sollen die Zusammenhänge zwischen der 
Ersten und Dritten Welt hergestellt wer- 
den, für umfangreiche Themen eine fast 
unlösbare Aufgabe. Doch diesmal haben 
sich die HerausgeberInnen etwas einfallen 
lassen: Quer durch alle drei Kontinente 
lassen sie Frauen selbst erzählen und ent- 
wickeln somit ein lebendiges Bild von den 
alltäglichen Sorgen und Nöten der Frauen 
in den Ländern der Dritten Welt. 
In Asien — um nur einige Beispiele zu 
nennen — leiden Frauen unter der gesell- 
schaftlich tiefverankerten Diskriminie- 
rung von Mädchen. Die Schande, uner- 
wünschte Töchter zu gebären, wird für 
viele Frauen zum Alptraum. Für sie gibt 
es oftmals nur einen Ausweg: Frühzeitige 
Geschlechtsbestimmung mit anschließen- 
der Abtreibung, 
Der eindrucksvollste Beitrag kommt aus 
Afrika. Eine Afrikanerin klagt die westli- 
che Welt an und erklärt, warum Afrika im 
Sterben liege. Die Europäisierung ihrer 
Männer sei ihnen zur Last geworden. Der 
Mann arbeite in der Exportlandwirtschaft 
oder in Bergwerken, die Frauen erzeugen 
dagegen die einheimischen Nahrungsmit- 
tel. In Lateinamerika kommt es häufig vor, 
daß Frauen völlig unerwartet von ihren 
Partnern alleingelassen werden. Dann ste- 
hen sie plötzlich vor dem Problem, ihre 
Kinder und sich selbst zu ernähren. 
Allen gemeinsam ist die alltägliche Dop- 
pelbelastung: Haushalt und Einkommens- 
sicherung. Sie arbeiten unterbezahlt, 
rechtlos und unter gesundheitsgefährden- 
den Bedingungen in Export-Produktions- 
Zonen, auf der Straße oder in Bereichen 
des informellen Sektors. Sie bewirtschaf- 
ten die kargen Felder, die ihnen noch ge- 
blieben sind, und ertragen gehorsam oft in 
Gewalt ausartende Wutausbrüche ihrer 
Ehemänner. Die Entwicklungspolitik geht 
an den Frauen vorbei, daher fordern sie 
eine „Feminisierung der Entwicklung”. 
Kritische Töne richten sie an westliche 
und internationale Frauenorganisationen. 
Von den „Gringo-Ideen” ist die Rede, 
wenn sich Frauen aus der Dritten Welt 
von ihren westlichen Geschlechtsgenos- 
sinnen mißverstanden fühlen. Domitila, 
eine Bergarbeiterfrau aus Bolivien, 
spricht auf der Tagung zum Internationa- 
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len Jahr der Frau in Mexiko das aus, was 
viele gewerkschaftlich organisierte Frauen 
in den Ländern der Dritten Welt denken: 
Es reiche nicht aus, nur Frau zu sein. Im 
Augenblick sei es viel wichtiger, mit dem 
Mann zusammen für die Befreiung zu 
kämpfen. Domitila kämpft gegen die Ar- 
mut, gegen die alltägliche Ausbeutung, die 
auch Männern widerfährt, der Geschlech- 
terkampf ist für sie zweitrangig. „Tototo” 
— eine Frauenselbsthilfeorganisation in 
Mombasa geht dagegen einen anderen 
Weg. Nach dem Modell der „einkom- 
menschaffenden Maßnahmen” sucht sie 
ihr Glück im Kleingewerbe. Ganz bewußt 
wendet sie sich nur an Frauen. „Wenn wir 
die Frauen unterstützen, helfen wir der 
ganzen Familie”, erklärt die Leiterin von 
„Tototo” und sie weiß, wovon sie spricht. 
Aber bis Frauen den Schritt wagen, sich 
selbst zu organisieren, sind erst patriar- 
chalische Hürden zu überwinden. Denn 
zunächst sind es die Männer, die Frauen 
daran hindern, das zu tun, was sie für nö- 
tig halten. Es kommt nicht darauf an, wel- 
cher Weg nun der richtige ist, Domitilas 
gewerkschaftlicher Kampf oder einkom- 
mensschaffende Maßnahmen, entschei- 
dend ist vielmehr, und darin liegt die Stär- 
ke des Buches, die Vielfalt der „sozialen 
Realitäten” aus der Perspektive der 
Frauen wahrzunehmen. ck 


E. Launer, R. Wilke-Launer: Zum 
Beispiel Frauenalltag, Lamuv Verlag, 
Göttingen 1990, 128 S., 9,80 DM. 


xx% 
Gläserne Heimat 


ashabeichin diesem Land zu su- 
W chen? Diese Frage durchzieht 

alle Erzählungen von Fahimeh 
Farsaie, die sie im deutschen Exil geschrie- 
ben hat. Ihre literarischen Figuren, alles 
Frauen, leben in der Fremde, in einem 
Land, mit dem sie nichts zu tun haben. Sie 
sehnten sich nach ihrer Heimat, die ihnen 
auf ungewisse Zeit verschlossen ist, aus der 
sie geflüchtet sind, um ihr Leben zu retten. 
Die Frauen beobachten verständnislos das 
Leben in dem westlichen Industrieland 
Bundesrepublik Deutschland. Wie lächer- 
lich erscheinen ihnen viele Probleme der 
Menschen hier, gegen die Schicksale der 
Freunde in den Gefängnissen des Ayatol- 
lah-Regimes und gegendie Opfer und Aus- 
wirkungen des iranisch-irakischen Krieges 
(1980-1988). 
„Meine Mutter hat geschrieben, der Tod ist 
für uns kein Alptraum mehr, er ist mit uns- 
rem Leben vereint worden, wir haben uns 
schon an ihn gewöhnt, denn er ist überall, 
und wenn er auch selbst nicht erscheint, 
hörtman von ihm. Vieleversuchen, sich vor 
ihm zu verstecken. Jede Nacht packen sie 
und verlassendieStadt...Mirsindder Tod, 
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seine Vorstellung oder sein Schatten eng 
vertraut. Wir gehen zusammen ins Bettund 
schlafen. Wir stehen morgens zusammen 
auf,umnocheinen Tagsinnlosindie Nacht 
zu führen. Seit du fort bist, bin ich so ein- 
sam, daß ich nur dem Tod mein Herz aus- 
schütte.“ 
1972 wurde Fahimeh Farsaie als 21jährige 
Journalistin und Jurastudentin wegen eine 
scheinbar fiktiven Geschichte über eine 
Hinrichtung, die sie in der regierungs- 
treuen Zeitung „Kayan“ unterbrachte, von 
der GeheimpolizeidesSchah zwei Jahreins 
berüchtigte Ewin-Gefängnis in Teheran 
gesteckt. 
Unter Khomeini durfte Fahimeh Farsaie 
weder als Richterin noch als Rechtsanwäl- 
tin tätig sein. Im Gefängnis politisiert und 
links stehend, wurden sie und ihre Freunde 
schon kurz nach der islamischen Revolu- 
tion im Iran verfolgt. Viele verließen, so- 
fern sie es konnten, für viel Geld, mit Hilfe 
von Menschenschmugglern das Land. An- 
dere blieben und fielen in die Hände ihrer 
Henker. Eine furchtbare Ainrichtungswel- 
le begann 1989 nach dem Ende des ira- 
nisch-irakischen Krieges. Fahimeh Farsaie 
und ihre Freundenahmen bestürztund fas- 
sungslosimmer neueMeldungenüber Hin- 
richtungen zurückgelassener Freunde ent- 
gegen. Ihnen blieb nur die gemeinsame 
Trauer, um sich gegenseitig zu stützen. 
In den fünf Erzählungen, die in dem Buch 
„Die Gläserne Heimat“ von Fahimeh Far- 
saie erschienen sind, beschreibt die Auto- 
rin die Schicksale von ausländischen 
Frauen, dieihr Land verlassen mußten und 
in der Fremde leben. Allein in einer ande- 
ren Kultur fühlen sie sich entwurzelt, seh- 
nensichnach der Heimat.SielebeninErin- 
nerungen, die nicht nur mit dem erlebten 
Schrecken und dem Krieg verbunden sind, 
sondern auch mit Kindheitserinnerungen 
und Geborgenheit in der Familie, wenn 
auch mit vielen negativen Erlebnissen ge- 
trübt. Aber es ist die Kultur dieser Frauen, 
zudersiesich zugehörig fühlen, dort möch- 
ten sie sein und Veränderungen herbeifüh- 
ren. 


In der Erzählung „Die gläserne Heimat“ 
versucht Azar eine telefonische Verbin- 
dungnach Teheran zuihrer Freundin zuer- 
halten. Es folgt ein stundenlanges Warten, 
in denen immer wieder neue Erinnerungen 
in Azar wach werden, und die Ungewißheit 
überihre Freundin Attelleh und ihre Toch- 
ter in Teheran immer bedrohlicher wird. 
Iran und Irak liegen in einem Vernich- 
tungskrieg. Bomben fallen auf Teheran. 
Azar kann ein Foto, das sie vor einer Wo- 
che in der Zeitung sah, nicht vergessen. In 
einer Ecke des Bildes war derkleine, dicht- 
behaarte Kopf eine Mädchens zu sehen, in 
ihrer Hand glitzerte ein goldener Kamm. 
Die Druckwelle einer Raketenexplosion 
hatte sie getötet, In Azars Gedanken 
wächst die Angst um Attefeh und ihre 
Tochter Nazli. „Aus der Ferne schrien 
Stimmen: Rakete, Rakete!!!, Sie kommen!“ 
Eine zermalmende Stille, die zuerst von 
dem Summen des Samowars und dann von 
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dem Zähneklappern Nazlis durchlöchert 
wurde, trat an die Stelle der Schreie. Atte- 
fehspranghoch und warf sichaufNazli,Mit 


ihren Händen und Schultern bedeckte sie . 


den kleine Körper des Kindes. Plötzlich 
bebte die Erde. Der Knall der Explosion 
hallte im Haus und in der Tiefe ihrer be- 
sorgten, roten Herzen wider. Eine Welle 
von Spannung, Angst, Leid und Schmerz 
durchzuckteihre Körper.Der ausgedehnte 
und riesige Knall ließ die breiten Fenster- 
scheiben zerspringen und zerbersten und 
überschüttete sie mit einem Wasserfall aus 
Glasscherben. Nazli weinte und zitterte. 
Der Gram würgte Attefeh. Vor Verzweif- 
lung und Hilfslosigkeit war sie wie gelähmt. 
Von weitem war einunaufhörliches, ausge- 
dehntes Jammern zu hören.“ 

Ein sehr eindringliches Bild der. völligen 
Einsamkeit einer Frau und ihrem Versuch, 
nicht daran zu zerbrechen durchzieht die 
gesamte Erzählung. InihrerOhnmachtund 
Angst schuf Azar sich Klaus, ein Kopf- 
kissen, dem die ein Männerhemd über- 
stülpte, und Klaus spricht zuihrdie Lektio- 
nen des Deutschkurses von der Kassette. 
Überall in der Wohnung hat Azar Zettel 
hingelegt, die sie daran erinnern, welches 
Medikament sie wann einnehmen muß, um 
die psychosomatischen Auswirkungen ih- 
rer Einsamkeit zu bekämpfen, und die sie 
daran erinnern, welche alltäglichen Dinge 
sie erledigen muß. Das lange Warten und 
ihre Erinnerungen werden durchbrochen 
durch Besuche von Versicherungsvertre- 
tern, einem Handwerker und Frauen, die 
sie zum Glauben bekehren wollen. Aberal- 
les löst nur weitere Erinnerungen aus, die 
Menschen werden zu bekannten Gesich- 
tern, zum Geliebten Mahmoud, der in den 
Krieg mußte, oder zu Frau Grünberg, die 
ihren Asylantrag bearbeitet und Azaremp- 
fiehlt doch zurückzukehren in ihre Heimat 
und sich dabei auf Aussagen von Ayathol- 
lah Khomeiniberuft „Warum bekennen Sie 
sich nicht reumütig und kehren in ihre Hei- 
mat zurück? Bekennen Sie sich zur Reue!* 
Diese Sätze, die auch die Revolutions- 
wächter Khomeinis zu ihr sprachen, wäh- 
rend sie von ihnen gefoltert wurde, bringen 
die Gedanken Azars zurück ins Gefängnis 
und zu ihrer Flucht über die Türkei. Die 
Rückblenden in der Erzählung haben eine 
beklemmende, literarische Dichte. Die 
Sprache, die mit ihren immer wiederneuen 
Bildern die seelische Verfassung dieser 
Frau einfängen, zieht den Leser in einen 
Strudel des Schmerzes, den Azar erfahren 
hat, und zwingen ihn diesen nachzuempfin- 
den. Die Vergewaltigung durch den Vater, 
dieFolterungendurchdiePasdaran (Revo- 
lutionswächter), die Erzählung über die 
Mutter, die als eine von mehreren Frauen 
von Azars Vater, ihrem Mann nur als Se- 
xualobjektdiente,sichbefreite, zur Lieben- 
den wurde, ein Verhältnis mit einem Ju- 
gendfreund einging und dafür die ganze 
Brutalität ihres „gedemütigten“ Manneser- 
fuhr. 


Fahimeh Farsaie gelingt es nicht nur die 
Gefühle der Mutter nachvollziehbar zu 


machen, sondern führt den Leser gleicher- 
maßen zu den Gefühlen und Motiven des 
gewalttätigen Ehemann, sowie zuden Äng- 
sten des Freundes, der vor dem Vater und 
anderen Männern seine Tat verantworten 
muß. Die Autorin macht die fürunsfremde 
Kultur erfahrbar. Die Erzählungen weisen 
auch auf das Fremde in uns, das aufunsere 
Ablehnung stößt, und nach außen gerichtet 
zur Fremdenfeindlichkeit wird. So sagt 
Azar über Frau Grünberg: „Obwohl sie al- 
leine war, hatte Frau Grünberg Angst vor 
ihr. Sie hatte Angst vor ihrer ganzen Exi- 
stenz, vor ihrem ganzen Dasein. Sie hatte 
AngstvordemLebenanihrerSeite.Siehat- 
te Angst vor der Kultur, die sie mitbrachte, 
vor ihren Sitten und Gebräuchen, vor dem 
Geruch der Gewürze, mit denne sie ihr Es- 
sen zubereitete. Sie hatte Angst vor dem 
Menschen, der mit all seinen Sehnsüchten 
und Träumen, seiner Intelligenz und sei- 
nem Scharfsinn und selbst mit seiner Ein- 
samkeit und Schwäche in ihr lebte. Azar 
schämte sich, daß sie Frau Grünberg diese 
Angst bereitet hatte, und hatte Mitleid mit 
ihr.* Volker Dittrich 
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Utopiediskussion in der 
Lernwerkstatt 


as passiert, wenn ein Esoteriker 

mit einem Entwicklungstheore- 

tiker diskutiert? 
Das war die spannende Frage bei einem 
Seminar zum Thema „Self-Reliance and 
One-World-Society” in der ’Lernwerk- 
statt’ in der Eifel vom 16.11. bis 
18.11.1990. Der Neu-Esoteriker Rudolf 
Bahro und der Entwicklungstheoretiker 
Johan Galtung zogen es jedoch vor, sich 
nur durch die Blume zu kritisieren. 
Die Sitzkissen drücken. Wir sitzen auf 
Berberteppichen in einem riesigen Schup- 
pen mit renoviertem Fachwerk. Die Hälf- 
te der Teilnehmer sind junge Menschen 
aus der Ex-DDR, alle zwischen 20 und 30 
Jahre alt, die andere Hälfte sind "alte Wes- 
sies’, alle zwischen 40 und 60 Jahre alt. 
Die jungen Ossies sind ziemlich heiß auf 
Sinnsuche, die Wessies scheinen mal aus 
ihrem Berufsalltag ausbrechen zu wollen 
und sei es nur für ein Theoriewochenen- 
de. 
Bahro, der Gastgeber, wurde durch sein 
Buch „Die Alternative” 1977 bekannt. 
Hierin kritisierte er noch als Marxist in 
der DDR den realexistierenden DDR-So- 
zialismus. Für seine Überzeugung nahm 
er eine zehnjährige Gefängnisstrafe in 
Kauf. 1979 wurde er in die BRD abge- 
schoben. Im Westen kam er dann mit der 
Esoterik in Berührung und integrierte 
Bhagwhan und Lao Tse in seine Philoso- 
phie. 1987 erschien ein neues Buch von 
Bahro „Die Logik der Rettung”. Im we- 
sentlichen stellte er auf dem Seminar die 
zentrale These seines Buches vor. Nur ei- 
ne totale Abkehr von der bisherigen Le- 
bens- und Denkweise könne den Unter- 
gang der Menschheit durch die ökologi- 
sche Katastrophe abwenden. Die Men- 
schen müssen sich verändern, Um-Den- 
ken reicht nicht, Um-Fühlen ist die Vor- 
aussetzung des neuen Denkens. Bewußt- 
seinsarbeit muß geleistet werden, denn mit 
der Einsicht in die Mitverantwortung für 
die Selbstzerstörung fängt politisches 
Verhalten an. Eine wichtige Zielgruppe 
des neuen Denkens soll die Elite der Ge- 
sellschaft sein. Bahro entwirft in seinem 
Buch sogar die Utopie einer idealen Welt. 
Die Menschen sollen Selbstversorger in 
spirituellen Landkommunen werden. Die 
Kooperation der einzelnen Landkommu- 
nen soll von einem „Gottesstaat” (O-Ton 
Bahro!) koordiniert werden, an dessen 
Spitze spirituelle Weise stehen. 


Johan Galtung, der Norweger, kritisierte 
das Verhalten der „Teutonen”. Immer 
wollen sie eine Lösung präsentiert be- 
kommen. Oder sie basteln sich selbst eine, 
wie Bahro, aber auch Habermas und CF. 
v. Weizsäcker. Für diese Denker laufe die 
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gesamte Entwicklung auf eine Krise hin, 
in der es nur die Wahl zwischen Himmel 
und Hölle gebe. Allzuleicht, meinte Gal- 
tung, könne jedoch aus den allerbesten 
und gerechtesten Lösungsvorschlägen in 
der Praxis das Gegenteil von dem entste- 
hen, was erreicht werden sollte. Deshalb 
plädierte Galtung gegen eine revolutionä- 
re, für-eine allmähliche und permanente 
Veränderung der Gesellschaft, die immer 
offen sein müsse für neue Meinungen und 
Erkenntnisse. 

Sein Konzept zur Lösung der globalen 
Probleme heißt immer noch „Self-Relian- 
ce”. Die Menschen in der Dritten Welt 
müßten Vertrauen in die eigenen Fähig- 
keiten haben. Dabei solle nicht nur 
Wachstum per se, sondern ökologisch 
und sozial vertretbares Wachstum ange- 
strebt werden. Dazu müsse man die Ei- 
genanstrengungen der Menschen mobili- 
sieren und ständig aufs neue herausfor- 
dern. Diese Triebkraft vernachlässigt zu 
haben, darin liegt nach Galtung auch eine 
der Ursachen für den Niedergang des rea- 
len Sozialismus. Die Menschen in Osteu- 
ropa seien vom kritischen Mitdenken und 
Mitgestalten abgehalten worden. 
ZudenErfolgsaussichtenseinesKonzeptes 
meinte er, daß im Moment eine sozialisti- 
sche Entwicklung, die „Self-Reliance” 
praktiziere, in einem Land nicht möglich 
sei, da die imperialistischen Länder — 
voran die USA — das unterbinden wür- 
den. Jedoch sei es wichtig, die neuen An- 
sätze schon heute im „Ancien Regime” 
(wie Galtung die heutigen Gesellschaften 
nennt) zu praktizieren. Denn in der bishe- 
rigen geschichtlichen Entwicklung habe es 
stets im „Ancien Regime” Ansätze der zu- 
künftigen Gesellschaftsform gegeben. 
Eine dritte Variante zur Bewältigung der 
Weltprobleme stellte der amerikanische 
Jurist Richard Falk mit seinem Konzept 
der „One-World-Society” vor. Für Falk 
gibt es nur zwei Möglichkeiten, die dro- 
hende Umweltkatastrophe abzuwenden. 
Entweder durch eine Okodiktatur oder 
durch eine Umgestaltung der Gesellschaft 
nach ökologischen Kriterien durch eine 
weltweite Emanzipation von unten (glo- 
balisation from below), z.B. durch die 
Neuen Sozialen Bewegungen. Deren Ziel 
müßte eine Weltregierung sein. Sie hätte 
Weltgesetze zu erlassen und ihre Einhal- 
tung zu überwachen. Ein erster positiver 
Ansatz sei die UNO. Als Testfelder einer 
neuen Weltinnenpolitik nannte er die 
Menschenrechte und die Gleichstellung 
von Männern und Frauen. 

Zum Abschluß des Seminars wurde ge- 
tanzt. Das sollte die Muskeln entspannen 
und den Geist beflügeln. So sieht also die 
neue Gemeinschaft bei Bahro aus, mit 
Theorie und Yoga in die Zukunft. hb 
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Koordinationsgespräch der 
Umweltverbände zu ECO ’92 


Vom 1.biszum 12.Juni 1992 wirdin Brasi- 
lien die UNO-Umweltkonferenz UNCED 
(Conference on Environment and Deve- 
lopment), auch als ECO ’92 bezeichnet, 
stattfinden. Dieser Konferenz liegt der Be- 
richt der „World Commission on Environ- 
ment and Development“ (WCED), der so- 
genannte Brundtland-Report, zugrunde, 
der eine Analyse der globalen Umweltpro- 
bleme und ihrer Ursachen darstellt. 
Zielder UNCED solls sein, Probleme wie 
Treibhauseffekt, Ozonloch, Artenverlust 
und Gewässerverschmutzung sowie die 
Unterentwicklunginder Dritten Welteiner 
internationalen Lösung näherzubringen. 
Die einzelnen Staaten erarbeiten für diese 
Konferenz nationale Reports, die als Ar- 
beitsgrundlage dienen sollen. WCED und 
UNCED-Generalsekretariat haben mitt- 
lerweile erkannt, daß die Ziele der Konfe- 
renz nur mit Unterstützung von „Non- 
Goverment Organizations“ Ku GOs) ver- 
wirklicht werden können. UNCED-Gene- 
ralsekretär Maurice Strong empfiehlt da- 
her u.a. die Beteiligung von NGOs an der 
Erstellung der nationalen Reports. 
ECO’92 war auchein ThemaeinesKoordi- 
nationstreffens der deutschen NGOs aus 
dem Umwelt- und entwicklungspoliti- 
schen Bereich am 23.02. in Bonn, zu dem 
derBUNDundder Deutsche Naturschutz- 
Ring (DNR) eingeladen hatten. Die Um- 
weltverbände sehen in UNCED die Chan- 
ce, Gruppen und Verbände aus den ver- 
schiedensten Bewegungen zusammenzu- 
führen, wie dies etwa im Rahmen der IWF/ 
Weltbankkampagne gelang. Von ausländi- 
schen NGOs, die sich bereits seit längerem 
auf UNCED vorbereiten, wurde kritisiert, 
daß bisher von deutschen Verbänden zu 
wenige Aktivitäten zu diesem Thema er- 
folgt seien. Und auch die Zeit drängt, denn 
das Bundesumweltministerium arbeitet 
bereits intensiv an einem nationalen Re- 
port, der nach UNO-Vorgabe im Juni ver- 
öffentlicht werden soll. Erste Entwürfe sol- 
len angeblich Ende Februar vorliegen. Auf 
der Bonner Tagung wurde scharfkritisiert, 
daß die Bundesregierung sich nicht an die 
Empfehlungen des UNCED-Generalse- 
kretärs halte und den Umweltverbänden 
bisher keine Beteiligungsmöglichkeiten an 
der Vorbereitung des deutschen Reports 
gegeben habe. Vor diesem Hintergrund 
ging es bei dem Gespräch v.a.um die Koor- 
dination der gemeinsamen Anstrengun- 
gen, noch Einfluß auf den Report zu neh- 
men. Die Teilnehmer einigten sich darauf, 
daß der DNR dabei als bundesweite Koor- 
dinationsstelle für die UNCED-Kampag- 
ne fungieren solle, da er als Dachverband 
der Umweltorganisationen dafür beson- 
ders geeignet sei. 

Als wichtiger Punkt im Rahmen der Kam- 


62 blätter des iz3w, Nr. 172, März/April 1991 


Tagungsberichte 


pagne wurde der Aufbau inhaltlicher Ar- 

beitsgruppen angesehen. Dabei konnte 

man sich auf folgenden Schwerpunkt fest- 
legen: 

1. AG „Nationaler Report“: 

- Beobachtung der Regierungsaktivitäten 
undKritik amoffiziellen Report,dernach 
allgemeiner Auffassung weit unter den 
Forderungen der NGOs bleiben wird 

- Erstellung eines Alternativreports 

2. AG „Klimakonvention“: 

- Beobachtung und Kritik internationaler 
Konferenzen 

- Drängen auf eine Klimakonvention, de- 
ren Verabschiedung immer unwahrsch- 
einlicher wird 

- Behandlung des Themenkomplexes 
„Energie“ 

3. AG „Wälderkonvention“: 

Stellungnahme und Erarbeitungvon Alter- 

nativkonzepten zum FAO-Entwurf einer 

Wälderkonvention 

- Zusammenarbeit mit dem bereits beste- 
henden Tropenwaldkoordinationskreis 

- Berücksichtigung der Waldsituation in 

. den gemäßigten Zonen 

4. AG „Bio Diversity“: 

- Beschäftigung mit Themen wie Arten- 
schutz, alternativem Landbau, Gen- und 
Biotechnik 

- Berücksichtigung von Bevölkerungspro- 
blemen (culture diversity) 

- eventuell sollen speziell die Problematik 
der Dritten Welt betreffende Themen in 
einer gesonderten AG „Sustainable De- 
velopment“ behandelt werden, dazu ist 
eine Intensivierung der Kontakte zu Drit- 
te-Welt-Gruppen nötig, die Berücksich- 
tigung von Spezifika der einzelnen Welt- 
regionen wäre so möglich. 

- eine gesonderte AG „Wasser“ wird dis- 
kutiert 


Alle AGs sollen die Erstellung wissen- 
schaftlicher Expertisen zum Ziel haben. 
Einen dritten Pfeiler der Kampagne wird 
die Öffentlichkeitsarbeit bilden, die bereits 
im Vorfeld der ECO'92 beginnen soll. So 
ist ein Alternativkongreß für Anfang Juni 
geplant. Die Öffentlichkeitswirkung der 
Kampagne soll über die Verbandsgrenzen 
hinausgehen, Kontakte zu Kirchen, Ge- 
werkschaften und Parteien sind hierzu nö- 
tig.Beider Finanzierungder Kampagne, so 
wurde in Bonn deutlich, bestehen noch 
große Probleme. Die Bereitstellung von öf- 
fentlichen Mitteln kann erst nach Vorlage 
eines konkreten Konzeptes beantragt wer- 
den. Selbst nach deren Bewilligung blieben 
on noch große finanzielle Defizite beste- 
en. . .. 

Ungeklärtistauchnochdie Vergabedesof- 
fiziellen Mandats für die deutsche NGO- 
Vertretung bei den internationalen Konfe- 
renzen. Hier eröffnen sich ebenfalls Finan- 
zierungsprobleme. 

Für Ende März ist ein weiteres Treffen ge- 
plant, aufdembereitserste Ergebnisse vor- 
liegen sollen. Für den Herbst steht eine 
Konferenz der internationalen NGOs in 


Paris an, auf der der Stand der Kampagne 
diskutiert werden soll." 

Die Chancen einer Einflußnahme auf den 
offiziellen deutschen Report seien sehr ge- 
ring, doch würden alle Möglichkeiten, poli- 
tischen Druck auf die Regierung auszu- 
üben, genutzt, erklärten die Vertreter von 
DNR und BUND. Andreas Seeger 


Anmerkung 

1) Die Komplexe „Europäischer Binnenmarkt“ 
und „500 Jahre Kolonialismus“ sollten im Rah- 
men der UNCED-Kampagne ebenfalls berück- 
sichtigt werden, daes sehr wichtigsei,aufdieun- 
gerechte Weltwirtschaftsordnung als Ursache 
von Umweltzerstörung und Unterentwicklung 
in der Dritten Welt hinzuweisen. 
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Utopiediskussion in der 
Lernwerkstatt 


as passiert, wenn ein Esoteriker 

mit einem Entwicklungstheore- 

tiker diskutiert? 
Das war die spannende Frage bei einem 
Seminar zum Thema „Self-Reliance and 
One-World-Society” in der ’Lernwerk- 
statt’ in der Eifel vom 16.11. bis 
18.11.1990. Der Neu-Esoteriker Rudolf 
Bahro und der Entwicklungstheoretiker 
Johan Galtung zogen es jedoch vor, sich 
nur durch die Blume zu kritisieren. 
Die Sitzkissen drücken. Wir sitzen auf 
Berberteppichen in einem riesigen Schup- 
pen mit renoviertem Fachwerk. Die Hälf- 
te der Teilnehmer sind junge Menschen 
aus der Ex-DDR, alle zwischen 20 und 30 
Jahre alt, die andere Hälfte sind "alte Wes- 
sies’, alle zwischen 40 und 60 Jahre alt. 
Die jungen Ossies sind ziemlich heiß auf 
Sinnsuche, die Wessies scheinen mal aus 
ihrem Berufsalltag ausbrechen zu wollen 
und sei es nur für ein Theoriewochenen- 
de. 
Bahro, der Gastgeber, wurde durch sein 
Buch „Die Alternative” 1977 bekannt. 
Hierin kritisierte er noch als Marxist in 
der DDR den realexistierenden DDR-So- 
zialismus, Für seine rzeugung nahm 
er eine zehnjährige Gefängnisstrafe in 
Kauf. 1979 wurde er in die BRD abge- 
schoben. Im Westen kam er dann mit der 
Esoterik in Berührung und integrierte 
Bhagwhan und Lao Tse in seine Philoso- 
phie. 1987 erschien ein neues Buch von 
Bahro „Die Logik der Rettung”. Im we- 
sentlichen stellte er auf dem Seminar die 
zentrale These seines Buches vor. Nur ei- 
ne totale Abkehr von der bisherigen Le- 
bens- und Denkweise könne den Unter- 
gang der Menschheit durch die ökologi- 
sche Katastrophe abwenden. Die Men- 
schen müssen sich verändern, Um-Den- 
ken reicht nicht, Um-Fühlen ist die Vor- 
aussetzung des neuen Denkens. Bewußt- 
seinsarbeit muß geleistet werden, denn mit 
der Einsicht in die Mitverantwortung für 
die Selbstzerstörung fängt politisches 
Verhalten an. Eine wichtige Zielgruppe 
des neuen Denkens soll die Elite der Ge- 
sellschaft sein. Bahro entwirft in seinem 
Buch sogar die Utopie einer idealen Welt. 
Die Menschen sollen Selbstversorger in 
spirituellen Landkommunen werden. Die 
Kooperation der einzelnen Landkommu- 
nen soll von einem „Gottesstaat” (O-Ton 
Bahro!) koordiniert werden, an dessen 
Spitze spirituelle Weise stehen. 


Johan Galtung, der Norweger, kritisierte 
das Verhalten der „Teutonen”. Immer 
wollen sie eine Lösung präsentiert be- 
kommen. Oder sie basteln sich selbst eine, 
wie Bahro, aber auch Habermas und C.F. 
v. Weizsäcker. Für diese Denker laufe die 
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gesamte Entwicklung auf eine Krise hin, 
in der es nur die Wahl zwischen Himmel 
und Hölle gebe. Allzuleicht, meinte Gal- 
tung, könne jedoch aus den allerbesten 
und gerechtesten Lösungsvorschlägen in 
der Praxis das Gegenteil von dem entste- 
hen, was erreicht werden sollte. Deshalb 
plädierte Galtung gegen eine revolutionä- 
re, für-eine allmähliche und permanente 
Veränderung der Gesellschaft, die immer 
offen sein müsse für neue Meinungen und 
Erkenntnisse. 

Sein Konzept zur Lösung der globalen 
Probleme heißt immer noch „Self-Relian- 
ce”, Die Menschen in der Dritten Welt 
müßten Vertrauen in die eigenen Fähig- 
keiten haben. Dabei solle nicht nur 
Wachstum per se, sondern ökologisch 
und sozial vertretbares Wachstum ange- 
strebt werden. Dazu müsse man die Ei- 
genanstrengungen der Menschen mobili- 
sieren und ständig aufs neue herausfor- 
dern. Diese Triebkraft vernachlässigt zu 
haben, darin liegt nach Galtung auch eine 
der Ursachen für den Niedergang des rea- 
len Sozialismus, Die Menschen in Osteu- 
ropa seien vom kritischen Mitdenken und 
Mitgestalten abgehalten worden. 
ZudenErfolgsaussichtenseinesKonzeptes 
meinte er, daß im Moment eine sozialisti- 
sche Entwicklung, die „Self-Reliance” 
praktiziere, in einem Land nicht möglich 
sei, da die imperialistischen Länder — 
voran die USA — das unterbinden wür- 
den. Jedoch sei es wichtig, die neuen An- 
sätze schon heute im „Ancien Regime” 
(wie Galtung die heutigen Gesellschaften 
nennt) zu praktizieren. Denn in der bishe- 
rigen geschichtlichen Entwicklung habe es 
stets im „Ancien Regime” Ansätze der zu- 
künftigen Gesellschaftsform gegeben. 
Eine dritte Variante zur Bewältigung der 
Weltprobleme stellte der amerikanische 
Jurist Richard Falk mit seinem Konzept 
der „One-World-Society” vor. Für Falk 
gibt es nur zwei Möglichkeiten, die dro- 
hende Umweltkatastrophe abzuwenden. 
Entweder durch eine Okodiktatur oder 
durch eine Umgestaltung der Gesellschaft 
nach ökologischen Kriterien durch eine 
weltweite Emanzipation von unten (glo- 
balisation from below), z.B. durch die 
Neuen Sozialen Bewegungen. Deren Ziel 
müßte eine Weltregierung sein. Sie hätte 
Weltgesetze zu erlassen und ihre Einhal- 
tung zu überwachen. Ein erster positiver 
Ansatz sei die UNO. Als Testfelder einer 
neuen Weltinnenpolitik nannte er die 
Menschenrechte und die Gleichstellung 
von Männern und Frauen. 

Zum Abschluß des Seminars wurde ge- 
tanzt. Das sollte die Muskeln entspannen 
und den Geist beflügeln. So sieht also die 
neue Gemeinschaft bei Bahro aus, mit 
Theorie und Yoga in die Zukunft. hb 
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Koordinationsgespräch der 
Umweltverbände zu ECO ’92 


Vom 1.biszum 12.Juni 1992 wirdin Brasi- 
lien die UNO-Umweltkonferenz UNCED 
(Conference on Environment and Deve- 
lopment), auch als ECO ’92 bezeichnet, 
stattfinden. Dieser Konferenz liegt der Be- 
richt der „World Commission on Environ- 
ment and Development“ (WCED), der so- 
genannte Brundtland-Report, zugrunde, 
der eine Analyse der globalen Umweltpro- 
bleme und ihrer Ursachen darstellt. 
Zielder UNCED soll es sein, Probleme wie 
Treibhauseffekt, Ozonloch, Artenverlust 
und Gewässerverschmutzung sowie die 
Unterentwicklunginder Dritten Welteiner 
internationalen Lösung näherzubringen. 
Die einzelnen Staaten erarbeiten für diese 
Konferenz nationale Reports, die als Ar- 
beitsgrundlage dienen sollen. WCED und 
UNCED-Generalsekretariat haben mitt- 
lerweile erkannt, daß die Ziele der Konfe- 
renz nur mit Unterstützung von „Non- 
Goverment Organizations“ (NGOs) ver- 
wirklicht werden können. UNCED-Gene- 
ralsekretär Maurice Strong empfiehlt da- 
her u.a. die Beteiligung von NGOs an der 
Erstellung der nationalen Reports. 
ECO’92 warauchein ThemaeinesKoordi- 
nationstreffens der deutschen NGOs aus 
dem Umwelt- und entwicklungspoliti- 
schen Bereich am 23.02. in Bonn, zu dem 
derBUNDundder Deutsche Naturschutz- 
Ring (DNR) eingeladen hatten. Die Um- 
weltverbände sehen in UNCED die Chan- 
ce, Gruppen und Verbände aus den ver- 
schiedensten Bewegungen zusammenzu- 
führen, wie diesetwa im Rahmen der IWF/ 
Weltbankkampagne gelang. Von ausländi- 
schen NGOs, die sich bereits seit längerem 
auf UNCED vorbereiten, wurde kritisiert, 
daß bisher von deutschen Verbänden zu 
wenige Aktivitäten zu diesem Thema er- 
folgt seien. Und auch die Zeit drängt, denn 
das Bundesumweltministerium arbeitet 
bereits intensiv an einem nationalen Re- 
port, der nach UNO-Vorgabe im Juni ver- 
öffentlicht werden soll. Erste Entwürfe sol- 
len angeblich Ende Februar vorliegen. Auf 
der Bonner Tagung wurde scharf kritisiert, 
daß die Bundesregierung sich nicht an die 
Empfehlungen des UNCED-Generalse- 
kretärs halte und den Umweltverbänden 
bisher keine Beteiligungsmöglichkeiten an 
der Vorbereitung des deutschen Reports 
gegeben habe. Vor diesem Hintergrund 
ging esbeidem Gespräch v.a. um die Koor- 
dination der gemeinsamen Anstrengun- 
gen, noch Einfluß auf den Report zu neh- 
men, Die Teilnehmer einigten sich darauf, 
daß der DNR dabei als bundesweite Koor- 
dinationsstelle für die UNCED-Kampag- 
ne fungieren solle, da er als Dachverband 
der Umweltorganisationen dafür beson- 
ders geeignet sei. 

Als wichtiger Punkt im Rahmen der Kam- 
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pagne wurde der Aufbau inhaltlicher Ar- 

beitsgruppen angesehen. Dabei konnte 

man sich auf folgenden Schwerpunkt fest- 
legen: 

1. AG „Nationaler Report“: 

- Beobachtung der Regierungsaktivitäten 
undKritikamoffiziellen Report,dernach 
allgemeiner Auffassung weit unter den 
Forderungen der NGOs bleiben wird 

- Erstellung eines Alternativreports 

2. AG „Klimakonvention“ 

- Beobachtung und Kritik internationaler 
Konferenzen 

- Drängen auf eine Klimakonvention, de- 
ren Verabschiedung immer unwahrsch- 
einlicher wird 

- Behandlung des Themenkomplexes 
„Energie“ 

3. AG „Wälderkonvention“: 

Stellungnahme und Erarbeitung von Alter- 

nativkonzepten zum FAO-Entwurf einer 

Wälderkonvention 

- Zusammenarbeit mit dem bereits beste- 
henden Tropenwaldkoordinationskreis 

- Berücksichtigung der Waldsituation in 

. den gemäßigten Zonen 

4. AG „Bio Diversity“: 

- Beschäftigung mit Themen wie Arten- 
schutz, alternativem Landbau, Gen- und 
Biotechnik 

- Berücksichtigung von Bevölkerungspro- 
blemen (culture diversity) 

- eventuell sollen speziell die Problematik 
der Dritten Welt betreffende Themen in 
einer gesonderten AG „Sustainable De- 
velopment“ behandelt werden, dazu ist 
eine Intensivierung der Kontakte zu Drit- 
te-Welt-Gruppen nötig, die Berücksich- 
tigung von Spezifika der einzelnen Welt- 
regionen wäre so möglich. 

- eine gesonderte AG „Wasser“ wird dis- 
kutiert 


Alle AGs sollen die Erstellung wissen- 
schaftlicher Expertisen zum Ziel haben. 

Einen dritten Pfeiler der Kampagne wird 
die Öffentlichkeitsarbeit bilden, die bereits 
im Vorfeld der ECO’92 beginnen soll. So 
ist ein Alternativkongreß für Anfang Juni 
geplant. Die Öffentlichkeitswirkung der 
Kampagne soll über die Verbandsgrenzen 
hinausgehen, Kontakte zu Kirchen, Ge- 
werkschaften und Parteien sind hierzu nö- 


tig. Beider Finanzierungder Kampagne, so. 


wurde in Bonn deutlich, bestehen noch 
große Probleme. Die Bereitstellung von öf- 
fentlichen Mitteln kann erst nach Vorlage 
eines konkreten Konzeptes beantragt wer- 
den. Selbst nach deren Bewilligung blieben 
ni noch große finanzielle Defizite beste- 
en. . 

Ungeklärt istauchnochdie Vergabedesof- 
fiziellen Mandats für die deutsche NGO- 
Vertretung bei den internationalen Konfe- 
renzen. Hier eröffnen sich ebenfalls Finan- 
zierungsprobleme. 

Für Ende März ist ein weiteres Treffen ge- 
plant, aufdembereitserste Ergebnisse vor- 
liegen sollen. Für den Herbst steht eine 
Konferenz der internationalen NGOs in 


Paris an, auf der der Stand der Kampagne 
diskutiert werden soll.! 

Die Chancen einer Einflußnahme auf den 
offiziellen deutschen Report seien sehr ge- 
ring, doch würdenalle Möglichkeiten, poli- 
tischen Druck auf die Regierung auszu- 
üben, genutzt, erklärten die Vertreter von 
DNR und BUND. Andreas Seeger 


Anmerkung 

1) Die Komplexe „Europäischer Binnenmarkt“ 
und „500 Jahre Kolonialismus“ sollten im Rah- 
men der UNCED-Kampagne ebenfalls berück- 
sichtigt werden, daes sehr wichtigsei, aufdieun- 
gerechte Weltwirtschaftsordnung als Ursache 
von Umweltzerstörung und Unterentwicklung 
in der Dritten Welt hinzuweisen. 


Genaue Termine und Informationsmaterial 
können beim Deutschen Naturschutzring 
Haltruhlstr. 24 
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angefordert werden. 
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Stärkung und Unterstüt- 
zung 
für Afrika 


ieses Ziel setzte sich das Sympo- 

sium und Internationale Bera- 

tungstreffen, das der Arbeitskreis 
Afrika Münster (AKAFRIK) im vergange- 
nen November organisierte. Ca. 60 Men- 
schen nahmen an den Veranstaltungen teil, 
darunter auch einige AfrikanerInnen. 
„Afrika - der vergessene Kontinent. Zwi- 
schen ökologischen Katastrophen und 
Weltmarktintegration“ - in diesem thema- 
tischen Rahmen bewegten sich die Vorträ- 
ge, die zwar nur einen kleinen Ausschnitt 
der Problematik der ökologischen und so- 
zialen Degradation des Kontinents darstel- 
len konnten, in ihrer Bandbreite jedoch ei- 
nen guten Überblick darüber gaben, mit 
welchen Problemen afrikanischer Gesell- 
schaften kämpfen müssen. So wurde deut- 
lich, daß äußere und innere Ursachen öko- 
. logischer Fehlentwicklungen häufig nicht 
voneinander zu trennen sind und sich ge- 
genseitig bedingen sowie schon vorhande- 
ne soziale Problemlagen verschärfen oder 
durch sie hervorgerufen werden. 
Die afrikanischen Länder werden in den 
letzten Jahren neben den oben erwähnten 
Problemen vor Entwicklungen gestellt, die 
jede für sich schon zerstörerisch genug 
sind:riesige Verschuldung, Zusammenbruch 
der inneren Märkte, Verschlechterung 
der terms of trade im Außenhandel, usw. 
Diese inneren und äußeren Krisen führen 
zusammen mit der grundsätzlich neuen 
Konstellation in der Weltpolitik auch zum 
nichtaufhaltbaren Zusammenbruch der 
autokratischen und/oder diktatorischen 
Regimes in den afrikanischen Ländern. 
Stärkungund Unterstützungder Bewegun- 
gen für Demokratie auf dem afrikanischen 
Kontinentsind die wesentlichen Mittel, da- 
mit die sozialen und ökologischen Proble- 
me durch die Menschen Afrikas angegan- 
gen werden können. 
Wie diese Unterstützung von hieraus orga- 
nisiert werden kann, war die Fragestellung 
des nachfolgenden Beratungstreffens. Die 
meisten TeilnehmerInnen kamen aus akti- 
ven Aktionsgruppen oder von mit der The- 
matik befaßten Zeitschriften. Die Afrika- 
Gruppen können sich mit eigenständigen 
Forderungen und Beiträgen in die zukünf- 
tigen Aktionskampagnen einbringen: 
B So muß die UNO-Umweltkonferenz in 
Brasilia 1992, die von Regierungen und 
Ökokraten unter der Maßgabe vorbereitet 
wird, die weltweiten. Umweltprobleme 
könnten mit technokratischen Mitteln ge- 


löst werden, mit Forderungen nach welt-. 


weiter Umverteilungund Schonungder na- 
türlichen und menschlichen Ressourcen 
konfrontiert werden; ein Brennpunkt da- 
beiistderverarmteundökologisch zerstör- 
te afrikanische Kontinent. 

EI Im Rahmen der Herausbildung des EG- 
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Binnenmarkts müssen v.a. die Bestimmun- 
gen und Auswirkungen der Lome-Verträ- 
ge der EG mit fast allen afrikanischen Län- 
dern Zielpunkt unserer Kritik sein: Hier 
sollen die Forderungen nach Schulden- 
streichung und Reparationszahlungen für 
die kolonialistische Vergangenheit Euro- 
pas im Vordergrund stehen. 

M Die weltweite Kampagne gegen 500 
Jahre Kolonialismus 1992 muß in Erinne- 
rung rufen, daß Afrika jahrhundertelang 
als millionenfaches Sklavenreservoir für 
die Minen und Plantagen der beiden Ame- 
rikas diente, eine Entvölkerung und kultu- 
relle Enteignung, die bis heute auf dem 
Kontinent nachwirkt. Wir müssen uns die 
Forderung afrikanischer Intellektueller zu 
eigen machen, eine Neuschreibungder Ge- 
schichte Afrikas und der Beziehungen be- 
sonders zu Europa zu leisten. 

Die zu diesen Themenkreisen anfallenden 
Aufgaben werden bis auf weiteres erst ein- 
mal vom AKAFRIK koordiniert. An die- 
ser Stelle seiaufdiebundesweiten Aktions- 
konferenzen und Seminare hingewiesen, 
die in den kommenden Monaten stattfin- 
den werden. Der AKAFRIK kümmert sich 
weiterhin um die Herausgabe eines Buches 
zum Thema, dassowohldieüberarbeiteten 
Referate des Symposiums (auch die, die 
nicht gehalten werden konnten) sowie Bei- 
träge der IFAA-Konferenz von Dezember 
1989 in Tansania und rsetzungen aus 
der englischen Zeitschrift „The Ecologist“ 
enthalten wird. 

Weitere Informationen: 
AKAFRIK-Arbeitskreis Afrika, Lingener 
Str.9, 4400 Münster, Tel.:0251/661116 


Irak 


"Die Todeskrämer" 


Ausführliche Informationen über 
= Bundesdeutsche Rüstungsexporte an den 
Irak 


* die Unterstützung bei atomarer und 
chemischer Watfenentwicklung 
* die Aufrüstung anderer Golfstaaten durch 
westeuropäische Länder 
32 Seiten;DM 5,- plus 0,80 DM Ponto 
ab 5 Exemplaren Rabatt. 
Bestellung bei: 
BUKO 
KAMPAGNE GEGEN 
RÜSTUNGSEXPORTE 
Buchstraße 14/15 
2800 Bremen 1 


Tel.: 0421/326045 


Made in the USA 


john weeks and Phil Gunnon 


NEUERSCHEINUNG 


u did 22 000 troops in- 
vade Panama, to arrest a 
man who had been a 
staunch ally of the US? 
Was his involvement in 
the drug trade the real 
reason for General Norie- 
gas downfall? 


Panama: Made in the 
USA explores the unans- 
wered questions behind 
the invasion of Dezember 
1989 and looks at the 
turbulent history of US- 
Panamanian relations, in 
particular. the bitter 
struggle for control of the 
Panama Canal. It analy- 
ses the economic and geo- 
strategie importance of a 


country literally created 


by and for the US go- 
vernment. 


133 pp. 17,80 DM 


Bezug in der BRD: 


Lateinamerika Nachrich- 
ten Vertrieb 
Gneisenaustr.2 

1000 Berlin 61 

Tel.: 030/694 61 00 
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Anschlag auf „Diario La- 
tino“ 


m Samstag, den 9.2.1991 wurde 

auf die einzige kritische Tageszei- 

tungElSalvadors, „Diario Latino“ 
ein Brandanschlag verübt, beidem Redak- 
, tionsräume, Druckerei und Archiv schwer 
beschädigt wurden. Dieser Brandanschlag 
auf die Pressefreiheit trägt eindeutig die 
Handschrift der Regierung Christiani und 
seiner Armee. 
Kurz vor den Parlaments-und Kommunal- 
wahlen, an denen sich auch die Linkspar- 
teien beteiligen wollen, könnte dieser An- 
schlag die Sympathisanten der Opposition 
empfindlich einschüchtern. 
Auch in El Salvador ist kritischer Journa- 
lismus ein gefährliches Gewerbe. Im No- 
vember 1980 wurde „El Independiente“, 
damals die einzige Oppositionszeitung, 
vonder Armee ausgebombt. Überein Dut- 
zend Journalisten sind seither bei der Be- 
richterstattung über den Bürgerkrieg getö- 
tet worden - teils durch Unfälle, teils als 
Opfer gezielten Mordes durch die Streit- 
kräfte. 


Der Herausgeberrat der selbstverwalteten 
Zeitung „Diario Latino“ ist entschlossen, 
die Zeitung auch nach dem Attentat nicht 
sterben zu lassen. Sie hoffen auf solida- 
rische Beiträge aus dem Ausland. Für die 
BRD hat das Dritte Welt Hausin Frankfurt 
eine Spenden- und Solidaritätsaktion ge- 
startet. 

Weitere Informationen: Dritte Welt Haus, 
Friesengasse 13, 6000 Frankfurt a.M. 90, 
Tel.: 069/771438 

Spendenkonto: Dritte Welt Haus, Stich- 
wort: „Diario Latino“, Postgiro 19991- 
604, Postgiroamt Frankfur, BLZ 
50010060 
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-| und Anlaufstellen für 


Kurz belichtet 


Stoppt den 
Menschenhandel ! 


ilfswerke, Frauenorganisationen - 


und kirchliche Gruppen setzen 

sich dafür ein, daß die Bundesre- 
gierung endlich wirksame Maßnahmen 
gegen den Menschenhandel einleitet. Sie 
fordern unter anderem eine Veränderung 
des Strafrechts, damit die Menschenhänd- 
ler, die aus der Armut und der Hoffnung 
der Frauen aus der „Dritten Welt“ Profit 
schlagen, zur Rechenschaft gezogen wer- 
den. Bisher werden die Frauen, die von in- 
ternational organisierten Händlerringen 
oder von „Ehemännern“ zum Zwecke der 
Heirat oder der Prostitution ins Land ge- 
schleust und von der Poizei gefaßt wer- 
den, umgehend abgeschoben. Sie haben 
keine Chance, diese Männer wegen ihrer 
Machenschaften anzuzeigen, denn laut 
Ausländergesetz ist Prostitution für aus- 
ländische Frauen verboten. Den Händlern 
und Zuhältern ist jedoch meist nichts 
nachzuweisen, weshalb sie mit milden 
Strafen davonkommen. Der $ 181 StGB 
faßt den Menschenhandel so eng, daß die 
Frauen, die als Zeuginnen auftreten, vor 
Gericht meist in die Rolle der Täterinnen 
gedrängt werden. Dies hat sich auch wie- 
der in den jüngsten Prozessen gegen Hei- 
ratshändler, Bordellbesitzer und Zuhäl- 
ter/innen gezeigt. 
Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage der SPD zum 
Menschenhandel vom 30.11.88 einge- 
standen, daß der internationale Handel 
mit Frauen und Kindern „häufig ein Phä- 
nomen der organisierten Kriminalität“ ist, 
„von dem auch die Bundesregierung und 
andere europäische Staaten stark betrof- 
fen sind“. Sie betrachtet diese Entwick- 
lung mit „großer Sorge“ und versprach, 
daß sie die „möglichen und notwendigen 
Gegenmaßnahmen sowie die Hilfen für 
die betroffenen ausländischen Frauen als 
Opfer des Menschenhandels unterstüt- 


“[ zen“ wird. Doch bisher waren dies leere 
Versprechungen. Die, Bundesregierung 


hat weder strafrechtliche Maßnahmen an- 
gebahnt noch ist sie bisher den Frauen 
beigestanden. Nicht einmal die Beratungs- 
ausländische 
Frauen werden von der Bundesregierung 


.| ausreichend finanziell unterstützt. 


Deshalb haben sich die obengenannten 
Gruppen zusammengeschlossen und for- 
dern nun von der Bundesregierung die 
Einlösung ihrer Versprechen. Mit einer 
Unterschriftenaktion erhoffen sie Druck 
ausüben zu können. Der Zeitpunkt er- 
scheint günstig, da gegenwärtig im Bun- 
desrat eine Initiative des Landes Nord- 
rhein-Westfalen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels dikutiert wird. 

In ihrer Broschüre weisen die Initiator- 
Innen der „Stoppt den Menschenhandel“ - 
Kampagne darauf hin, daß eine Verschär- 
fung des Strafrechts nicht ausreicht und 
sie deshalb auch für andere Gegenmaß- 
nahmen z.B. Entkriminalisierung der be- 


troffenen Frauen, nachhaltige Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen in den Her- 


“ k kunftsländer, Einsatz für gerechte Welt- 


wirtschaftsordnung eintreten. 

Wer sich an der Unterschriftenaktion be- 
teiligen will, kann weitere Informationen 
bei agisra, Mainzer Landstr. 147, 6000 
Frankfurt oder Misereor, Mozartstr. 9, 
5100 Aachen erfragen. Dort ist auch eine 
ausführliche Broschüre zur Kampagne er- 
hältlich, m.m. 


African Books Collective 


ie Verbreitung von Büchern afri- 
D kanischer Verlage in Europa und 

den USA ist mitder Gründungdes 
African Collective (ABC) einen entschei- 
denden Schritt vorwärts gekommen. Seit 
EndeMaibetreibt ABCin Oxfordein Aus- 
lieferungslager, das die Publikationen von 
18 afrikanischen Verlagen aus 7 Ländern 
vorrätig hält und an Buchhandlungen, Bi- 
bliotheken aber auch Einzelkunden zu 
branchenüblichen Konditionen liefern 
kann. 
ABC ist eine Selbsthilfe-Organisation, die 
mit Unterstützung u.a. der Ford Founda- 
tion und skandinavischer Entwicklungshil- 
feorganisationen ins Leben gerufen wer- 
den konnte. Zum Kollektiv gehören 7 Uni- 
versitätsverlage aus Nigeria, Ghana und 
Tanzania, sowie Verlageaus Kenia, Ghana, 
Zambia, Senegal und Südafrika. ABC hat 
bereits einen ersten Katalog mit rund 350 
lieferbaren Titeln herausgebracht, ein wei- 


'terer ist in Vorbereitung; jedes Jahr sollen 


150 bis 200 neue Titel hinzukommen. Da- 
bei verfährt ABC aus Erfahrung recht 


"strikt. In den Katalog werden nur Titel auf- 


genommen, die auch tatsächlich im Lager 
in Oxford vorrätig sind (während andere 
Versandbuchhandlungen in der Vergan- 


“genheit oft Titel nach den Verlagskatalo- 


gen als lieferbar angezeigt hatten, die dann 
erst zeitraubend in Afrika besorgt werden 
mußten). ABC will durch eine verbesserte 
Vermarktung der steigenden Produktion 
afrikanischer Verlage diesen einen größe- 
ren Markt in Europa und den USA ver- 
schaffen, so die Gewinne der Verlage stei- 
gern und damit die Verlagsaktivitäten an- 
regen. 

Adresse: African Books Collective Ltd., 
The Jam Factory, 27 Park End Street, Ox- 
ford OX 1 1HU, England, Telefon: 0865/ 
726686, Fax: 0865/793298. 


Betr.: Krise der Kaffee- 
ökonomie, blätter des iz3w, 
Nr. 170 


Zur Beseitigung der Krise der Kaffeeöko- 
nomie schlägt Mohssen Massarat vor, zu- 
nächsteine Überproduktion von Seitender 
Produzentenländer abzubauen, um so 
durch einen an der Nachfrage orientierten 
sogenannten „Gleichgewichtspreis“ einen 
funktionierenden Kaffeeweltmarkt zu er- 
reichen. Damit verbunden wäre eine Neu- 
orientierungder Internationalen Kaffeeor- 
ganisation ICO weg von einer Politik der 
Absatzregelung durch Quotenanteile hin 
zu einer Politik der Produktions- und An- 
. gebotsregulierung. 

Vorab möchte ich bemerken, daß so der 
schwarze Peter - wenn auch gutmeinend - 
wiedereinmaldenohnehin schon gebeutel- 
ten Kaffeeproduzenten zugeschoben wird, 
ohnedie vondenIndustrieländerngeschaf- 
fenen negativen Rahmenbedingungen 
grundsätzlich in Frage zu stellen. Es gibt 
keinen gerechten Gleichgewichtspreis für 
Kaffee oder andere Produkte in dieser 
Weltwirtschafts- und Geldordnung! Wir 
dürfen in der Solidaritätsbewegung nicht 
den Fehler machen, eine punktuelle Ver- 
besserung der Austauschverhältnisse als 
Zukunftskonzept zu verkaufen. Die „freie“ 
Marktwirtschaft kann keine positive 
Grundlage sein, denn sie akzeptiert kritik- 
los die persönliche Verfügungsgewalt we- 
niger mächtiger Produzenten, Händlerund 
Weiterverarbeiterüberdie Produktionsge- 
winne auch im Kaffeehandel. Alle Aktio- 
nen mit Appellationscharakter, die die 
Mächtigen zur Einsicht bewegen wollen, 
sind meiner Meinung nach deswegen nicht 
der direkte Weg. In der aktuellen Kaffee- 
diskussion müssen sowohl die „Aktion 
Kleinbauernkaffee“ in der derzeitig ge- 
planten Ausformung als auch die Einfüh- 
rungeines Gütesiegels „Gerechter Handel“ 
als solche Appelle angesehen werden. Sie 
setzen letztendlich auf die Möglichkeit, 
daß sich die Mächtigen durch Druck von 
unten bessern, ohne jedoch ihre Rolle im 
Weltgeschehen in Frage zu stellen. Der 
Kleinbauernkaffee wird mittelfristig 
durchaus die Position der Produzenten im 
Alternativen Kaffeehandel stärken, ohne 
aber die alten Abhängigkeiten zu verän- 
dern. 

Die Solidaritätsbewegung sollte zunächst 
lieber eigene positive Utopien entwickeln 
und vertreten. Dazu nun einige unvollstän- 
dige Gedanken: 

— Analog zu den Kriterien des Alternati- 
ven Handels sollten die Produzenten beiei- 
nem gerechten Kaffeehandel einen Preis 
erzielen, der u.a. die aktuelle Entwicklung 
der Austauschverhältnisse berücksichtigt. 
UmdenberühmtenTraktorkaufen zukön- 
nen, müßte der Bauer weniger Säcke Kaf- 
fee bezahlen. 

— Die KaffeeverbraucherInnen brauchen 
jedochkeinen wesentlichhöheren Preisbe- 
zahlen, weil die Gewinnabschöpfung an 


Leserbriefe 


den alten Schaltstellen der Macht entfällt 
bzw. anders verteilt wird. 

— Gefördert werden Produzentengrup- 
pen, die Kaffee umweltschonend und di- 
versifizierend anbauen sowie die Erlösege- 
meinschaftlich verwerten. Der Druck zur 
Produktionsausweitung durch die interna- 
tionale Verschuldung entfällt, da diese 
nicht anerkannt wird. 

— Die Kaffeeproduzenten werden durch 
internationale Hilfen in die Lage versetzt, 
Kaffeeverarbeitung, Lagerung und Trans- 
port selbst zu organisieren. 

— Eine paritätisch mit Produzenten- und 
Verbraucherorganisationen besetzte ICO 
entscheidet über Kaffeepreise und Liefer- 
mengen. Kommerzieller Handel und Preis- 
findung über Nachfragemengen entfallen 
als Regelungsfaktoren ... 

Utopien müssen gedacht werden dürfen, 
auch wenn sie mit den Mächtigen nicht 
durchgesetzt werden können. Deswegen 
sollten aber auch keine Hoffnungen auf 
Durchsetzbarkeit zusammen mit den 
Mächtigen geschürt werden. 

Um jedoch zu zeigen, daß Utopie machbar 
ist, sollten Modellprojekte in sauberen 
Strukturen weiterverfolgt und ausgebaut 
werden, also nur Mut zum Ausbaueines al- 
ternativen Kaffeehandels. Insofern ist hier 
Bescheidenheit fehl am Platze; der Alter- 
native Handel muß aus dieser Sicht seinen 
oft immer noch hochgehaltenen Symbol- 
charakter abstreifen und zu einer echten 
Handelsalternative sowohl für Produzen- 
ten als auch Verbraucher entwickelt wer- 
den. Oderumesmit den Worten von Franz 
Vanderhoff, UCIRI (indianische Klein- 
bauernorganisation in Mexiko) zu sagen: 
„Symbolischer Handel ist Schweinerei!* 
Jan Konwinski (Kaffee-Koop im Dritte- 
Welt-Laden Aachen) 


Berichtigung: 


Betrifft: ’blätter’ Nr. 170; hier: „Zweite 
en Literaturtage in Hamburg”, 
In dem Artikel findet sich die Feststel- 
lung, Tsitsi Dangarembga hätte ihren Ro- 
man ’Nervous Conditions’ gern in Zim- 
babwe veröffentlicht, sie fand aber keinen 
Verlag. Die Ausgabe, die ich gelesen habe, 
ist bereits 1988 beim Zimbabwe Publis- 
hing House (P.O. Box 350, Harare, Zim- 
babwe) erschienen und kostet rund 
14.Z$. Sabine Fiedler-Conradi 


Arbeiterkampf, 
Monatsszeitung, 
herausgegeben vom 
Kommunistischen 


a k Bund (KB) 


Der ak zum Golfkrieg 
Bisher erschienen: 


in ak 321 20.8.90: 

© Der Aufmarsch am Golf — Die Welt zeigt 
Flagge 

® Neue Fronten im arabischen Raum 


in ak 322 17.9.90: 

® Irak und Palästina — Heikle Position der PLO 

® Die neue Weltordnung 

@ „Politisch ein Segen für Israel“ 

® Bundeswehr im Kriegseinsatz 

@ NATO auf Kriegskurs am Golf: Wollen die 
Grünen mitmarschieren? 


in ak 323 15.10.90: 

© „Wir sind jetzt in einer Logik des Krieges“ 

© Die UNO unterstellte sich dem US- 
Kommando 

© Frontstaat Türkei: Im Schatten der Golfkrise 
Krieg gegen die Kurden 

© Aufmarsch gegen den Irak: Chance oder Ge- 
fahr für die irakischen Kurden? 


in ak 324 12.11.90: 

© Ölkrise und Rezession 

© „Bring the Troops Home Now!“ Patriotis- 
mus, Friedensbewegung und gesellschaftli- 
che Polarisierung in den USA 

© Stopthe war maschine! No war for big oil! Wi- 
derstand gegen den Golfkrieg in der US-Army 

© Japan: Ein Land ohne Militär will Truppen an 
den Golf schicken : 

© Bundeswehr für unbefristete „Manöver“ 
nach Kurdistan verlegt 


in ak 325 10.12.90: 

© Zum Hintergrund des Konflikts Irak — Ku- 
wait: Chronik eines angekündigten Krieges, 
von Peter Billing und Bernhard J. Trautner 

© Chronologie des Golfkonfliktes: Vom Über- 
fall auf Kuwait zum Ultimatum für einen 
Golfkrieg 


in ak 326 14.1.91: 
© Deutsche Kampfbomber nach Kurdistan ver- 
legt 


© Wer ruft die Deutschen an die Front? 

@ Deutsche Soldaten in alle Welt? Die Pläne der 
Bundesregierung das Grundgesetz zu ändern, 
um dies zu ermöglichen. 

© Unheilvolle Achse Deutschland — Türkei. 
Die Kriegsziele des Herrn Özal 

® Politik der Spannung zur Festigung der 
US-Hegemonie 

® ‚Wir haben nicht geliefert“ (Kohl) Die che- 
mischen Waffen des Irak 

@ Made in Germany: Raketen im Irak 

in ak 327_ 11.2.91: 

© Die Spaltung der arabischen Welt 

® Der konsequente Kriegskurs der USA 

@ Deutschland mordet mit 

© Ideologische Offensive gegen die Anti- 
kri 

o ende linken Debatte zu Golf- 
krieg und Israel 

ak-extra zum Golfkrieg: 

© 4 Seiten, 0,20 DM vom 23.1.91 


Zu bezieken über: 
Hamburger Satz- und Verlagskooperative 
Schulterblatt 58 - 2000 Hamburg 36 
Einzelpreis: 5 DM + 1 DM Porto 
Gesamtpaket: (ak 321 — 327) 30 DM 
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Zeitschriftenschau 


Forum entwicklungspolitischer Aktionsgrup- 
pen, Nr. 150/Februar 1991 

Schwerpunkt: Kontroversen um den „Dritte 
Welt-Handel.“ Stellungnahme des BUKO-KA 
zum Golfkrieg/ Die „Dritte Welt“ - Handelsbe- 
wegung ist 20 geworden/ Interview mit Eva 
Boesenberg (ehem. stellvertretendes Aufsichts- 
ratsmitglied für die Basisgruppen bei der GE- 
PA) und Thorsten Lampe (Vorstandsmitglied 
der AG3WL)/ Interview mit GEPA-Geschäfts- 
führer Ingo Herbst/ 15 Jahre AG3WL - und so 
weiter?/ Außerdem: Der Krieg Marokkosinder 
Westsahara und die „Neutralität“ der Bundesre- 
publik/ Nicaragua-Solidarität: Wahre Freund- 
Innen erkennt man in der Not/ Internationale 
Aktivitäten/Daimler-Benz: ein europäischer 
Dinosaurier u.a. 

Einzelpreis 5,- DM, Abo 36 DM 

Bezug: FORUM entwicklungspolitischer Ak- 
tionsgrupppen, Buchtstr. 14/15, 2800 Bremen 
1, Tel. 0421/325156 


Bolivia Nr. 87, Januar/Februar 1991 
Erklärung zum Golfkonflikt/Verfassungskon- 
flikt und Rechisstaatlichkeit/Übermacht und 
Ohnmacht eines Staates: die Affäre Lonsdale/ 
Fellhändlers Kaufmanns-ehre: Prozeß um boli- 
vianische Pekari-Häute in Hamburg/Probleme 
bei der Umsetzung der durch den „Marsch für 
Territorium und Würde“ erreichten Dekrete 
dauern an/ Die Bolivianer in West-Berlin/ 
Rückblick 1990: Die wirtschaftliche Entwick- 
lung/ Ansichten über die Revolution von 1952: 
Ein Gespräch mit Juan Luis Neumann und 
H.C. Mansilla/ Arce Gomez verurteilt/ Ein- 
gelocht: Kokainkönig „techo de paja“ wurde in 
Kalifomien festgenommen/ Selbstdarstellung 
des BOLIVIEN FORUMSeV, 


Die Brücke Nr. 58 

Kopenhagener Treffen der „Konferenz über die 
menschliche Dimension der KSZE“ vom 
29.06.1990/ Plädoyer für eine neue deutsche 
Verfassung/Einwanderungsgesetz/ die rechts- 
radikale Haider-Partei in Österreich/ Immi- 
grantenpolitik Frankreichs/ die Ideologie des 
Hauses Europa gegenüber den Unterentwickel- 
ten/ Medienschau. 

Die Brücke erscheint sechsmal im Jahr und ko- 
stet im Jahresabo DM 30,-. Bezug: Riottestr. 16, 
6600 Saarbrücken, 0681/3905850 


EPK 4/90 Schwerpunkt: Bier 
Grundsätzliches: Kulturgeschichte des Biers/ 
Was ist Bier?/ Porträt: Heineken 
Länderbeispiele: Zaire - Triebmittel für die 
Ökonomie, Tranquilizer für die Politik/ Bier in 
Papua-Neuguinea/ Giya in Nigeria/ Die Firma 
März in Togo/ Angola - Dosenbier statt Kwan- 
za/ Traditionelle Bierbrauerinnen in Burkina 
Faso/ Indien-Alkohol trotz Prohibition/ Paki- 
stan - Bomben, Blei und Bier/ Kenia - traditio- 
nelles und industrielles Bier/ Peru - Von der 
Chicha zur Cerveza/ Didaktische Hinweise für 
“ den Unterricht. 

Bezug: EPK, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 
En Has 040/3905221, Preis: DM 6,- (Abo DM 


eg Nr. 200, Februar 
Schwerpunkt: Lateinamerika und der Golf- 
krieg: Mexiko/ ElSalvador / Nicaragua/ Urugu- 
ay/ Argentinien. 

Außerdem: ein Jahr Demokratie in Chile/ Ar- 
gentinien: Gefangene zum Putschversuch /EI 
Salvador: Wechselnde Konjunkturen im Vor- 
märz/ Nicaragua: Revolution oder Rechtsstaat?. 
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/ Brasilien: Fragmente einer Reise/Film: Mani- 
festation eines Kinos in der Krise. i 

Preis: 5. DM/ Abo: 55,- DM 

Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, im Meh- 
ringhof, 1000 Berlin 61, neue Tel: 030/ 
6946100 


Die medienkritische Zeitschrift 
seit 20 Jahren 


politisch - bissig - gründlich 


Heft 1/91 . 
Medienbilder vom Süden 
Die Wilden kommen näher 


Kraft Wetzel: Black Box Irak 

Ludger Lütkehaus: Live-Krieg 

Konrad Ege: Die Golf-Krise in den US- 
Medien 

Elmar M. Lorey: Dramaturgie der Annähe- 
rung 

Brigitte Schulze: Indische Spielfilme 

über Frauen 


Asit Datta / Klaus Strempel: „Eine Welt für 
alle“ 


Angelika Gardiner: Driue-Welt-Reportagen 
Gisela Ossig: Im Süden der Touristik-Blätter 
Rupert Neudeck: Die Trägheit des Korre- 
spondenten 

Renate Wilke-Lamner: Solidaritätspresse 
überflüssig? 

Peter Strack: Siebzehn Jahre IKA 

Traudel Günnel / Christian Möller: 
Flüchdingssendungen bei RDL 

Wolfram Frommlet: Fernseh-Boykott! 


Einzelheft: DM 12,- 


medıum-Jahresabo: DM 38.- 
Für Student(inn)en 30% Rabau 


Bestellungen: 

GEP (Vertrieb) 
Postfach 170 361 
6000 Frankfurt 2. M. 


Tagungen 


Seminare des Arbeitskreises Entwicklungspo- 
litik (AKE) in Vlotho: Drei Welten oder eine? 
Entwicklungspolitisches Einführungsseminar 
vom 2.4.-7.4.in 4240 Emmerich 

Die letzten Kolonien — Kampf für Selbsibe- 
stimmung und Gleichberechtigung der Völker 
Seminar vom 26.4.-28.4.in 4980 Bünde 

Infos und Anmeldung: AKE-Bildungswerk, 
Horstweg 11,4973 Vlotho ; 


Die politische Entwicklung in den islamischen 
Ländern in der Folge des Golfkrieges 

Seminar vom 12.4.-14.4. mit A.M. Husseini 
und C. Erck in Niederstadtfeld 

Infos und Anmeldung: Lernwerkstatt e.V., 
5531 Niederstadtfeld 


Frauen — die tragende Kraft 
BUKO-Agrarseminar vom 12.-14.4. in Bonn 
Infos und Anmeldung: BUKO-Agrarkoordina- 
tion, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50 


Seminare des Studienbegleitprogramms für 
Student(inn)en aus der Dritten Welt in Baden- 
Württemberg (STUBE): 

Europa und die Dritte Welt 

Seminar vom 1.5.-5.5. in Freudenstadt mit Ex- 
kursion nach Straßburg 

Ländliche Entwicklung, Ökologie und Bera- 
tung 

Seminar vom 30.5.-2.6. in Kirchberg/Jagst 
Tourismus — Segen oder Fluch? 

Seminar vom 28.6.-30.6. bei Freiburg 

Infos und Anmeldung: Studienbegleitpro- 
gramm für Studierende aus Afrika, Asien und 
Lateinamerika in Baden-Württemberg (STU- 
BE) c/o Evangelische Akademikerschaft 
(EAiD), Kniebisstr. 29, 7000 Stuttgart 1 


Tochter des Vulkans — Literatur als Politik in 
Lateinamerika 
Autorentagung mit Gioconda Belli vom 3.5.- 


‘5. 
Infos und Anmeldung: Evangelische Akade- 
mie Loccum, Geschäftsstelle, 3056 Rehberg- 
Loccum 


Afrika — Überleben in einer ökologisch gefähr- 
deten Umwelt, gestern — heute — morgen 
Jahrestagung der Vereinigung von Afrikani- 
sten in Deutschland e. V. vom 9.5.-11.5. 

Infos und Anmeldung: Geschäftsstelle der 
VAD am Institut für Afrika-Kunde, Neuer 
Jungfernstieg 21, 2000 Hamburg 36 


„Global denken — kommunal handeln” — 
kommunale Entwicklungszusammenarbeit 
DEAB-Konferenz vom 31.5.-2.6. in Karlsruhe 
Infos und Anmeldung: DEAB-Geschäftsstelle, 
Blumenstr. 15, 7000 Stuttgart 1 


Zweites Vernetzungstreffen der Brasiliengrup- 
pen — Kooperation Brasilien — 19.-21.4.91 in 
Freiburg 

Info: Brasilieninitiative Freiburg e.V., In den 
Weihermatten 27, 7800 Freiburg, Tel. 0761/ 
53674 


Strukturanpassungspolitik in Zimbabwe, Se- 
minar des Zimbabwe Netzwerk e.V. vom 19.- 
214.91. 
Kontakt: Zimbabwe Netzwerk, Germa- 
niastr.89, 6000 Frankfurt/M. 60, Tel. 069/ 
4692703 


Neu eingetroffene Bücher 


Mitchell Schoen, William Herzberg 
Brasilien-Handbuch 

Verlag Gisela E. Walther, Bremen 1990 
485 Seiten 


Werkstatt Ökonomie (Hrsg.) 

Gewalt in Südafrika: der neue Kairos 

Bezug: Werkstatt Ökonomie, obere Seegasse 
18, 6900 Heidelberg 

15 Seiten 


Hildegard Brog 

Handel statt Hilfe: die entwicklungspoliti- 
schen Vorstellungen in der Havanna-Charta 
1947/48 

Frankfurt 1990, 265 Seiten, 38,- DM 


Evangelische Studentengemeinde in Köln 


(Hrsg.) 

Südafrika — Bericht aus einem Land im Um- 
bruch 

Köln 1990 

Bezug: ESG Köln, Baachemer Sır. 27, 5000 
Köln 41 

130 Seiten, 5,- DM 


Reiner Kronberger/Carlos Schmidt 

Argentina, Argentina: materiales para el curso 
de espanol 

Romanistischer Verlag, Bonn 1990 

180 Seiten 


Julio Cortler 

Estrategias para el desarollo de la democracia: 
en Peru y America Latina 

Friedrich Naumann-Stiftung, Dezember 1990 


epd-DWI 9/10/1990 

Lebensspender in Not: Sauberes Wasser wird 
zur Mangelware 

Bezug: epd, Vertrieb, Postfach 170361, 6000 
Frankfurt 17 


epd-DWI 1/1991 

Tourismus und Kinderprostitution: internatio- 
nale Kampagne gegen sexuellen Mißbrauch 
von Kindern in Asien 

Bezug; epd, Vertrieb, Postfach 170361, 6000 
Frankfurt 17 


Kosta Mathey 

Housing policies in the socialist Third World 
Profil Verlag, München 1990 

335 Seiten, 78,90 DM 


Beiträge zur Frauenforschung IV — Dortmun- 
der Examensarbeiten 

Verehrt und vernichtet: Mädchenerziehung in 
Indien 

Bezug: Hochschuldidaktisches Zentrum, Uni- 
versität Dortmund, Rheinlanddamm 199, 
4600 Dortmund 1 

10,- DM 


Ayla Neusel/Sirin Tekeli/Meral Akkent 


Tsg.) 
Aufstand im Haus der Frauen 
Orlanda Frauen Verlag, Berlin 1991 
336 Seiten, 32,- DM 


Institut für internationale Politik (Hrsg.) 
Jochen Hippler: der Krieg am Golf — eine poli- 
tische Einschätzung 

Wuppertal 1991, 43 Seiten 

Forum für interkulturelle Zusammenarbeit 


£- 

Das ee Ausländerrecht: Kommentierung für 
die Beratungspraxis 

Bezug: Forum für interkulturelle Zusammen- 
arbeit und Völkerverständigung München e.V., 
Daiserstr. 9, c/o Dritte Welt Cafe, 8000 Mün- 
chen 2 

144 Seiten, 8,- DM 


Koson Srisang (Hrsg.) 
Caught in modern slavery: tourism and child 


prostitution in Asia 

Bangkok, 1991 

Bezug: The Ecumenical Coalition on Third 
World Tourism, P.O.Box 24, Chorakhebua, 
Bangkok 10230, Thailand 


Ulf Engel 

Von Godesberg nach Berlin: 30 Jahre entwick- 

Kungeaolhehe Programmdiskussion in der 
PD 

Bonn, Januar 1991 

Bezug: Abteilung Internationale Zusammenar- 

beit der FriedrichEbert-Stiftung, Godesberger 

Allee 149, 5300 Bonn 2, 

49 Seiten + Dokumentation 


Institut für Auslandsbeziehungen (Hrsg.) 
Verzeichnis deutsch-ausländischer Gesell- 
schaften und ausländischer Gesellschaften in 
der BRD 

3. Auflage, 1990, Nomos-Verlagsgesellschaft 
Baden-Baden 

185 Seiten, 59,-DM 


PERSPEKTIVEN 


ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE THEORIE 


Ne. 8 


Gewendete Rechte: 
ewiggestrig oder visionär 


Herrschaftsverhältnisse im Faschismus 
(Albert Scharenberg), Modernisierung 
und westeuropäischer Rechtsextremis- 
mus (Volker Finthanmer/Jörg Neumann), 
Das Frauenbild der neuen Rechten (Sa- 
bine am Orde), Soziale Basis und Ide- 
ologie der REP (Franz-Josef Paulus), 
Multikulturelle Gesellschaft? (Sabine 
Lingelbach), Erfololoser Antifaschis- 
mıs (Niels Lange u.a.) 

ca. 725. 6,- DM 


Weiterhin erhältlich: 


Sonderheft 1: Antonio Gramsci (in 3. 
Auflage; 68 Seiten; 6,- DM) 
Sonderheft 2: Walter Benjamin (76 
Seiten; 6,- DM) 

Nr. &: Feminismus-Marxismus (in 2. 
Auflage; 64 Seiten; 6,- DM) 


Die PERSPEKTIVEN erscheinen als unab- 
hängiges Theorieorgan zur Weiterent- 
wicklung linker Politik in der BRD. Um- 
fang jeweils um 70 Seiten. Das Einzel- 
heft kostet 6 DM, im Abo 4 DM. Bestel- 
lungen an: Thorsten Schulten, Weiden- 
häuser Str. 44, BRD-3550 Marburg. 


BAYER 
Infos 
fast 


zeschernkt 


Seit 13 Jahren 
beobachten wir die 
Umwelt- und Gesund- 
heitsgefährdungen 
durch den Chemie- 
multi BAYER. 


Jetzt räumen wir 
unser Lager und 
geben deshalb 
einen Teil unserer 
Materialien zu einem 
Sonderpreis ab: 


"2 für U, Die Minibroschüre über die 
Versuche des BAYER-Konzerns, der Öffent- 
lichkeit in der Umweltpolitik ein X für ein 
U vorzumachen, 64 Seiten, Einzelpreis DM 
2,50 zzgl. Porte 

und 


Stichworte BAYER, Sonderausgabe 
"Repression statt Lohn - Knast und Raus- 
schmiss für unliebsame Gewerkschafter bei 
Bayer do Brasil‘, Mai 190, 28 Seiten, Bin- 
zelpreis DM 5,- zıgl. Porto 


und 


Stichwort: BAYER, Doppelausgabe 5/6-1990, 
Schwerpunktthema Lateinamerika, Dezember 
19%, 32 Seiten, Einzelpreis DM 5, zzgl, 
Porto 

und 


“Don't BAYER me!”, unser beliebter wet- 
terfester Aufkleber mit dem BAYER-Gefahr 
renkreuz in Leuchtfarbe auf ganzen 11 
Quadratzentinetern, Einzelpreis DM 1 
zıgl. Porto 


Jetzt im Paket 
zusammen nur 
DM 10,- incl. Porto 
gegen Vorkasse! 


COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN E.V. 
HOFSTR. 27A 
5650 SOLINGEN 11 
0212-334954 
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1992 isı das Jahr, indem 
sich die koloniale Erobe- 
rung Lateinamerikas zum 

500. Male jährt. 1992 ist auch 

das Jahr der Vollendung des Euro- 

päischen Binnenmarkts, jenes Projekt 

der herrschenden Politiker, Manager und 

Bünker, das der EG eine Hegemonialposition in 

der Weltwirtschaft verschaffen soll. Im gleichen Jahr fin- 
det in Brasilien die UNO-Konferenz zu Entwicklung und Um- 

welt statt. Vor dem Hintergrund dieser Konferenz hat eine internatio- 
nale Debatte im Spannungsfeld zwischen eher technokratischen und 
gesellschaftlichen Lösungen der ökologisch/sozialen Krise begonnen. 
Es ist offensichtlich, daß diese Ereignisse nicht nurin einem zeitlichen, 
sondern auch in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen. 

Sie stehen im Kontext tiefgreifender weltgeschichtlicher Umbrüche. 
Das Ende der Blockkonfrontation und der mit dem Zusammenbruch 
des „Real-Sozialismus* verbundene Siegeszug der westlich-kapitalisti- 
schen Gesellschafisordnung bedeuten jedoch für die „Dritte Welt“ kei- 
ne Verbesserung in den Lebensumständen breiter Bevölkerungs- 
schichten, wie die Marktapologeten es gern propagieren. 

Im Gegenteil, vieles spricht dafür, daß die politischen und wirtschaftli- 
chen Vermachtungsprozesse auf dem Weltmarkt große Teile der „Drit- 
ten Welt“ völlig ins Abseits drängen. Nicht nur, daß der Golfkriegmög- 
liche Hoffnungen-auf Abrüstung zunichte gemacht hat — er demon- 
striert darüberhinaus, daß die Mächtigen trotz aller gegenseitigen Wi- 
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Mission Macht Märkte 


dersprüche willenssind, 
mit militärischer Gewalt 
ihre Interessen gegenüber 
der „Dritten Welt“ durchzuset- 
zen. 
Diese auch große Teile der Interna- 
tionalismusbewegung verunsichernde 
Entwicklung der letzten Jahre veranlaßt sie, ih- 
re bisher leitenden Einschätzungen und die entspre- 
chenden Forderungen zu überprüfen, von Mythen Ab- 
schied zu nehmen, um neue Einsichten zu gewinnen und Wege ihrer 
Verwirklichung zu entwickeln, 

Die entwicklungspolitischen Aktionsgruppen werden auf ihrem 15. 
Bundeskongreß vor dem Hintergrund der „92er-Ereignisse“ in Arbeits- 
gruppen und Plenumsdiskussionen die durch die beschriebenen Verän- 
derungen aufgeworfenen Fragen zuspitzen,'um Widerstandsmöglich- 
keiten und Alternativen zur herrschenden Wirtschaft und Politik zu 
diskutieren. Absicht ist es, auf dieser Grundlage die inhaltlich-politi- 
schen und aktionsbezogenen Konturen einer auf die zusammenhän- 

genden Ereignisse 1992 bezogenen Kampagne herauszuarbeiten. 
Angesichts der internationalen Dimensionen der anstehenden politi- 
schen Ereignisse ist vorgesehen, daß auf dem Kongreß versucht wer- 
den soll, neben den TeilnehmerInnen aus der bundesdeutschen Inter- 
nationalismusbewegung Vertreterinnen der verschiedenen sozialen 
Bewegungen aus der Dritten Welt und aus West- und Osteuropa einzu- 

iehen. 


15. Bundeskongreß 


entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
9,5.- 12.5.1991 in Köln 


Anmeldung: Bundeskongreß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, Tel. 0407393156 
Postgiroamt Hamburg, Konto 79112-201, BLZ 200 100.20 


